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[ca. 180 Seiten. Leinen 18,50 DM]. Seit gut einem halben Jahrhundert, 
seit dem Beginn der welthistorischen Krise, deren Ausmaße noch 
keineswegs abzusehen sind, scheinen alle geschichtsphilosophischen 
Vorstellungen der Vergangenheit zweifelhaft geworden zu sein. 
Allenthalben werden Versuche sichtbar, Wesen und Sinn des Men- 
schen neu zu deuten, und neu zu deuten auch das Geschick, das den 
Menschen betrifft: die ihm widerfahrende ‘oder von ihm vollzogene 
Geschichte. 

Walther Brüning, Professor und Dozent der Philosophie an den Uni- 
versitäten Cördoba und Mainz, untersucht in seinem neuen Werk die 
Grundrichtungen des geschichtsphilosophischen Denkens der Gegen- 
wart. Er gibt nicht nur eine Aufzählung und Beschreibung der ver- 
schiedenen Modifikationen dieses Denkens — von Nietzsche bis 
zu Heidegger —, sondern er versucht auch, sie typologisch zu ordnen, 
sie in ein System zu bringen. Zum Leitfaden für diese seine Oränung 
wählt er das Kriterium der Allgemeingültigkeit, das heißt die An- 
nahme, daß Prinzipien, Normen, Gesetzmäßigkeiten bestehen, die 
für alle geschichtlichen Vorgänge verbindlich sind. Wie die einzelnen 
geschichtsphilosophischen Vorstellungen sich zu dieser Allgemein- 
gültigkeit verhalten, ob sie sie bejahen oder verneinen, ob sie sie 
als objektiv gegeben ansehen oder glauben, daß sie mit der Ein- 
maligkeit und Unwiederholbarkeit der geschichtlichen Entscheidung 
unvereinbar sei — dementsprechend weist ihnen der Verfasser ihren 


Platz innerhalb des typologischen Aufbaus zu. Dabei werden auch 
immer wieder die Beziehungen nach rückwärts aufgezeigt, das heißt 
die Voraussetzungen der einzelnen geschichtsphilosophischen Rich- 
tungen der Gegenwart im philosophischen Denken-der Vergangen- 
heit. 

Das Buch ist eine wertvolle Hilfe zur Orientierung innerhalb der 
vielen sich widersprechenden Auffassungen über Wesen und Sinn 
der Geschichte in unserer Zeit. 
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Verbände im internationalen Vergleich und im europäischen Ausland 
Rupert‘ Breitling (Heidelberg) 


ie politische Bedeutung der Verbän- 

de (pressure groups, interest groups) 
ist in den Vereinigten Staaten bereits seit 
den zwanziger Jahren Gegenstand empi- 
rischer Untersuchungen. Entsprechend 
sind die USA in dieser Hinsicht besser 
durchforscht als alle anderen Staaten. 
Und die amerikanische Literatur ist um- 
fangreicher als und zugleich richtung- 
weisend für die entsprechende Literatur 


- in anderen Ländern, in denen die Ver- 


bände im Zuge der Ausbreitung der Po- 
litischen Wissenschaft nach dem zweiten 
Weltkrieg entdeckt wurden. !) 

Außerhalb der Vereinigten Staaten ist 
der Gegenstand inzwischen vor allem in 
westeuropäischen Ländern untersucht 
' worden. Dies zeigte sich während einer 
Tagung, die die Internationale Vereini- 
gung für Politische Wissenschaft (IPSA) 
1958 in Pittsburgh zu diesem Problem- 
kreis veranstaltete. Die Berichte der Teil- 
nehmer und die Diskussion wurden von 
Henry W. Ehrmann unter dem anspruchs- 


1) Die amerikanische Literatur findet man am be- 
sten in der von Harold D. Lasswell, Ralph D. Casey 
und Bruce L. Smith zusammengestellten Biblio- 
graphie: Propaganda and Promotional Activities, 
An Annotated Bibliography, Minnesota 1935, fort- 
"gesetzt unter dem Titel: Propaganda, Communi- 
ceation and Public Opinion, A Comprehensive Refe- 
rence Guide. Princeton 1946 — und über die 
wichtigeren Werke. Als solche haben zu gelten: 
E, Pendleton Herring, Group Representation before 
Congress, Baltimore 1929; Donald C. Baisdell, Eco- 
nomic Power and Political Pressure, (Monograph 
No. 26, Temporary National Economic Committee), 
Washington D. C. 1941 und American Democracy 
under Pressure, New York 1957; Stuart Chase, De- 
mocracy under Pressure, New York 1945; Kenneth 
S. Crawford, The Pressure Boys, New York 1939; 
V. ©. Key Jr., Politics, Parties and Pressure 
Groups, New York 1947; Dayton D. McKean, Party 
and Pressure Politics, Cambridge (Mass.) 1949; 
David B. Truman, The Governmenlal Process, New 
York 1951. 
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vollen Titel »Interest Groups in four 
Continents« im Auftrag der IPSA her- 
ausgegeben ?). Die vier Kontinente sind 
Amerika, Asien, Australien und Europa. 
Nicht alle Teilnehmer haben über die 
Verhältnisse in ihren Ländern berichtet. 
Die ersten drei dieser Kontinente sind 
deshalb nur mit je einem Bericht ver- 
treten; der aus Amerika beschränkt sich 
auf die USA, der aus Asien auf Japan, 
obwohl außerdem Fachvertreter aus Bra- 
silien, Kanada und Israel anwesend wa- 
ren. Dagegen wurden die Verhältnisse 
in sechs europäischen Ländern behandelt, 
nämlich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, in Finnland, Frankreich, Großbri- 
tannien, Jugoslawien und in Schweden. 


Um für die Diskussion vergleichbare Er- 
gebnisse zu erzielen, hatten die Veran- 
stalter die Aufmerksamkeit der Teilneh- 
mer in einem »working papers auf fol- 
gende Punkte gelenkt: 1. Übersicht über 
die wichtigsten Verbände im Lande, 
ihren Aufbau und ihre Ziele; 2. Stellung 
der Verbände in der Verfassungswirk- 
lichkeit, in der öffentlichen Meinung, im 
Verhältnis zueinander; 3. Verhältnis zu 
politischen Parteien, Wahlpolitik der Ver- 
bände; 4. Einfluß der Verbände auf die 
Regierung, Gesetzgebung und Verwal- 
tung; 5. Verbandstheorie, Kritik der Be- 
griffsbildung (conceptual framework). 

Erfreulicherweise haben sich die meisten 
Referenten bemüht, solche Wünsche zu 
erfüllen, auch wenn dies in verschiede- 
nen Ländern schwierig war, weil grund- 
legende Arbeiten fehlen. Der finnische 
Beitrag beschränkt sich auf den politi- 


2) University of Pittsburgh Press, Pittsburgh 1958. 
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schen Einfluß von Wirtschafts- und Be- 
"rufsverbänden, der jugosiawische handelt 
mehr davon, was sein soll, als von dem, 
was ist, der deutsche ist »gewerkschafts- 
lastig«, was der Keferent — ein Spezia- 
& list in Gewerkschaftstragen und selber 
N Gewerkschaftler — mit fehlenden Ein- 
 zeistudıien entschuldigt. Immerhin ist 
'noch zu sehen, dal dıe Verhältnisse in 
der Bundaesrepubuk neben den. engli- 
schen, {ranzosıschen und schwedischen 
. relativ am besten erforscht sind ®). Be- 
sondere Beachtung verdient der Beitrag 
= yon Gunnar Heckscher über Schweden, 
weil hier ın einer Weltsprache zusam- 
 mengetaßt ist, was ausführlich schwe- 
disch nachzulesen wäre). Dagegen ist 
‚leider nicht zu sehen, daß außerhalb der 
Vereinigten Staaten auch die Schweiz zu 
den wenigen Ländern gehört, die eine 
beachtliche Literatur über den Gegen- 
stand aufweisen, weil kein Fachvertreter 
anwesend war. Man wird über solche 
und andere Mängel hinwegsehen in der 
Freude über das erste Buch, das einen 
"internationalen Vergleich auf diesem Ge- 
biet gestattet. Denn es zeigt sich, daß ein 
solcher Versuch bei allen Unterschieden 
der politischen Systeme nicht von vorn- 
herein zum Scheitern verurteilt ist, wie 
"die Skeptiker meinen, obwohl die Dis- 
- kussion leicht in begrifflichen Schwierig- 
keiten stecken bleibt, obwohl vorhandene 
Vergleiche nicht immer befriedigen, weil 
die Unterlagen bisher nicht ausreichten. 
Daß es an solchen Unterlagen mangelt, 
ist allen Schriften anzusehen, in denen 
Vergleiche des Verbandswesens über die 
Staatsgrenzen hinweg versucht werden. 
Auf keinen Fall können Verfassungsnor- 


3) Zur (deulischen Literatur vgl. G. Strickrodt, 
‚ Gruppeninteressen und Staatsgewalt, in: NPL 
11/1957, Sp. 320 ff. 
4) Vgl. besonders ‚Staten och Organisationera‘', 
\ Stockholm 1951. Der Rez, bedauert, daß er die von 
Heckscher (aa0., S. 172) angegebene Literatur 
mangels schwedischer Sprachkenntnisse in dieser 
Besprechung nicht berücksichtigen kann, 
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ah und apologetische Staatslehren 
Ersatz für nicht vorhandene kritische 
Untersuchungen der tatsächlichen Ver- 


als 


hältnisse hingenommen werden, kann 
das, was in Spanien und Portugal sein 


soll, mit dem verglichen werden, was in 


der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten wirklich ist°). Die 
iberiısche Halbınsel und Ibero-Amerika 
ist im Hinblick auf die politische Bedeu- 
tung der Verbände bis heute noch terra 
incognita. Tröstlich, daß wenigstens zwei 
Forscher inzwischen die Instrumente, die 
zentralen Begriffe, geprüft haben, ob sie 
zur Entdeckung der iberischen Welt tau- 
gen. Soviel lassen die Aufsätze von Th. 
Brandao Cavalcanti und von 
George I. Blanksten erkennen, ein 
derartiges Unternehmen bietet besondere 
Schwierigkeiten, verspricht aber auch 
lohnende Ergebnisse ®). 


Nicht nur wissenschaftliche Neugier hat 
zu vergleichenden Untersuchungen über 
das Verbandswesen in verschiedenen 
Ländern geführt, sondern auch das In- 
teresse von Staaten und Verbänden an 
gesetzlichen Regeln für das gegenseitige 
Verhältnis. Dazu liegen drei Arbeiten 
vor: Das Gutachten (Bericht zuhanden 
des Bundesrates) von R. Rubattel? 
über »Die Beziehungen zwischen Bund 
und Wirtschaftsverbänden«, der Aufsatz 
von Günter W. Remmlins), in dem 


5) Vgl. meine Besprechung der im übrigen höchst 
verdienstvollen Arbeit von Joseph H. Kaiser, Die 
Repräsentation organisierter Interessen, Berlin 
1956, in: „Gewerkschaftliche Monatshefte‘“, Jg. 
1956, S. 509 £. 5 

6) Th. Brandao Cavalcanti, „Grupos de pressao‘‘, 
in: „Revista de Direito publico € Ciöncia po.itica‘“, 
Jg. 1958, S. 5 ff.; George I. Blanksten, ‚Political 
Groups in Latin America‘, in: „American Political 
Science Review‘, Jg. 1959, S. 106 ff, 

7) R. Rubattel, Die Beziehungen zwischen Bund 
und Wirtschaftsverbänden, Sonderheft 64 der 
„Volkswirtschaft“, hrsg. vom Eidgenöss. Volks- 
wirtschaftsdepartement. 38 S., Verlag des Schwei- 
zerischen Handelsamtsblattes, Bern 1957. 


8) Günter W. Remmling, ‚Die Interessenverbände 
in der westlichen Welt“, in: „Zeitschr. f. Politik‘, 
Jg. 1957, S. 169 ff, 
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das Material verarbeitet wurde, welches 
das Berliner Institut für Politische Wis- 
senschaft für die Parteienrechtskommis- 
sion beim Bundesminister gesammelt hat- 
te), und die Zusammenstellung von 
Karl Josef Uthmann!®) vom Bundes- 
verband der Deutschen Industrie (BDI). 
Für das Rubattel-Gutachten wurden 
schweizerische Gesandtschaften im Aus- 
land bemüht, vergleichbare Unterlagen 
zu beschaffen. Remmling und Uthmann 
stützen sich teils auf wissenschaftliche 
Literatur, teils auf Auskünfte, die Remm- 
ling von ausländischen Wissenschaftlern 
und von Auslandsmissionen in Berlin er- 
halten hat, Uthmann von Auslandsver- 
tretungen des BDI und von korrespon- 
dierenden Industrieverbänden anderer 
Länder. Alle drei Vergleiche enthalten 
Angaben über Belgien, Frankreich, Groß- 
britannien, Italien, die Niederlande, 
Schweden, die Schweiz und die Vereinig- 
ten Staaten. Darüber hinaus haben Ru- 
battel und Remmling Dänemark und die 
Bundesrepublik Deutschland erwähnt, 
Uthmann Luxemburg, Remmling Austra- 
lien und Israel. 


Man könnte im Hinblick auf die Gesetz- 
gebung mit Uthmann grundsätzlich zwi- 
schen solchen Ländern unterscheiden, 
in denen die Verbände mehr oder weni- 
ser formlos konsultiert werden (Däne- 
mark, Bundesrepublik Deutschland, Groß- 
britannien, -Schweden, Schweiz, Vereinig- 
te Staaten) und solchen mit zentralen 


9) vgl. dazu Otto Stammer, ‚„Interessenverbände 
und Parteien‘, in: „Kölner Zeitschrift für Soziolo- 
gie‘, Jg. 1957, S. 587 ff. sowie den Bericht der vom 
Bundesminister des Innern eingesetzten Parteien- 
rechtskommission: Rechtliche Ordnung des Pär- 
teiwesens, Probleme eines Parteiengesetzes, An- 
hang: Überblick über die Regelung des Verbands- 
einflusses im Ausland, S. 87 ff.; vgl. NPL II/1957, 
Sp. 947 ff. 

10) Karl Josef Uthmann, Institutionelle Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirt- 
schaftsverbänden im Ausland, in: Der Staat und 
die Verbände, hrsg. von Wilhelm Beutler, Gu- 
stav Stein, . Hellmuth Wagner im Namen ‚des 
BDI, Verlagsges. ‚Recht und Wirtschaft‘ mbH., 
Heidelberg 1957, S. 56 ff. 
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Wirtschafts- und Sozialräten (Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Nieder- 


lande), wenn diese Räte ein Ersatz für 


die Konsultation, d. h. die freie Inter- 
essenvertretung seitens der Verbände 
wären. Bisherhaben aber noch alle Unter- 
suchungen ergeben, daß sie es nicht sind, 
daß der Hauptstrom der Verbandsinter- 
essen an solchen Räten vorbeifließt. Das 


geht auch aus dem Rubattel-Gutachten 


hervor. Remmling, der feststellt, wel- 
che gesetzlichen Bestimmungen erlassen 
wurden, um den Einfluß der Interessen- 
verbände auf die Parteien einzudämmen, 
hat dort, wo Uthmann Wirtschafts- und 
Sozialräte aufführt, oftmals eine Fehl- 
anzeige. Das Vorhandensein solcher Ein- 
richtungen ist für die politische Wissen- 
schaft kein Anlaß, die Untersuchung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Ver- 
bänden auf diese zu beschränken. Des- 
halb ist der zweite Teil der Uthmann‘- 
schen Zusammenstellung, der sich auf 
E. G. Erdmann!!) stützt, weniger er- 
giebig als der erste. 
Wertvoll sind die drei Schriften vor allem 
hinsichtlich der darin enthaltenen Infor- 
mationen über die Verhältnisse in klei- 
nen westeuropäischen Ländern: In der 
Schweiz,in den Niederlanden, in Belgien, 
Schweden und Dänemark. Bedauerlich, 
daß Österreich nirgends vorkommt, ein 
Land, bei dem Max Weber schon 1917 
einen außergewöhnlichen Einfluß wirt- 
schaftlicher Interessenten auf die Ge- 
setzgebung feststellte, das er als ab- 
schreckendes Beispiel empfahl!2). Über 
11) E. G. Erdmann, Die zentralen Wirtschafts- und 
Arbeitsräte in Westeuropa, in: „Sozialpolitik. Ar- 
beits- und Sozialrecht“, Festschrift f. Friedrich 
Sitzler, Stuttgart 1956, S. 395 ff. Die Göttinger Dis- 
sertation von Heinz-Bernhard Most, Die Einbezie- 
hung politisch-sozialer Kräftegruppen in das Ver- 
fassungsgefüge, dargestellt an den: Wirtschafts- 
räten in Deutschland, Frankreich, Belgien und den 
Niederlanden sowie denen der europäischen supra- 
nationalen Gemeinschaften, Göttingen 1955, wurde 
leider nicht herangezogen. : 
12) Max Weber, Wahlrecht und Demokrätie in 


Deutschland, in: Gesammelte Politische Schriften, 
München 1921, S. 283 f. 
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Italien sind Angaben zwar vorhanden, 
‘aber dürftig. Wer mehr über das italie- 


nische Verbandswesen wissen will, muß 


A 


Ps 
AN 


FR 


E 
% 
KERN 


2 £ 


= 


4 


sich vorläufig mit einer Reihe von Auf- 
" sätzen begnügen, die in der Zeitschrift 
»Nord e Sud« erschienen sind '?), bis das 

lang erwartete Werk von J. La Palom- 
_  bara erschienen ist. 


Es ist beinahe selbstverständlich, daß 
Vergleiche des Verbandswesens im Hin- 


- blick auf die wünschenswerte Gesetzge- 


bung nur unter verwandten politischen 
'- Gebilden angestellt werden. Dagegen ist 
nicht selbstverständlich, daß sich fast 
. alle vorhandenen Untersuchungen auf 


’ weinen Kreis von Ländern beschränken, 
x deren politische, soziale und wirtschaft- 


liche Verhältnisse einander ähnlich sind: 


Auf die Vereinigten Staaten und einige 


westeuropäische Länder. Ja es scheint, 


daß das Problem überhaupt nur in sol- 


chen Ländern existiert, deren hintergrün- 
dige Verwandtschaft sich unter anderem 
daran erweist, wie die nationalen Orga- 
nisationen der wirklich bedeutenden Ver- 
bände durch internationale Organisatio- 
nen miteinander verbunden sind. Offen- 
‚bar gibt es pressure groups selbst in 
Australien, Neuseeland und der Süd- 
afrikanischen Union, in kommunistischen 
Ländern und in Franco-Spanien aber 
nicht 1%). 


Wir glauben, daß sich die Forschung hier 
im selbstgefertigten Netz ihrer Begriffe 


13) De Oaprariis, „Sul Gruppi di Pressione‘“ 
25, 1956); G. D’Eufemia, ‚Aspetti Giuridiei dei 
Gruppi di Pressione‘“‘ (Nr. 27, 1957); G. Ciranna, 
„Un Gruppo di Pressione: La Confederazione Na- 
zionale dei Coltivatort Diretti‘ (Nr. 38, 1958) und 
„Appunti sui Gruppi Pressione e le Elezioni Poli- 
tiche del 25 Magglo‘“ (Nr. 42, 1958). 

14) Zwar existiert keine selbständige Arbeit über 
den Gegenstand. Er wird aber in einer ganzen 
Reihe von Schriften behandelt. Vgl. den Aufsatz 
von Josephine Milburn und Taylor Cole, ‚Biblio- 
graphical Malterial on Political Parties and Pres- 
sure Groups in Australia, New Zealand and South 
Africa‘, in: „American Political Science Review‘, 
Jg. 1957, 8..199 ff, 


(Nr. 


107 


verstrickt hat. Die terminologische Dis- 
kussion, ob man besser »pressure grOupS«, 
»interest groups« oder »lobby« verwende, 
ist in dieser Hinsicht unfruchtbar °). 
Keiner dieser Begriffe, auch keine Ab- 
wandlung wie »Interessenverbände«, 
reicht aus, um damit Erscheinungen wie 
die »demokratischen Massenorganisatio- 
nen« leninistischer Provenienz in den 
kommunistischen Ländern zu verstehen 
oder die katholischen Organisationen in 
Spanien und einigen lateinamerikanischen 
Ländern, obgleich sie an -deren. Stelle 
stehen, obgleich kommunistische Verbän- 
de wie die Organisationen der katholi- 
schen Aktion im  politisch-ideologisch 
offenen Teil der Welt als pressure groups 
auftreten. Denn all. diese Begriffe set- 
zen voluntaristische Interessenkonkurrenz 
voraus, daß der politische Prozeß inı In- 
teresse der Verbände beeinflußt ‘werde, 
im Grenzfall als Resultante eines Paral- 
lelogramms der Verbandskräfte vorzu- 
stellen. Indessen wird das Wesen mensch- 
licher Verbände!) mit solchen. Begrif- 
fen nicht erfaßt, sondern nur eine ihrer 
Möglichkeiten in der politischen Willens- 
bildung. Die vorherrschende Willens- 
richtung in den Verbänden ist kein Da- 
tum, sie ist Problem. So wie schon bei 
uns Verbandsinteressen nicht ohne wei- 
teres Mitgliederinteressen, sondern auch 
Interessen der Verbandsleiter oder de- 
ren Hintermänner sind, kann das ganze 
Verbandssystem dazu dienen, die Massen 


15) Vgl. Giovanni Sartori, ‚‚Gruppi di pressione 0 
gruppi di interesse?‘“, in: „Il Mulino“, Nr.. 87, 
1958, Für die Verwendung von „Lobby‘ als zentra- 
len Begriff hat sich S. E. Finer eingesetzt. Die 
theoretische Diskussion wurde-durch einen Aufsatz 
von W. J. M. Maäckenzie ausgelöst: ‚Pressure 
Groups: The ‚Conceptual Framework‘, in: ‚Politi- 
cal Studies‘, Jg. 1955, S. 247 ff. 

16) Vgl. Otto von Gierkes Berliner Rektoratsrede 
von 1902, Das Wesen menschlicher Verbände, Leip- 
zig 1902. G, hat darin seine eigenen umfassenden 
Kenntnisse Hegelschen Vorstellungen untergeord- 
net. Seither haben deutsche Verbandstheorien 
einen philosophisch-spekulativen Zug, wie z.B. 
Franz Eulenburg, Das Geheimnis der Organisation, 
Berlin 1952. 
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im Dienst eines vorhandenen Willens- 
zentrums planmäßig zu erfassen und zu 
aktivieren. 


Wie fruchtbar Vergleiche des Verbands- 
wesens über den Kreis der offenen poli- 
tischen Systeme hinaus sein können, hat 
Ossip K. Flechtheim!’) mit zwei 
Aufsätzen gezeigt. F. würde, selbst wenn 
W. Weber recht hätte, wenn in der Bun- 
desrepublik ein übler »Pluralismus oli- 
garchischer Herrschaftsgruppen« zu be- 
klagen wäre!2), diesen Zustand dem 
System »demokratischer Massenorgani- 
sationen« in der Zone noch immer vor- 
ziehen, weil in der Bundesrepublik der 
status quo dynamisch umgebildet werden 
könne, in der Sowjetzone aber nicht. 
Ganz abgesehen vom Wert, den die Be- 
trachtung des Verbandswesens in anders- 
artigen politischen Systemen für das 
Verständnis der jeweiligen Länder hat 
— man lese beispielsweise den Aufsatz 
von Chao Kuo-Chün !?) — auch die hie- 
sigen Verhältnisse erscheinen in einem 
neuen Licht. Ohne Vorstellung von na- 
tionalsozialistischen Gliederungen und 
kommunistischen Massenorganisationen 
wäre es Carl J. Friedrich wohl kaum 
eingefallen, »die schöpferische Rolle der 
Gruppen im demokratischen Staat« be- 
sonders herauszustreichen, die Resultante 
im Parallelogramm der Verbandskräfte 
als Gemeinwohl zu rechtfertigen 2%). Wäh- 


17) ©. K, Flechtheim, ‚Parteien und Organisatio- 
nen in der Bundesrepublik“ und ‚Parteien und 
Organisationen in der Sowjetzone‘“, in: ‚„Gewerk- 
schaftliche Monatshefte‘‘, Jg. 1957, S. 259 ff. und 
8.333: 1f. ; 

18) Werner Weber, Spannungen und Kräfte im 
westdeutschen Verfassungssystem, Stuttgart 1951. 
Spätere Urteile Webers sind, nachdem die ersten 
empirischen Untersuchungen vorlagen, nicht gar 
so schlecht ausgefallen; vgl. W. Weber, „Das poli- 
tische Kräftespiel in der wohlfahrtsstaatlichen 
Massendemokratie‘“‘, Schriften des DIHT, Köln 
1956, sowie seinen Beitrag in: „Der Staat und die 
Verbände“, aaO., S. 19 ff. 

19) ‚Mass Organisations in Mainland China‘, in: 
„American Political Science Review‘, Jg. 1954, 
S. 752. ff; 

20) „Industriekurier‘, Nr. 99 v. 3. 7. 1956. 
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rend der Blick sich geweitet hat, ist viel 
vom Odium der »pressure« geschwunden. 
Ganz allgemein bemühen sich Autoren 

neuerer Schriften über den Gegenstand, 
den alten diffamierenden Bezeichnungen 
einen wertneutralen Sinn zu unterschie- 
ben. 

E3 

Dies gilt auch für die beiden wichtigsten 
Arbeiten über die Verbände in England 


von John D. Stewart und von S. E 


Finer?!). St. bedient sich einer Defini- 
tion ‘von W. J. M, Mackenzie mit einer 
kleinen Veränderung und versteht unter - 
»pressure groups«: »Organized groups 
possessing both formal structure and real. 
common interests, in so far as they seek 
to influence the process of government« 2). - 
Noch im Vorwort weist er darauf hin, 
seine Untersuchung handle von einer 
legitimen Tätigkeit, ja St. bezweifelt, daß 
die Verbände zu illegitimen Methoden 
greifen 2). F. setzt dem Interesse seiner ı 
Leser möglichst nicht solche Dämpfer 
auf. Bei ihm heißt der Gegenstand »the 
Lobby«, ein Wort, das eher noch mehr 
nach Korruption schmeckt als »pressure 
groups«, von ihm aber neutraler bewertet 
wird. »The Lobby« bedeutet nach F.: 
»The sum of organizations in so far as 
they are occupied at any point of time in 


21) John D. Stewart, British Pressure Groups, 
Their Role in Relation to the House of Commons. 
273 S., Oxford University Press. Oxford 1958; 
S. E. Finer, Anonymous Empire, A Study of the 
Lobby in Great Britain, 151 S., The Pall Mall Press, 
London 1958; dt. Ausg.: Die anonyme Macht, 
171 S., Westdeutscher Verlag, Köln und Opladen 
1960; Die Übersetzung ist stellenweise so schlecht, 
daß man nur das Original empfehlen kann. Not- 
falls ist sie zusammen mit dem Original zu benüt- 
zen. 

22) Mackenzie hatte geschrieben: „... in so far 
as they influence the decisions of public bodles‘‘; 
vgl. W. J. M. Mackenzie, ‚Pressure Groups in Bri- 
tish Government“, in ‚British Journal of Socio- 
logy‘‘, Jg. 1955, S. 137. 

23) So schon Mackenzie in ‚Pressure Groups in 
British Government‘, S. 141. M. hat diese Ansicht 
damit begründet, daß es irrsinnig (inseane) sei, um 
kleiner Vorteile des Augenblicks willen, den guten 
Ruf eines Verbandes, eines seiner wirkungsvollsten 
Einflußmittel, zu gefährden. 
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bodies in their own chosen direction; 
A though (unlike political. parties) never 
themselves prepared. to undertake the 
direct government of the country.« 


Wenn es nötig wäre, die Eigenständigkeit 
einer Politischen Wissenschaft gegenüber 
Soziologie, Verfassungslehre und Zeit- 
H geschichte zu behaupten, diese beiden Ar- 
beiten könnten dafür als Beispiele dienen. 
In ihrer rein politisch-wissenschaftlichen 
Fragestellung sind sie einander ähnlich. 


ten und nicht als Normensystem) gerich- 
tet als auf die Verbände (deren Struktur 
vernachlässigt wird). Die unausgespro- 
 chene Frage beider Autoren heißt: Wie 
‚ nehmen die Verbände hier und heute 
Bi ihre Interessen wahr (ohne Rücksicht auf 
ve ER historische Entwicklungen)? 
In beiden Fällen handelt es sich um be- 
schreibende Darstellungen tatsächlicher 
Verhältnisse und deren politische Inter- 
pretation. St. hat dabei mehr Platz für 
Beispiele, bringt mehr Material. Er kann 
das nicht nur deshalb, weil sein Buch um- 
fangreicher ist, sondern auch, weil sein 
Thema auf das Verhältnis der Verbände 
zum Parlament beschränkt ist, wie es der 
Zusatz zum Titel anzeigt. Das hindert ihn 
„aber nicht, in längeren Ausführungen auf 
Bi die Beziehungen der Verbände zu den 
Ministerien einzugehen, die er für wichti- 
ger hält. Weil die Regierung darauf ange- 
wiesen ist, daß ihre Gesetzentwürfe in 
zweiter Lesung angenommen werden — 
eine Abstimmungsniederlage könnte 
ihren Sturz bedeuten — herrscht im Un- 
terhaus eine straffe Fraktionsdisziplin, 
die die Verbände nicht durchbrechen kön- 
nen. Wenn also ihre Interessen nicht be- 
‚reits im Entwurfsstadium berücksichtigt 
wurden, die Chancen englischer Ver- 
bände, einen Regierungsentwurf nach- 
träglich im Parlament zu zerstören, sind 
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gering. Nun ist das freilich keine neue Er- 
sondern eine Grundtatsache . 


trying to influence the policy of public 
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kenntnis, 
englischer Verbandspolitik, auf die 
Mackenzie und Beer schon vor St. hinge- 
wiesen haben **). Sollte man sich ärgern, 
daß die erste größere Untersuchung die- 
ser Art thematisch so eingeengt wurde, 
daß das Zentrum des Interesses nur 
nebenbei erwähnt werden konnte? Man 
sollte es nicht. St. selber weist ja nach, 
daß das Parlament mehr ist als ein Stem- 
pel, den die Regierung auf ihre Gesetz- 
entwürfe drückt, daß es gute Gründe gibt, 
warum die Verbände sich drängen, im 
Unterhaus vertreten zu sein. 

F., der vergleichsweise stärker abstrahiert 
und systematisiert, setzt die Akzente an- 
ders. Da er die Ministerien nicht nur 
nebenbei betrachtet, sieht er außer dem 
Einfluß auch dort Kräfte, die verhindern, 
daß die Bäume in den Himmel wachsen: 
Die englische Ministerialbürokratie.. Wenn 
F. das Verhältnis der Verbände zum Par- 
lament und den politischen Parteien eben- 
falls ausführlicher behandelt als das zu 
den Ministerien, so deshalb, weil er die 
Bedeutung von Westminster höher ein- 
schätzt als St. Bei ihm zeigt sich, daß das 
Ansehen, das die Verbände bei den Mini- 
sterialbeamten genießen, die Bereitschaft, 
ihre Interessen zu berücksichtigen, wie- 
derum weitgehend davon abhängt, wie 
entsprechende Verbände im Unterhaus 
vertreten sind. Der Schlüssel zum Ver- 
ständnis dieses Verhältnisses ist die eng- 
lische Ministerverantwortlichkeit. Unter- 
hausdebatten sind, wie die meisten Ver- 
handlungen moderner Parlamente, Fen- 
sterreden und gerade deshalb nicht wir- 
al) Mackeneie, aaO., S. 138: „In our system, the 
focus of decision is almost always somewhere in 
the field of ‚administration‘; an approach from 
this end would describe the British system in a 
fairly complete way, and there would scarcely be 
the necessity (which Prof. Truman finds in the 
USA) to deal separately with pressure in the legis- 
lative process and on the judiciary.‘“ Vgl. auch 
Samuel H. Beer, „Pressure Groups and Parties in 


Britain‘, in: „American Political Science Review‘, 
Jg. 1956, S. 1 ff. 
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kungslos. Der Minister, der den Entwurf 
aus seinem Hause verantwortet, hat nicht 
gern die besseren Argumente gegen sich, 
will nicht als Narr im Fenster stehen. 
Er scheut Kontroversen und ist leicht zu 


Kompromissen, zu Konzessionen bereit, 
sofern sie nicht viel kosten. Er denkt da- 
bei nicht nur an die Wahlhilfe der Ver- 
bände, sondern auch an die Hinterbänk- 
ler seiner Partei, die als Vertreter von 
Verbandsinteressen Einfluß gewinnen 
möchten, die die Popularität der Partei 
und ihre eigene politische Karriere för- 
dern. Die Rücksichten des Ministers sind 
aber auch Rücksichten der Ministerial- 
beamten, die sich in der englischen Tradi- 
tion von Verantwortlichkeit ebenso be- 
mühen, ihren Chef vor Schwierigkeiten 
zu bewahren, wie er für alle Handlungen 
seiner Beamten einstehen muß. Gewiß, es 
ist die Ausnahme und nicht die Regel, 
wenn eine Regierungsvorlage im Unter- 
haus im Interesse von Verbänden abge- 
ändert oder gar vom Minister zurückge- 
zogen wird. Aber es lohnt sich, diese Aus- 
nahmen zu betrachten, die die beiden 
Autoren schildern. Denn es sind nicht nur 
Beispiele für den Einfluß der Verbände 
im Unterhaus. Es sind abschreckende Bei- 
spiele für Schwierigkeiten und Blamagen 
des Ministers, Beispiele dafür, was ein 
Referent an Verbandswünschen beim Ent- 
wurf zu berücksichtigen vergessen hatte. 
Sie gehen ein in die »departmental view« 
(Finer), in das Verhalten der Beamten im 
Verkehr mit Verbandsvertretern, damit 
die Regel, der glatte Durchgang der Ge- 
setze im Unterhaus erhalten bleibe. 


Wer sich für das Verbandswesen in Eng- 
land interessiert, der wird natürlich zu 
den Büchern von St. und F. greifen. Aber 
es empfiehlt sich, dazu noch einige andere 
Schriften zu benutzen. Keine Definition 
des Gegenstandes kann einen Katalog der 
beobachteten Verbände ersetzen, den auf- 
zustellen viele Autoren aus zwei Grün- 
den scheuen: Erstens weil sie keine be- 
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friedigende Einteilung finden, zweitens 
weil es offenbar unangemessen ist, Kir- 
chen unter »pressure groups« aufzufüh- 
ren, unredlich, sie wegzulassen. Jedenfalls 
setzt St. stillschweigend voraus, daß man 
die englischen Verhältnisse kenne, so daß 


der Ausländer zunächst einige Mühe hat, 


sich in der englischen Verbandswelt zu- 
rechtzufinden. 
seinen zahlreichen Beispielen höchst sel- 
ten vor, woraus aber nicht geschlossen 
werden darf, daß diese als Verbände in 
England keine Rolle spielten. F. bringt 
wenigstens eine Liste seiner »Lobbies«, 
darunter auch Kirchen. Diesen Abschnitt 
hat er für seinen Bericht zur erwähnten 
IPSA-Tagung von 1958 in Pittsburgh neu 
gefaßt. Zur ersten. Orientierung über das 
Verbandswesen in England beginne man 
also mit diesem seinem Beitrag °). 

Wer mehr über große englische Verbände 
wissen will, greife zum ersten Heft des 
Jahrgangs 1958 der Zeitschrift »Political 


Quarterly«, das den »Pressure Groups in 


Britain« gewidmet ist. Dort werden in 
einzelnen Aufsätzen englische Bauern- 
verbände, Veteranenverbände, Verkehrs- 
verbände, Unternehmerverbände und an- 
dere abgehandelt ?%). Eine befriedigende 
Einteilung ist nirgends in Sicht, nachdem 
maßgebende englische Autoren in ameri- 
kanische Sackgassen gelaufen sind ?”). Die 
Mängel einer Unterscheidung wie der 
zwischen partiellen Interessengruppen 
(sectional groups) und Sachvertretungen 


25) „Interest Groups and the Political Process in 
Great Britain‘, in: Interest Groups on Four Con- 
tinents, aaO., S. 117 ff, 

26) „The Political Quarterly‘‘, Bd. 29, H. 1, Ver- 
lag Stevens, London 1958 mit Aufsätzen von R. T. 
McKenzie, ‚Parties, Pressure Groups and the Bri- 
tish Political Process‘, Pexter Self und Herbert 
Storing, „The Farmers and the State“, Graham 
Wootton, ‚‚Ex-Servicemen in Politics‘, G. R. 
Strauss, ‚Pressure Groups I Have Known‘', S. E. 
Finer, ‚Transport Interests and the Roads Lobby‘, 
Leonhard Tivey und Ernest Wohlgemuth, „Trade 
Associations as Interest Groups‘ und Allen Pot- 
ter, „Attitude Groups‘. 

27) vgl. dazu Allen Potter, „British Pressure 
Groups‘, in: „Parliamentary Affairs‘‘, Jg. 1955/56, 
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Kirchen kommen unter 


(promotional groups, cause groups, Pro- 
grammatic groups, propaganda groups, 
attitude groups) erweisen sich nicht nur 
daran, daß es viele Verbände gibt, die gut 
in beide Kategorien passen, während an- 
dere so schlecht unterzubringen sind, daß 
redliche Autoren wie R. T. McKenzie mit 


einer dritten Rubrik »übrige« gleichsam 


den soziologischen Bankrott anzeigen. Vor 
allem erweisen sich die Mängel: daran, 
daß keine Übersicht über die in einem 
Lande vorhandenen Verbände danach 


_ eingeteilt wird, weil diese Kategorien 


dazu nicht ausreichen. Im übrigen unter- 
scheidet sich die Topographie der eng- 


. lischen Verbände von der bundesdeut- 


schen vor allem hinsichtlich der größeren 


"Bedeutung von politischen Initiativge- 


meinschaften aus der Bürgerschaft (civic 
groups) und von Verbänden protestan- 
tischer Eiferer. Als Besonderheit sind 
Commonwealth-Interessengruppen zu be- 
merken. 

Außer der Orientierung über das Ver- 
bandswesen in England bei Finer gibt es 
noch einen zweiten Zugang zum Studium 
der englischen Verhältnisse, eine ausge- 
zeichnete Einführung in die historische 
Entwicklung der englischen Verbände von 
Samuel H. Beer). Dieser Aufsatz ist 
umso wertvoller, als er eine Kernfrage 


‘der repräsentativen Demokratie behan- 


delt: Das Verhältnis der Repräsentations- 
theorie zur Praxis der Interessenvertre- 
tung in historischer Sicht. 


* 


Über die französischen Verhältnisse «gibt 
es weniger Arbeiten als über die eng- 
lischen, dafür aber ein ganz überragendes 


S, 418 ff. sowie Attitude Groups, aaO., S., 72 £.; 
W. J. M. Mackenzie, Pressure Groups in British 
Government, wa30., und „Pressure Groups: The 
‚Conceptual Framework‘ ‘‘, aaO.; J. D. Stewart, Bri- 
tish, Pressure Groups, a30., S. 25 f., sowie R. T. 
McKenzie, Parties, pressure Groups and the Bri- 
tish Political Process, aaO., S. 11 f£, 

28) Samuel H. Beer, ‚The Representation of In- 
terests in British Government‘, in: „American 
Political Science Review“, Jg. 1957, S. 613 ff. 
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Werk von JeanMeynaud°®). Es ist the- 


matisch so breit angelegt und im einzel- . 


nen so informativ, daß es mehr Wünsche 
befriedigt als jedes andere Buch dieser 
Art, das bisher in Europa erschienen ist. 
Die Bescheidenheit, mit welcher der Verf. 
auf Lücken und Mängel hinweist, grenzt 
nachgerade an intellektuelle. Tiefstapelei. 
Man findet eine theoretische Auseinan- 
dersetzung, ausführlicher als bei David B. 
Truman; ein Tableau der vorhandenen 
Kräfte, ausführlicher als bei V. O, Key; 
eine Darstellung der angewandten »pres- 
sure«-Methoden, ausführlicher als bei 


John D. Stewart; eine Analyse der leben- 


den Verfassung, ausführlicher als bei 
S. E. Finer. 

Allerdings behandelt M. die Verhältnisse 
in der IV. Republik. Man kann also nicht 
wissen, wieviel davon heute gilt, solange 
noch keine vergleichbare Analyse der V. 
Republik vorliegt. Aber die Schwächen, 
an denen die IV. Republik schließlich zu- 
grunde ging, treten in der Arbeit deutlich 
hervor: Die anarchistische Haltung der 
Bevölkerung, ihre ideologische Zerrissen- 
heit und Desorientierung, die schmale 
Basis der parlamentarischen Demokratie 
und der entsprechend schmale Handlungs- 
spielraum der ständig wechselnden Re- 
gierungen. Die Verbände sind aber nicht 
die großen Kräfte der Zerstörung im Hin- 
tergrund, welche darauf warten, selber 
an die Macht zu kommen. Sie sind viel- 
mehr die kleinen Nutznießer der Schwäche 
des Systems und als solche ein Element 
der Dekomposition. Das Bild erinnert in 
mancher Hinsicht an die Weimarer Repu- 
blik, von der wir leider keine entspre- 
chende Analyse des Verbandswesens be- 
sitzen 3°). 


29) Jean Meynaud, Les Groupes de Pression en 
France, in: Cahiers de la Fondation Nationale 


„Sciences Politiques 95. 371 S., Armand Colin, Pa- 


ris 1958. 
30) Karl Dietrich Bracher, Die Auflösung der Wei- 
maner Republik, 2. Aufl., Stuttgart 1957, ist bis 
heute die beste Darstellung auch zü diesem Teil- 
problem. 
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‚Bei der obrigkeitsfeindlichen Einstellung 
' der Bevölkerung aktivieren die Ver- 
' bände das Gefühl jeder Gruppe, benach- 
‚ teiligt zu werden. An der Macht sind 
stets die anderen, welche die Realisie- 
rung der berechtigten eigenen Forderun- 
gen verhindern (S. 305 £.). Die ideologi- 
sche Zerrissenheit zeigt sich darin, daß 
auf vielen Gebieten, bei Gewerkschaften, 
Veteranenverbänden, Europa-Verbänden 
‚ und anderen, die Verbandskonkurrenz 
eine politisch-ideologische.- Konkurrenz 
ist. Die Konkurrenten überboten sich ge- 
-genseitig mit unrealisierbaren Forderun- 
gen, weil Mäßigung den Vorwurf der 
Schwäche, des Verrats eintrug, und stei- 
gerten damit die Unzufriedenheit der Be- 
völkerung (S. 227 £.). Die große Produk- 
tion von Gesetzentwürfen durch das 
französische Parlament — sie übertraf 
diejenige der Exekutive — erklärte sich 
aus der Zulieferung durch Verbands- 
. zentralen. M. spricht von einer indirek- 
ten Gesetzesinitiative der Verbände 
(S.193). Bei wahlwirksamen, verbands- 
wichtigen Gegenständen beherrschte das 
Parlament die Regierung, während die 
eigentlichen politischen Probleme un- 
erledigt der Verwaltung überlassen blie- 
.ben (S.188). Die Regierungsmehrheit im 
Parlament war so schmal, daß große 
Verbände als »Zünglein an der Waage« 
die Regierungen laufend erpressen konn- 
ten (S. 201, 313). Schon bei der Investitur 
' wurden die Kabinette auf Verbandsinter- 
essen festgelegt; und viele sind schließ- 


lich an Verbandsinteressen gescheitert 


(S.311£f.). Auch eine so fähige und un- 
abhängige Ministerialbürokratie wie die 
französische war außerstande, die ver- 
schiedenen Verbandswünsche miteinan- 
- der auszugleichen. Sie wurde von den je- 
weils interessierten Verbänden von oben 
durch die ministeriellen Büros (cabinets 
ministeriels) und von unten durch bera- 
tende Ausschüsse in die Zange genom- 
men. Unter solchen Verhältnissen wird 
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die beste Regierung handlungsunfähig, ist 
der Zusammenbruch des politischen Sy- 
stems nur eine Frage der Zeit. e 

M. hat es als eine Mischung zwischen re- 
präsentativem und korporativem System 
charakterisiert (S. 415), freilich nicht 
wegen der Existenz eines Wirtschafts- 
rates (S. 217 ff.), der so wenig bedeutet . 
wie der Reichswirtschaftsrat in der Wei- 

marer Republik ’!). Dabei hat das wirk- 

same korporative Element die Funk- 

tionsfähigkeit des politischen Systems er- 
heblich beeinträchtigt, wesentlich zur 

Pattstellung der politischen Kräfte bei- 

getragen. Man muß fragen, ob ein Kor- 

porativsystem mehr leisten kann, als die 

Pattstellung der politischen Kräfte, etwa 

zu Gunsten der Handlungsfreiheit 

eines Diktators. Nach den Ausführungen. 
von A. Jacobs über Portugal, von R. Geo- 

ris über Spanien und von P. Bertani 

über das faschistische Italien in einem 

Sonderheft der »Cahiers de Bruges« ’) 

versteht man die Vorliebe von Diktato- 

ren, die mit Rücksicht auf die Kirche auf 

eine totalitäre Erfassung der Bevölke- 

rung verzichten (müssen), für korpora- 

tivstaatliche Lösungen. Sie sind eben 

nicht nur Maskierung °°). 

M. lehnt sich in der Definition dessen, 

was »groupes de pression« sind, stark an 

David B. Truman an. Und zwar war diese 

Anlehnung in einer Vorstudie zu seinem 

Hauptwerk noch enger, wobei er Truman 

mit »groupes dinteret« als dem zentra- 

len Begriff auch terminologisch noch nä- 

her stand °%). Indessen bedeutet die Ver- 


31) vgl. S. Schumm, „Interest Representation in 
France and Germany‘, in: „Cahiers de Bruges‘‘, 
III/IV/1958, S, 139 ff. und die dort angegebene Li- 
teratur. 

32) ,‚Syndikalism, Corporativism, Interest Groups 
and Democracy‘‘, III/IV/1958. 

33) So Meynaud in ‚„Contribution & l’analyse des 
groupes d’intreret dans la vie politique francaise‘‘ 
in: „Revue de l’Institut de Sociologie‘‘ (Solvay), 
Jg. 1956, S. 226. 

34) Vgl. dazu die Definitionen von David B. Truman 
in „The Governmental Process‘, New York 1951, 
S. 33 und die von Meynaud in ‚„Contributions .. .‘ 
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wendung von »groupes de pression« keine 


srundsätzliche Abkehr von den Truman- 


schen Kategorien; sondern dieser Begriff 


steht für »political interest groups« als 
eine besondere Spezies der »interest 


. groups«. Der Oberbegriff ist eine soziolo- 


gische Kategorie. Dabei wird »interest« 


 — »„interät« sehr weit gefaßt. 
Aber in diesem Punkt ist die Ueberein- 


stimmung zwischen Truman und M. au- 


 ßerhalb des definitorischen Teils zwei- 
x ‚felhaft. Die Vertretung materieller Inter- 
_ essen steht nämlich bei M. stark im Vor- 
- dergrund. Dagegen werden Glaubens- 
 . gemeinschaften vernachlässigt, weil die 


Analyse der politischen Wirkung von 
Glaubenshaltungen den Rahmen einer 
speziellen Studie der »groupes de pres- 


a 'sion« sprenge (S.85). Man möchte hinzu- 
‚fügen: Weil es unpassend ist, Kirchen 


unter »pressure groups« abzuhandeln. 
Und zwar ist es die zentrale Begriffsbil- 


dung, die hier nicht paßt. Sind etwa die 


französischen Freimaurerlogen ohne po- 
litische Bedeutung? Sie kommen bei M. 
nicht vor. Jedenfalls erscheinen die Ver- 
bände schließlich als Interessengruppen 
in einem engeren Sinne von »Interesse«, 
im Gegensatz zu »Idee«. Und die politisch 
besonders wichtigen Ideen scheinen in 
den Köpfen freischwebender Intellek- 
tueller jenseits der Verbände zu spu- 


ken (S. 350 £.). 
; Natürlich dient das Vehikel der Organi- 
. sation ebenso 


der Beförderung von 
Ideen wie derjenigen von Interessen. M. 
weist selbst darauf hin, wie schwer es ist, 
beides auseinanderzuhalten (S. 100). Weil 
aber »pression« doch enger aufgefaßt 
wird, als es nach der breiten Anlage der 
Arbeit zu vermuten wäre, erscheint das 
politische Gewicht der Glaubensgemein- 
schaften im Verhältnis zu dem anderer 
Verbände zu leicht. Im übrigen ist dieses 


' Mißverhältnis in den politischen Propor- 


aa0., S. 225 f. und in „Les groupes de pres- 
BIOr 0 aaO, 21, 
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S 


tionen bei den meisten Arbeiten dieser F 


Art zu beobachten, auch bei Truman. 


Würden die Glaubensgemeinschaften ihrer 
relativen Bedeutung entsprechend stär- 
ker beachtet, so wäre es auch leichter, der 
allgemeinen Tendenz einer Abwertung 
der Verbände gegenüber den Parteien 
zu entgehen. Auch M. der sich um 
eine wertneutrale Darstellung bemüht, 
schreibt an einer Stelie: »Le groupe in- 
tervient, mais sans assumer lui-m&me 
la responsabilite des decisions prises« 
(S.21). Vor dem Volk sind natürlich die 
politischen Instanzen für die getroffenen 


Entscheidungen verantwortlich, die unter 


normalen Verhältnissen nicht einfach 
Verbandswünschen folgen. Der Ärger 


- des Wählers trifft die politischen Par- 


teien, nicht die Verbände. Aber auch die 
Verbände pflegen sich zu rechtfertigen, 
und zwar vor ihren Mitgliedern, indem 
sie beispielsweise die von ihnen erreich- 
ten Kompromisse als Erfolge hinstellen. 
Das ist durchaus wertvoll, wenn auf diese 
Weise der Kreis der unmittelbar Betrof- 
fenen befriedigt werden kann, noch ehe 
das Gesetz verabschiedet ist. Jedenfalls 
muß es nicht so sein, daß Verbände stets 
den Niedergang beschwören und Erfolge 
nur im Negativen berichten (noch Schlim- 
meres sei verhütet worden), um ihre Mit- 
glieder zu aktivieren und Nichtmitglie- 
der zu werben. In der Bundesrepublik 
hat eine solche Haltung auf die Dauer 
keinen Erfolg. Und wenn es in Frank- 
reich anders ist, so folgt daraus noch 
nicht die Verantwortungslosigkeit der 
Verbände. Vielmehr gehört diese Erschei- 
nung in die Pathologie politischer Sy- 
steme ®), . 
* 


35) Als Einführung in die französischen Verhält- 


nisse ist der Bericht von George Lavau, „Political 
Pressures by Interest Groups in France‘, in: „In- 
terest Groups on Four Continents‘, a.a.O., S. 60 ff. 
zu empfehlen, Auszüge aus einer Vorstudie zu Mey- 
nauds Hauptwerk finden sich bei Gilbert Ziebura, 
Das französische Regierungssystem, Köln 1957, 
8.0162 If. 
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] Außer dem bereits erwähnten, mit über- 
‚ legener Sachkenntnis geschriebenen Gut- 

} achten von Alt-Bundesrat R. Rubattel, 
das als Zugang zu empfehlen ist, gibt es 

i vor allem die beiden gewichtigen Arbei- 
ten über die Verbände in der Schweiz von 

] Hans Georg Giger®*) und Erih Gru- 


ner?°”). Beide beschränken sich wesent- 
‚ lich auf die Betrachtung wirtschafts- und 
sozialpolitisch orientierter Verbände. Und 
weil unter ihrem Einfluß auch die mei- 
sten anderen schweizerischen Arbeiten — 
wie beispielsweise die in einem Sonder- 
druck veröffentlichte Artikelreihe der 
- Neuen Züricher Zeitung?) — so beschränkt 
sind, gewinnt man bei der Lektüre 
manchmal den Eindruck als habe »Ver- 
band« in der Schweiz eine engere Bedeu- 
tung als im übrigen deutschen Sprach- 
gebiet, obwohl gerade Gi. auch andere 
Verbände sieht, sie ebenso zahlreich 


schätzt und von dieser Beschränkung 


- eigentlich nichts wissen will S. 14f.). 
Gi. hat aber als Mitarbeiter des schweize- 
rischen Bundesamts für Industrie, Ge- 
 werbe und Arbeit die praktischen Bei- 
spiele aus der Wirtschaft vor sich. 


Der besondere Wert der beiden schweize- 
rischen Arbeiten besteht darin, daß sie 
-das Problem ausführlich und dabei aus 
einer anderen Persepktive behandeln. 
Gr. fragt als Historiker, wie sich die Ver- 
bände in der Schweiz entwickelt haben, 
Gi. als Jurist, wie sie in ihrem Verhältnis 
zum Staat zu beurteilen sind. Beide sind 
“ einander nicht nur darin verwandt, daß 
'sie den gleichen Gegenstand behandeln, 


- 36) Hans Georg Giger, Die Mitwirkung privater 

. Verbände bei der Durchführung öffentlicher Auf- 
gaben, = Berner Rechts- und Wirtschaftswissen- 
schaftliche Abhandlungen, Heft 60. 232 S., Verlag 
Paul Haupt, Bern 1951. 

37) Erich Gruner, Die Wirtschaftsverbände in der 
Demokratie, Vom Wachstum der Wirtschaftsorga- 
nisationen im schweizerischen Staat. 131 S., Eu- 
gen Rentsch Verlag, Erlenbach-Zürich 1956; vgl. 
NPL, 11/1957, Sp. 333 f. 

38) „Parteien und Verbände‘, mit Beiträgen von 
Emil Küng, Ernst Geyer, Hermann Häberlin, Hans 
Huber und Carlo Mötteli, Zürich 1954. 
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sondern auch darin, daß sich die verschie- 
denartige Betrachtungsweise gegenseitig 
überschneidet. Gi. beginnt mit einer hi- SS 
storischen Übersicht, und Gr. endet mit 
einer verfassungsrechtlichen Beurteilung. 
Gi. ist kein Rechtsdogmatiker, sondern 
ein erfahrener Verwaltungsjurist, Er 
schreibt näher an der Sache und stützt - 
sich weniger auf das Urteil anderer Au- 
toren. Fast die Hälfte seiner Arbeit it 
der Darstellung der bestehenden recht- “ 
lichen Beziehungen zwischen Staat und & 
Verbänden gewidmet. Sie ist einzigartig 
in der internationalen Literatur und zeigt i Ü 
die große Breite verschiedenartiger Mit- 
wirkung der Verbände nicht nur bei der 
Durchführung, sondern auch bei der Ver- 
ursachung Öffentlicher Aufgaben. Man 
gewinnt den Eindruck, daß die gegensei- 
tige Verfilzung von Staat und Verbänden 
in der Schweiz besonders weit gediehen 
ist. Gr ergänzt dieses Bild, indem er die 
Geschichte der Verbände in der Schweiz 
als eine Entwicklung von der Vereins- 
freiheit im 19. Jahrhundert zum pri- 
vaten Organisationszwang im 20. Jahr- 
hundert darstellt. Vor1914hätten dieGe- 
richte den Einzelnen noch gegen die‘ = 
Zwangsmittel der Verbände geschützt. 
Inzwischen aber käme er infolge des auf 

ihn ausgeübten moralischen und wirt- 
schaftlichen Druckes und wegen der Zu- 
ständigkeit von Verbandsgerichten erst 

gar nicht dazu, sein Recht zu suchen 

(S. 117). 


In der Tat bietet die Schweiz besonders 
günstige Voraussetzungen für erfolgreiche 
Verbandspolitik. Schon die Vorentwürfe 
der meisten Gesetze entstehen nicht in 
den Ministerien (Departementen) oder im 
Parlament (den eidgenössischen Räten), 
sondern in außenparlamentarischen Ex- 
pertenkommissionen unter Beteiligung 
der Experten mächtiger Spitzenverbände. 
Gr. beschreibt eindrucksvoll, wie die 
Beamten lange Zeit auf die statistischen 
Angaben der Verbände angewiesen wa- 
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ren, die sie mangels eigener Unterlagen 


nicht nachprüfen konnten. 


amtlichen Statistik bekämpften, wurden 


_ und werden ihre Sekretariate für ihre 


 »Hilfe« auch noch subventioniert (S. 108, 


110 ££.) 3%), d.h. die Verbände sind in der 


' Schweiz schon beteiligt, bevor der Ent- 


wurf gefestigt ist. Gleichzeitig holt die 
federführende Verwaltungsbehörde Stel- 
lungnahmen aller sonst interessierten 
Verbände ein, Diese Anhörung (Vernehm- 
lassıung) der Verbände ist für bestimmte 
Fälle sogar durch die Verfassung vor- 
geschrieben. Die Stellungnahmen der 
Verbände gehen mit dem fertigen Ent- 


- wurf an die Räte, wo die Verbände in 


N 


und durch die politischen Parteien eine 
zweite Chance haben, das Gesetz in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. Hier wird die Ver- 
tretung von Verbandsinteressen durch 
das schweizerische Vielparteiensystem 
begünstigt. Schließlich können große Ver- 
bände sogar das verabschiedete Gesetz 
noch zu Fall bringen, indem sie bei ihren 
Mitgliedern Unterschriften sammeln und 
ein Referendum erzwingen ?%). Man ist 
versucht zu fragen, warum sich die öf- 
fentlichen Instanzen noch mit der Mate- 
rie befassen, warum sie ‘nicht einfach 
Verbandsbeschlüsse zu Gesetzen erheben. 
Und tatsächlich, auch das gibt es in der 
Schweiz: Die Allgemeinverbindlichkeits- 
erklärung !). 


Gi. ist über diese Verhältnisse weniger 
beunruhigt als Gr., obwohl er in der Mit- 


wirkung von ‚Verbänden besonders bei 


der Rechtsetzung eine Abkehr vom de- 


39) Vgl. auch Giger, aaO., S. 36. 

40) Vgl. dazu auch die Zusammenstellung von 
K. J. Uthmann, aaO., und die Ausführungen von 
Hans Huber in: ‚Parteien und Verbände‘, aaO., 
sowie das Rubattel-Gutächten. 

41) Zwar gibt es diese auch in der Bundesrepublik, 
aber nur für Tarifverträge; vgl. Günter Brenner, 
„Zum Mitwirkungsrecht der Verbände und Verei- 
nigungen bei der Gesetzgebung des Bundes und 
beim Erlaß von Verordnungen‘, in: „Der Betriebs- 
wirt‘‘, Jg. 1960, S. 877, 
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Während 
‚einige Spitzenverbände den Aufbau einer 


en 


" mokratischen Verfahren sieht (S. 197 2) 


und obwohl er die Selbstverwaltung der 
Verbände als »Neofeudalismus« verwirft 
(S. 207 £f.). Natürlich läuft der Verbands- 
zweck vielfach mit staatlichen Bestrebun- 
gen parallel. Aber man wundert sich 
doch, daß Gi. beispielsweise die Allge- ° 
meinverbindlichkeit 
men für technische Regelungen pauschal: 
rechtfertigt, wo sich doch gerade hinter 
technischen Vorschriften oftmals massive 
Verbandsinteressen verbergen. 

Im übrigen steckt viel Kritik in seiner 
Arbeit. Aber es ist eine sanfte Kritik, 
eingewickelt 
dazu angetan, die Stellung der hohen Be- 
amten gegenüber den Ansprüchen der 
Verbände zu stärken, ohne das gute Ein- 
vernehmen zu trüben. 

Gr. kennt solche Rücksichten freilich 
nicht. Ja, er kehrt den Zwangscharakter 
der Wirtschaftsverbände stärker hervor 
als alle anderen Autoren, weil er die 
Kartelle in einem kartellfreudigen Lande 
mit unter die Verbände rechnet. Dabei 
verläßt er sich mehr als zu wünschen 
wäre auf Traugott Geering, Sekretär der 
Baseler Handelskammer, welcher die 
Kartelle der Industrie generell als »ge- 
sunde Reaktion der Produzenten gegen- 
über der immer tiefer gehenden Preis- 
unterbietung der meisten Industriepro- 
dukte« rechtfertigt, während er anderer- 
seits die Milchverbände als »das stärkste 
Beispiel zielbewußter, rücksichtsloser Aus- 
beutung eines Lebensmittelmonopols« an- 
prangert ?), In solcher: Sicht erscheinen 
natürlich auch die Gewerkschaften als 
Kartelle, ohne daß der Unterschied zwi- 
schen einer Kartellierung von Menschen 
und einer Kartellierung von Waren be- 
rücksichtigt wird. 

Sicher gehört die Kartellpolitik der Sache 
nach in eine Betrachtung der Wirtschafts- 


42) Zit. aus „Die Konzentration der Industrie in 
der Schweiz‘, in: „Kartell-Rundschau‘“‘, V/ 1957; 
vgl. auch Gruner, aaO., S. 49 und 112. 
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von Verbandsnor- 


in Konzessionen, offenbar 


| 


verbände hinein. Aber das Problem ist 
wesentlich schwieriger als es bei Gr. er- 
scheint. Nicht nur ist die Materie kompli- 
ziert; sie ist dazu noch weitgehend ver- 
schleiert. Darin liegt das Geheimnis, 
warum andere Autoren dieses -Thema 
meiden: Es ist fast unmöglich, es in einer 
befriedigenden Darstellung so unterzu- 
bringen, daß die übrigen Teile der Arbeit 
nicht davon überwuchert werden. Im üb- 
rigen ist der von Gr. festgestellte Trend 
zum privaten Zwangsverband keine Na- 
turtatsache, sondern ein Übel, welches 
der Staat als einzig legitimer Zwangsver- 
band, als Hüter der Menschenrechte, im 
allgemeinen Interesse bekämpfen sollte. 
Glücklicherweise gibt es auch in der 
Schweiz einige Faktoren, welche verhin- 
dern, daß die Behörden nur noch Erfül- 
lungshilfen für Verbände leisten. Der 
wichtigste ist die starke Stellung der ho- 
hen Beamtenschaft. Sie folgt daraus, daß 
das Regierungspersonal, die Büundesräte 


“ und die kantonalen Regierungsräte, prak- 


tisch auf Lebenszeit berufen wird. Die- 
ses Verfahren dämmt die Ämterpatro- 
nage stark ein. Bei dem hohen Ansehen, 
das die schweizerischen Beamten in der 
Öffentlichkeit genießen, müssen sie nicht 
in jedem Falle eine Verständigung mit 
den Verbänden suchen, obschon sie all- 
gemein zu Kompromissen neigen, um 
unangenehmen Auseinandersetzungen zu 
entgehen (Giger, S. 207). Die Kunst der 
Verwaltung besteht darin, verschieden- 
artige Interessen im allgemeinen Inter- 
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‚esse gegeneinander auszuwiegen, auch 


dort wo es schwierig ist, beispielsweise 
weil die Konsumenten schlecht organi- 
siert sind. Gi. weist ferner darauf hin, 
daß die schweizerischen Parteien eine 
gewisse Integrationsfähigkeit bewahrt 
haben (S.193) und das Referendum sich 
oftmals gegen Verbandswünsche aus- 
wirkt. 


Interessant ist die Stellung, die Gi. ge- 


genüber der herkömmlichen Staatsrechts- - 


lehre einnimmt. Er ist nicht grundsätz- 
lich dagegen, daß private Verbände an 
öffentlichen Aufgaben mitwirken; ja er 
hält es in vielen Fällen für notwendig. 
Er folgert daraus auch nicht, daß solche 
Verbände zu Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts erhoben werden sollten; ja 
er hält eine weitergehende Selbstverwal- 
tung der Verbände für gefährlich. Statt 
dessen sollen die Behörden diese Mitwir- 
kung beaufsichtigen, Beschwerden über- 
prüfen, öffentliche Kritik anregen und 
sie bei Mißbräuchen entziehen (S. 158 £f.). 
Nicht zuletzt sind die beiden Arbeiten 
ein Zeugnis dafür, wie fruchtbar eine Un- 
tersuchung des gleichen Gegenstandes 
von verschiedenen wissenschaftlichen 
Disziplinen her sein kann. Mögen die- 
jenigen Fachvertreter, die gern auf ihre 
Zuständigkeit pochen, daran erkennen, 
daß gerade die verschiedenartige Frage- 
stellung besonderen Gewinn bringt. Es 
gibt nicht zu viele, sondern viel zu wenig 
Arbeiter auf diesem Feld. 


Frankreich im Zweiten Weltkrieg 


Kollaboration —- Resistance — Invasion 
Eberhard Jäckel (Kiel) 


enn es eines Beweises bedurft hätte, 

i daß eine leidenschaftslose Betrach- 
tung des Vichy-Regimes in Frankreich 
immer noch nicht möglich ist, so wäre er 
amit erbracht, daß zwei der hier vor 
'ahresfrist besprochenen Bücher!) nicht 
nur eine lebhafte Polemik in Zeitungen 
und Zeitschriften, sondern sogar zwei 
‚volle Gegenbücher hervorgerufen haben. 
Die erste dieser Buchbesprechungen in 
Buchform?) wendet sich gegen das drei- 


bändige Werk »La vie de la France sous . 


‚l’occupation«, das die Tochter Lavals aus 
etwa 300 Zeugenaussagen zur Rehabilitie- 


"rung ihres Vaters zusammengestellt hatte. 


Henri Michel, der Generalsekretär eines 


der Regierung unterstehenden Instituts, 


das sich unter dem Namen »Comite d’Hi- 


 stoire de la deuxieme guerre mondiale« 


_ hauptsächlich mit Fragen der Rösistance 
und der Deportation beschäftigt, hat zur 
Widerlegung zwölf Mitarbeiter herange- 
zogen, ihre Kritiken mit verbindenden 


 Zwischentexten versehen und herausge- 


SH 
i 


' geben. 


Obwohl diese Rezensenten je auf ihrem 
Gebiet (wie Finanzen, Wirtschaft, Land- 
wirtschaft, Beziehungen zu England, Ju- 
denverfolgung, Elsaß und Lothringen 
usw.) durch einschlägige Monographien 
als Fachleute ausgewiesen sind, hinterläßt 
die Sammlung einen unbefriedigenden 
Eindruck. Das hängt einerseits mit der 


1) Vgl. NPL., IV/1959, Sp. 597 ft. 

2) La France sous l’oceupation (Collection „Esprit 
de la Resistance“), 195 S., Presses Universitaires 
de France, Paris 1959. 
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polemischen Absicht zusammen, die dem 
historischen Verständnis abträglich ist 
und gelegentlich zu Fehlurteilen geführt 
hat, zumal da der Raum zu vertieiter Er- 
örterung nicht ausreichte. Anderseits liegt 
aber vor allem ein grundsätzliches -Miß- 
verständnis des kritisierten Werkes zu- 
grunde. Dort ist nämlich im Vorwort (S.5) 
klar gesagt, daß es sich um von der Toch- 
ter Lavals gesammelte Zeugnisse handelt, 
und daß das herausgebende amerikani- 
sche Hoover-Institut sich mit ihnen in gar 
keiner Weise identifiziert. Damit war 
offensichtlich und sogar beabsichtigt, daß 
die Sammlung einseitig, parteiisch und 
unvollständig ist, und man fragt sich 
etwas ratlos, warum diese unverkennbare 
Tatsache’ mit so viel Aufwand demon- 
striert werden mußte. Der Vorwurf, daß 
unter dem allerdings anspruchsvollen 
Titel der Laval-Sammlung mehr hätte 
geboten werden müssen, fällt auf die Kri- 
tik zurück, denn sie wird ihrem nicht be- 


BR Ai 7 al ale = ul ml 1 Ka u Pin ae 
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scheideneren Titel ebenso wenig gerecht. 


Die Unterstellung schließlich, die Laval- 
Sammlung stelle die amerikanische Mei- 
nung. dar, hat den Kritikern bereits eine 
deutlich verärgerte Zurechtweisung ein- 
getragen ?). 


Viel befriedigender ist das andere Gegen- 
buch, das sich das Werk von Jacques 
Benoist-Mechin vornimmt. P. Dhers) 


3) VonGordon Wright in: „The American Historical 
Review‘, LXV/1960, S. 418 £. 
4) Pierre Dhers, Regards nouveaux sur les ann&es 


quarante, Comment M. Benoist-Mechin &crit 1’Hi- 


stoire, suivi de Le Mar6chal Pätain et le debarque- 
ment africain. 218 S., Flammarion, Paris 1958. 
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wirft dem ehemaligen Vichy-Staatssekre- 
tär ziemlich genau das vor, was auch wir 
an ihm ausgesetzt haben, daß er nämlich 
unter der Maske des unparteiischen 
Historikers eine geschickt verdrehte Dar- 
stellung des Zusammenbruchs von 1940 
zur Rechtfertigung Pä&tains (und seiner 
selbst) benutzte. Glücklicherweise dient 
nun aber diese treffsichere Kritik, die 
auch in einer Zeitschrift Platz gefunden 
hätte, nur als Vorläufer zu einem erheb- 
lich umfänglicheren zweiten Teil, der am 
Beispiel der alliierten Landung in Nord- 
afrika im November 1942 die außenpoli- 
tische Grundeinstellung Petains _be- 
stechend herausarbeitet. Während die P&- 
tainisten behaupten, der Marschall müsse 
im Grunde zur Widerstandsbewegung ge- 
rechnet werden, und die Historiker um 
Henri Michel dagegen vorbringen, der 
»Vichy-Faschismus« habe die Kollabora- 
tion mit Hitler zur Grundlage seiner Poli- 
. tik gemacht, zeigt D., daß Petains Grund- 
haltung in Wirklichkeit neutralistisch 
war. Er wollte Frankreich aus allen 
Kämpfen heraushalten, träumte gar von 
einer Vermittlerrolle und wartete im 
übrigen auf den Tag des »grünen Tisches«. 
D. demonstriert nun das Absurde dieser 
. Politik, die nämlich 1942 beinahe dazu ge- 
führt hätte, daß Frankreich, gerade weil 
es seine Neutralität gegen alle verteidi- 
gen wollte, sich sowohl mit den Alliierten 
als auch der Achse im Kriege befunden 
hätte, Der Verf. verhehlt nicht, daß er de 
Gaulles Politik für die richtigere und 
würdigere hält (er beweist das geradezu), 
aber das hindert ihn nicht, die Außenpoli- 
tik P&tains unpolemisch zu analysieren, so 
daß man seiner angekündigten umfassen- 
deren Untersuchung darüber gespannt 
entgegensehen darf. 


Über das tägliche Leben unter der Beset- 
zung gibt es bereits eine Fülle von Erleb- 
nisberichten, Darstellungen und Lokal- 
geschichten. Einen besonderen Aspekt er- 
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öffnet G.Walter°) mit Ausschnitten aus 
der Pariser »presse occup&e«. Diese kleine 


Quellensammlung (mit zahlreichen Ilu- 


strationen, einer Zeittafel Pariser Ereig- 
nisse und Bibliographien) belegt vor allem 
die »1001 Sorgen des besetzten Parisers«: 
die Rationierung, den Schwarzen Markt, 
die Denunzianten usw. Die deutschen Soi- 
daten, im Volksmund Kartoffelkäfer ge- 
nannt, erscheinen als Invasion unifor- 
mierter Touristen, bewaffnet mit zahl- 
losen Kameras, und Paris glaubt, seinem 


Ruf als »ville-lumiere« alle Ehre machen | 


zu müssen: nie zuvor gab es so viele und 


so. eindeutige Nachtkabarette. Die len- 


kende Tätigkeit der Wehrmacht-Propa- 


gandastaffel, je nachdem werbend oder ie 


befehlend, wird von W. ein wenig sum- e; 
marisch, aber nicht falsch gezeichnet. Be- 
sonderen Quellenwert hat das Kapitel 


über die Judenverfolgung®). Gewiß ist all 


das mit etwas leichter Hand und viel 
grimmigem Humor zusammengestellt, 
aber so wenig der Historiker über den 
Haupt- und Staatsaktionen das kleine 
Leben von Tag zu Tag übersehen darf, so 
wenig wird er an diesem Büchlein vorbei- 
gehen wollen. 

Tritt hier naturgemäß die Anpassung 
oder gar die Kollaboration in den Vorder- 
grund, so künden doch schon die ersten 
Klebezettel vom Aufkommen der Re&si- 
stance. Von wann ab sie als organisiert 
angesprochen werden kann, ist umstrit- 
ten.Henri Michel’) behauptetinseinem 
jetzt neu vorliegenden Überblick, bis 
1942 habe sie vor allem in der Herstellung 
von Kontakten, im Aufbau eines vagen 


5) Gerard Walter, La vie & Paris sous l’occupation 
1940—1944 (Collection ‚Kiosque‘‘). 254 S., Armand 
Colin, Paris 1960. 

6) Kurz sei hier darauf hingewiesen, daß inzwi- 
schen das große Werk von Joseph Billig, Le Com- 
missariat General aux Questions Juives, mit dem 
dritten Band abgeschlossen wurde (Editions du 
Centre de Documentation juive contemporaine, Pa- 
ris 1960). 3 

7) Henri Michel, Histoire de la R&sistance 1940— 
1944 (Collection ‚Que sais-je?‘‘ Nr.429). 128 S., 
Presses Universitaires de France, Paris 1958. 
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" Zusammenhalts und in Propaganda be- 


standen. Das große Ereignis, zugleich 
Schlußpunkt und Auftakt, war die Ver- 
einigung der äußeren Resistance de Gaul- 
les mit der inneren Anfang 1944. M.s 


Schrift ist die bislang einzige Zusammen- 


fassung der unübersichtlichen Fülle von 
Organisationen, Richtungen, Querverbin- 
dungen usw. und daher eine nützliche 


"Einführung in einen Gegenstand, der der 


quellenmäßigen Erforschung so große 


Schwierigkeiten bereitet. 


Daß Resistance mit Spionage und Sabo- 
. tage zu tun hatte, ist ebenso bekannt wie 


daß sie vom Sommer 1941 an zunehmend 
von England aus unterstützt, versorgt und 
schließlich gelenkt wurde. Ärgerlich für 
den Historiker ist nur, daß die Literatur 
darüber eher in die Abenteuer- als in die 
Geschichtssparte gehört. Das galt für die 
Erinnerungen des britischen Chefs Buck- 
master ®), und es gilt noch mehr für.das 


Buch von H. A. Eckert?), eines Änge- . 


hörigen der deutschen Abwehrleitstelle in 
Frankreich. Man findet bekannte Namen 
wie Hugo Bleicher und Mathilde Carre 
darin, je nach Geschmack spannende Ge- 
schichten und Zeichen sogar für Agenten- 
Kameraderie, aber die Zeit- und Orts- 
angaben schon sind vage, der Überblick 
des Verf, begrenzt auf seine Aufträge und 
die Erkenntnisse für die Geschichtswis- 
senschaft dementsprechend außerordent- 
lich gering. 


Obwohl ebenfalls von einem Beteiligten 


stammend, der sich wie E. vor einem 
französischen Kriegsgericht zu verant- 
worten hatte, verdient die Studie H. Lu - 
thers!® doch erheblich mehr Interesse. 


8) Maurice J. Buckmaster, 
London 1952, 

9) Heinz A. Eckert, Der gefesselte Hahn, Im \Nah- 
kampf mit der Resistance. Hg. von Cornelius van 
der Horst. 287 S., Holsten-Vierlag, Hamburg 1959. 
10) Hans Luther, Der französische Widerstand 
gegen die deutsche Besatzungsmacht und seine Be- 
kämpfung, = Studien des Instituts für Besatzungs- 
fragen zu den deutschen Besetzungen im 2. Welt- 
krieg, Nr. 11. 297 S.,, Institut für Besatzungsfra- 
gen, Tübingen 1957, 


Specially Employed, 
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Gerade wegen einer gewissen Rechtferti- 


gungsbemühung - ist diese juristische 
Doktorarbeit dokumentarisch und mit 
weit über tausend Anmerkungen belegt. 
Die Organisation der deutschen Besat- 
zungsverwaltung wird nirgendwo sonst 
so klar dargestellt, die Widerstands- 
bewegung ist knapp skizziert, die Geisel- 
erschießungen und ihre Problematik sind 
reich dokumentiert. Seine Aufgabe sah 
der Verf., obzwar Jurist, weniger in einer 
rechtlichen Würdigung als in zeitgeschicht- 
licher Erforschung der »tatsächlichen Vor- 
gänge«, die dann einer späteren völker- 
rechtlichen Erörterung als Grundlage die- 
nen sollen. Diese historische ‘ Arbeit 
schränkter freilich wieder durch rechtliche 
Überlegungen ein, indem er z.B. die Ju- 
denverfolgung als „außerhalb jeden Rech- 
tes liegend« (S.2) ausschließt und sich im 


- wesentlichen auf die Maßnahmen des 


Militärbefehlshabers beschränkt. Das ist 
ein methodisch höchst fragwürdiger An- 
satz, der ein historisches Gesamtbild nicht 
gestattet, denn Judenverfolgung, SS und 
SD und Resistance stehen natürlich in 
engstem Zusammenhang. Stellt man diese 
etwas willkürliche Auswahl indessen ge- 
bührend in Rechnung, so bleibt eine er- 
staunlich reiche Materialsammlung, die 
man wegen der Fülle von Belegen, Zita- 
ten und Literaturangaben mit. Nutzen 
konsultieren wird. 


Aus der Veröffentlichungsreihe des Tü- 
binger Instituts für Besatzungsfragen zu 
den deutschen Besetzungen im Zweiten 
Weltkrieg, in der L.s Buch erschienen ist, 
sind noch drei weitere Arbeiten über 
Frankreich zu nennen. Es handelt sich um 
ausgesprochene Anfängerarbeiten, und 
das Institut tut gut daran, sie als vorläu- 


fige Arbeitsergebnisse zu kennzeichnen, 


denen abschließende historische Darstel- 
lungen erst noch zu folgen hätten, Diese 
Einschränkung ist aus zwei Gründen sehr 
ernst zu nehmen; denn einerseits. fehlt 
den Verfassern, die wohl Juristen, Wirt- 
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schafts- oder Naturwissenschaftler sind, 
anscheinend oft das elementare histo- 
risch-kritische Rüstzeug. Anderseits be- 
ruhen diese Arbeiten quellenmäßig weit- 
hin auf höchst eigenartigen Grundlagen, 


die das Institut besitzt, nämlich den sog. : 
Schlußberichten der deutschen Militär- : 
verwaltung. Nach der Räumung Frank- 


reichs 1944 benutzten diese Stäbe die Zeit 
bis zur Kapitulation zur Abfassung von 
recht umfangreichen Rückblicken, an 


deren Redaktion bis weit in den Mai 1945 : 
Diese : 
Schlußberichte dienen offensichtlich der 


hinein gearbeitet worden ist. 
Rechtfertigung, und zwar in doppeltem 
Sinne. Sie sollten einmal den NS-Zentral- 
behörden beweisen, wie gut diese Ver- 
waltung arbeitete bzw. gearbeitet hätte, 
wenn sie nicht von politischen Übergrif- 
fen behindert worden wäre. Zum andern 
gingen diese beamteten Verfasser aber 
auch von der bizarren Vorstellung aus, 
auf die deutsche Niederlage werde bald 
eine Friedenskonferenz wie in Versailles 
folgen, und man müsse alsdann gegen 
französische Anklagen oder Forderungen 
sog, Beweissicherungen zur Hand haben. 
Diese Berichte sind daher ein geradezu 
gespenstisches Zeugnis für die Einstellung 
jener Beamten alter Schule, die die Mili- 
tärverwaltung weithin trugen. Es ver- 
steht sich nach alldem von selbst, daß der 
Historiker sich dieser Texte nur mit der 
äußersten kritischen‘ Reserve bedienen 
wird. Die Verfasser der Tübinger Studien 
waren mit dieser unumgänglichen Vor- 
arbeit schlechthin überfordert und haben 
sie wohl nicht einmal versucht, zumal da 
ihnen im Gegensatz zu L. auch noch 
das Erlebnis der Wirklichkeit fehlte. 


Am besten gelungen ist noch die Arbeit 
von A. Munz!!) über Währung und 
Finanzen. Der Verf. konnte davon pro- 


11) Alfred Munz, Die Auswirkungen der deutschen 
Besetzung auf Währung und Finanzen Frankreichs, 
—= Studien ..., Nr. 12. 141 Bl. (hektographiert), In- 
stitut für Besatzungsfragen, Tübingen 1957. 
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zweiten Weltkrieg, 


fitieren, daß es gerade über dieses Gebiet 


”y 


bereits eine aus sonst unzugänglichem 


Archivmaterial vorzüglich dokumentierte 
französische Studie 1?) gibt, und er hat da- 


her seine Zusammenstellung unter zwar A 
sparsamer, aber korrekter Berücksichti- AR) 


gung der großen Politik abgefaßt. Es. “ist: 


eine knappe und klare Aufstellung der % 


Besatzungskosten (insgesamt über 31 Mil- 


vn A 
a 


liarden RM) entstanden, die sich aller- 


dings streng auf ihr Thema beschränkt 
und die angrenzenden. Wirtschaftsfragen. > 
ausschließt. Eine fast ausschließlich sta- 
H. Kisten- 
macher®) über die Ernährungswirt- 
schaft vor. Man kann ihr zwar genau die “ r 


tistische Arbeit legt 


Por 
A, 


Lebensmittelrationen (die erheblich nie- 


driger waren als die deutschen zur selben 
Zeit) entnehmen, aber es fehlt leider 
nahezu jede Interpretation der Statisti- 
ken. Auch die Studie von Rosemarie 
Denzel) schließlich ist sozusagen rein 


technisch und hat mit Geschichte kaum > 
noch etwas zu tun. Dabei ist die chemische 
Industrie historisch recht wichtig, nicht 


nur weil sie zur deutschen Rüstungswirt- 


schaft beitrug, sondern vor allem wegen - 


ihrer Verflechtung in Hitlers »großeuro- 
päischen Wirtschaftsraum« mit deutschem 
»Führungsanspruch«. Die Verf. steht 
ebenfalls den Schlußberichten, ihrer 
Hauptquelle, allzu unkritisch gegenüber, 
was letztlich nicht verwundert, denn ohne 
ein Minimum an historischer Methode 
und an Kenntnis der größeren Zusam- 
menhänge können eben sogar derartige 
Detailstudien nicht gelingen. Vielleicht 


12) Pierre Arnoult, Les finances de la France et 
l’occupation allemande (1940—1944), Paris 1951. 
13) Hans Kistenmacher, Die Auswirkungen der 
deutschen Besetzung auf die Ernährungswirtschaft 
Frankreichs während des 2. Weltkrieges, = Stu- 
dien ..., Nr. 16.:127 Bl. und 24 Anlagen (hekto- 
graphiert), Institut für Besatzungsfragen, Tübin- 
gen 1959. 

14) Rosemarie Denzel, Die Chemische Industrie 
Frankreichs unter der deutschen Besetzung im 
= Studien... ., Nr. 18. 140 Bl. 
und 10 Anlagen (hektographiert), Institut‘ für Be- 
satzungsfragen, Tübingen 1959. 
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können immerhin die zusammengetrage- 
nen Statistiken und die (allerdings un- 
vollständigen) Quellen- und Literatur- 
angaben einmal nützlich sein. 

* 


Nachdem Hitler seine Invasion Englands 
 nichtgewagt undsichstattdessen auf Ruß- 
land gestürzt hatte, bestand seine Politik 
in Frankreich im wesentlichen aus dem 
"Warten auf die Invasion der anderen. In 
eigentümlicher Rückkehr zum viel geläster- 
-  . tenMaginot-Denken verließ er sich auf den 
Atlantikwall, der aus viel Beton und noch 
mehr Propaganda bestand. Nach den Ka- 
'tastrophen von Stalingrad und Tunis 
‚stieg indessen die Gefahr, und Hitler be- 
Hi traute seinen populärsten General mit 
der Abwehr der erwarteten Landung. 
Rommel wurde die Heeresgruppe B im 
' Raum von den Niederlanden bis zur 
- Loire-Mündung und zugleich die Über- 

prüfung der Verteidigung der bedrohten 
Küsten von Dänemark bis zur Biskaya 
übertragen. Er hat die Schlacht um Frank- 
reich vorbereitet, in den ersten fünf Wo- 
chen geleitet und verloren. 


rn 
Nr 


Die Literatur über die Invasion wächst 
2” auf allen Seiten. Nach Rommels General- 
 stabschef Speidel !5) hat nun auch der ihm 
zugeteilte Marinesachverständige, Vize- 
admiral F. Ruge'%), seine Erinnerungen 
über diese Periode veröffentlicht. Dem 
Br, schon als Seekriegshistoriker hervorgetre- 
an tenen Verf. standen anders als Speidel 
das Kriegstagebuch der Heeresgruppe B, 
die Tagesberichte Rommels sowie persön- 
liche Aufzeichnungen zur Verfügung, und 
er kann so von Tag zu Tag viel ausführ- 
licher dokumentieren. Gleichwohl tritt 
> hier ein weniger geschlossenes Bild zu- 
FR tage. R. hat Rommel auf zahllosen Kü- 
| stenfahrten begleitet und schildert minu- 
tiös die einfallsreichen Improvisationen 


15) Hans Speidel, Invasion 1944, Tübingen 1949. 
16) Friedrich Ruge, Rommel und die Invasion, Er- 
innerungen. 286 S., K.F. Koehler Verlag, Stutt- 
gart 1959. 
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(insbesondere Vorstrand- und Luftlande- 
hindernisse wie Minenpfähle, sog. Rom- 
mel-Spargel, Betontetraeder usw.), denn 
Rommel und Hitler waren sich darin 
einig, daß der Strand die Hauptkampf- 
linie zu bilden habe. In die größeren ope- 
rativen Überlegungen und zumal dıe poli- 
tischen Gespräche vor dem .20. Juli scheint 
R. weniger eingeweiht gewesen zu sein 
als Speidel, so daß dessen Buch auch jetzt 
noch das wichtigere bleiben wird. R. geht 
aber dafür herzhafter auch in unerheb- 
liche Details, ist materialreicher und por- 
trätiert Rommel auch von seiner mensch- 
lichen Seite mehr aus der Nähe, als es in 
dem gewollt stilisierten Bericht Speıdels 
(der von sich nur in der dritten Person 
schreibt) geschieht. Beide sind sich in fast 
srenzenloser Verehrung ihres Chefs einig, 
und hier stellen sich denn doch Bedenken 
ein. Wenn R. seinen Satz, die allıierte In- 
vasion habe »mittelbar den Sowjets den 
Weg nach Mitteleuropa« geöffnet (S. V), 
offenbar als Vorwurf gegen die Alliierten 
verstanden wissen will, so fällt dies auf 
ihn selbst zurück, denn Rommel, Speidel 
und er taten ja doch ihr Bestes, um den 
Westmächten eben diesen Weg zu ver- 
sperren. Und inwiefern Rommel, der für 
Hitler manche Schlacht schlug und erst 
spät zu begrenzten politischen Einsichten 
kam, »zu einem Vorbild gerade für die 
heutige schwierige Lage« (S. 245) werden 
kann, bleibt zumindest unklar. Man hätte 
in diesen Erinnerungen des heutigen In- 
spekteurs der Bundesmarine auf derartige 
Sätze gern verzichtet, die im übrigen den 
militärgeschichtlichen Wert des Buches 
nicht vermindern. 


Da die Landungskämpfe nach einem Wort 
Eisenhowers eine Schlacht der Soldaten, 
Matrosen und Flieger und nicht eine der 
Generale war, ist es nur recht, daß auch 
die Kriegsberichte im engeren Sinne von 
der Forschung berücksichtigt werden. 
Zwei Darstellungen beschäftigen sich aus- 
schließlich mit den ersten 24 Stunden des 
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 „Landungstages. Das Buch von D. Ho- 
warth!) schildert vor allem die 
beiden Luftlandeoperationen an der Orne 
und bei Ste. Mere-Eglise im Morgen- 
grauen des »D-Day«, die die Flanken der 
großen Landung absichern sollten, welche 
. dann an den amerikanischen Stränden 
Utah und Omaha (wegen der besonders 
blutigen Kämpfe auch »Bloody Omaha« 
genannt) sowie den britischen Gold, Juno 
und Sword erfolgte. Es handelt sich 
um eine aus Augenzeugenberichten ge- 
speiste Erzählung, die ohne kriegsge- 
schichtlichen Anspruch das Menschliche 
in den Vordergrund stellt und gerade da- 
durch ein plastisches und erschütterndes 
Bild vermittelt. 
Mit erheblich mehr Aufwand hat C. 
Ryan!) die Geschichte des »längsten 
Tages« (nach einem Ausdruck von Rom- 
mel) rekonstruiert. Sein Nachwort enthält 
eine imponierende Liste von befragten 
Augenzeugen aller Seiten, von Literatur 
und sogar von bislang unveröffentlichten 
Quellen. Wenn man einem Interview 1!) 
glauben darf, hat der Verf. zehn Jahre 
lang mit schließlich 13 Helfern an seinem 
Buch gearbeitet. Die erstaunliche Tat- 
sache, daß der Ertrag gleichwohl nicht 
wesentlich größer ist als der von Howarth, 
hat zwei Gründe. Die Beschränkung auf 
den Landunsstag selbst ließ eine vertiefte 
Erörterung nirgendwo zu. Überdies wollte 
auch R., wie er selbst sagt, nicht Kriegs- 
geschichte schreiben, sondern von den be- 
teiligten Menschen erzählen. So hat sein 
Buch zwar die von amerikanischen Nach- 
richtenmagazinen gepflegte faktische Ge- 


17) David Howarth, Invasion, Die entscheidenden 
24 Stunden der Landeschlacht — wie die Soldaten, 
Matrosen und Flieger beider Seiten sie gesehen und 
erlebt haben. (Englisch: Dawn of D-Day, übersetzt 
von Peter Moitram.) 228: S., Alfred Scherz Verlag, 
Bern 1959. 

18) Cornelius Ryan, Der längste Tag, Normandie: 
6. Juni 1944, Aus dem Amerikanischen von Adolf 
- Himmel. 333 S., Sigbert Mohn Verlag, Gütersloh 
o. J. (1960).(Originalausgabe: The Longest Day, Si- 
mon & Schuster, New York 1950). 

19) L’Express, Paris, 9. Juni 1960. 


137 


nauigkeit erlangt, bleibt aber trotzdem h 


nur ein, wenn auch brillantes und sicher 
zuverlässiges, Mosaik von einzelnen 2 
Schicksalen und Erlebnissen. Als farbiges 
Gemälde des modernen Krieges ist es 5 
allerdings ungewöhnlich eindrucksvoll. “ 


Wiederum ähnlich ist der Bericht von P. ä 
Carell?°0) angelegt, allerdings von der 
deutschen Seite her gesehen und bis zur 
Besetzung von Paris am 25. August ausge-. \ 
dehnt. Auch hier liegen in erster Linie 
Zeugenbefragungen zugrunde, aber zu 
den auch von Howarth geschilderten (und 
ihm teils einfach nacherzählten) Lande- 
kämpfen treten hier noch als weitere 
Höhepunkte die Schlacht um Caen und 
der besonders erbitterte deutsche Panzer- 
Gegenstoß auf Avranches, wo Patton der 
Durchbruch gelungen war. Es wird deut- 
lich, daß die deutschen Gegenmaßnahmen Ba 
durchaus gewichtig waren, doch war der 
Atlantikwall zwar stark, aber dünn, und > 
wenn seine Widerstandsnester einmal, 
wenn auch verlustreich, zum Schweigen 
gebracht worden waren, stand dem Nach- 
fließen der alliierten Truppen wenig mehr 
im Wege. Bei den deutschen Gegenstößen 
trat das ein, was Rommel von vornherein ö # 
befürchtet hatte, daß sie nämlich von der 
50fach überlegenen alliierten Luftwaffe 
einfach »festgenagelt« wurden. Dem- 
gegenüber scheint das deutsche Führungs- 
chaos bei der Heranführung der operati- 
ven Reserven weniger entscheidend ge- 
wesen zu sein. Die Flugzeuge entschieden 
bei fast völliger Abwesenheit der deut- 
schen Luftwaffe letztlich immer wieder 
auch die kritischsten Lagen, und wenn die 
Anfangsziele auch nicht erreicht wurden, 
so wurden sie im August von den wirk- 
lichen Erfolgen bereits übertroffen. 


C. beschränkt sich wie Howarth und Ryan 


20) Paul Carell, Sie kommen! Der deutsche Be- 
richt über die Invasion und die 80tägige Schlacht 
um Frankreich. Mit 67 Fotos und 21 Lagekarten. 
295 S., Gerhard Stalling Verlag, Oldenburg (Oldb.) 
1960, 
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A ee kämpfenden Soldaten, aber bei ihm 


fallt der Nachteil dieser Methode mehr auf. 


Denn in den 80 Tagen seines Berichtes 
© traten natürlich auch wichtige strate- 


' gische und politische Führungsprobleme 
auf, aber während die V-Raketen und 
Rommels Verwundung noch erwähnt wer- 
den, erscheinen die größeren Zusammen- 


hänge (z.B. die Ablösung der Oberbefehls- 
IK, "haber oder der 20. Juli) fast gar nicht. In- 


X: folgedessen kann auch dieser Kampfbe- 
h richt kaum zur Kriegsgeschichte gerechnet 
werden. Im Ton sind Howarth und Ryan 


_ menschlicher, Angst und Schrecken kom- 


"men zu ihrem Recht, bei C. überwiegt der 
_ illusionslos-saloppe, 
Der Kampf um des 
“ scheint im Vordergrund zu stehen. Für 


»heroischex Tonfall. 
Kampfes willen 


einen Bericht aus deutscher Perspektive 


3 mag eine andere Einstellung in der Tat 


"schwer sein; die alliierten Schriftsteller 


haben es da leichter. 


. Deswegen gelingt auch dem Franzosen R. 


en .Aron?t) mühelos die Eingliederung in 


» 


meinden und 90 Departements 


‚einen großen Bezug. Er schreibt die Ge- 


schichte der Befreiung seines Landes von 


. der Invasion am 6. Juni 1944 bis zur Ka- 


pitulation der letzten deutschen Stütz- 
punkte im Mai 1945. Es ist eine Fortset- 
zung und Ergänzung seiner »Histoire de 
Vichy«. (1954), der bislang einzigen Ge- 
samtdarstellung jener Epoche. War A. da- 
her in hervorragender Weise prädesti- 
niert, so stellte sich ihm diesmal doch ein 
ganz anderes Problem. Vichy war, wie er 
im Vorwort schreibt, eine Regierung mit 
fester Residenz, einer Organisation, einem 


Personal, einem Gesetzblatt und mit 
Archiven (die A. allerdings nur sehr 
teilweise auswerten konnte). Die Ge- 


schichte der Befreiung dagegen müßte 
im Grunde diejenige von 36000 Ge- 
sein, 


21) Roberti Aron, Histoire de la liberation de la 
France, juin 1944 — mai 1945. 779 S., Librairie 
Artheme Fayard, Paris 1959. 
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denn überall vollzog sie. sich anders. 


Der Verf. änderte daher seine Methode: 


er las zwar auch, aber vor allem reiste er 


und befragte mehr als 400 Informanten. 
So ist zunächst ein Quellenwerk jener tu- 
multuarischen Epoche entstanden, dann 
aber auch eine Darstellung, die auf lange 
Zeit einen erstrangigen Platz behaupten 
dürfte. 


Auch A. beginnt mit der Invasion, aber 
ihm geht es naturgemäß nicht wesentlich 
um den militärischen Fortschritt der Alli- 
ierten als vielmehr um die Ablösung des 


«Vichy- Regimes durch eine neue Autorität. 
Dies vollzog sich in den alliierten Lan- 


dungsgebieten (der Normandie, der Bre- 
tagne und der Provence) anders als etwa 
in Südwestfrankreich, wo die oberste Ge- 


‘walt unmittelbar von den fliehenden 


deutschen Truppen auf die Widerstands- 


bewegung überging. Als die alles über- 


ragende Figur, deren meisterhafte Arbeit 
man noch immer nicht genügend verstan- 
den und aufgewiesen habe, erscheint de 
Gaulle. Drei Aufgaben hatte er nach A. zu 
lösen. Militärisch bildete er aus dem ge- 
schlagenen Land eine Armee von 500 000 
Mann, die an den Kämpfen teilnahm, Pa- 
ris (auf besonderen Wunsch de Gaulles) 
befreite ?) und die deutsche Kapitulation 
mitunterzeichnete. Politisch schuf er 
durch seine Intransigenz, aber auch und 
gerade durch die minuziöse Vorbereitung 
der politischen Kader (hier ist A.s Bericht 
am eindrucksvollsten) eine anerkannte 
Regierung und setzte sie im Innern gegen 
die kommunistischen Bestrebungen eben- 
so durch wie im Äußeren: es hat in 
Frankreich zu keinem Zeitpunkt eine alli- 
ierte Militärverwaltung gegeben. Psycho- 
logisch schließlich ging es um die Wieder- 
herstellung der Einheit der Franzosen, 


21) Hingewiesen sei darauf, daß das Buch von 
Adrien Dansette, Histoire de la liberation de Paris, 
das erstmals 1946 erschien, inzwischen in über- 
arbeiteter Gestalt neu herausgekommen ist (Librai- 
rie Artheme Fayard, Paris 1958), 
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IT NER, TR 


. hat als erster 


5 en die ann Exekutio- 


nen dieser Zeit untersucht und beziffert 


sie auf 30—40 000. A. zeigt, daß die Re- 


gierung de Gaulles diese Ausschreitungen 
nicht billigte, aber sie auch nicht so rasch 
und offen, wie wünschenswert gewesen 
wäre, verurteilte, vielleicht weil sie gar 
nicht anders konnte. J edenfalls aber ge- 


lang de Gaulle schließlich die Beruhigung 
des Landes nach einer "unbeschreiblich 


turbulenten "Zwischenzeit "und die Be- 


gründung | einer neuen Ordnung, 


Die Wunden indessen, die dieser Krieg 
Frankreich geschlagen hat, sind noch 


. nicht vernarbt, bei de Gaulle nicht, der 


f 


% 


x 
DV. „72 27 ze 
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An 
‚mehr 
b 


der. Franzosen (über ee 
fürchtet als alles andere, und auch in d 
französischen öffentlichen Meinung nicht. 
Auch A. schließlich schreibt unter dem 
Eindruck dieser Wunden, es geht um 
mehr als nur um die Geschichte seines 
Landes, und so ist ihm nicht nur eine 
meisterliche Darstellung °) gelungen. Noch 
deutlicher als bei seinem Werk über Vichy 
handelt es sich bei dieser Fortsetzung 
auch um einen ehrlichen und offenen Ver- 
such zur Überwindung an tragisch 


Spaltung. 


gensatz zur „Histoire de Vichy‘ jetzt wenigstens 
ein Personenverzeichnis, während auf Belege im 
einzelnen leider wiederum verzichtet worden ist: 


142 


Berlin: Weltpolitik und Kommunalpolitik 
Wolfgang Rieger (z. Zt. Cambridge, Mass.) 


 »Berlin ist das treffendste Beispiel eines 
in erster Linie mit politischen Mitteln wie- 


deraufgebauten Gemeinwesens«, sagte 
Otto Stammer auf dem Soziologentag 1959 
in. Berlin!). Willy Brandt schrieb über 
Ernst Reuter und dessen Verhältnis zu 
Berlin: »Er war voll Bewunderung für 
diese Stadt, nannte sie ‚merkwürdig er- 


erregend, die Menschen wacher, aufge- 


‚schlossener als irgendwo sonst in Deutsch- 


 land‘« 2). Diese beiden Aussagen bezeich- 
nen gewissermaßen die Dimensionen des 
Problems Berlin, des großen Kapitels der 


Nachkriegsgeschichte, das noch lange 


_ nicht abgeschlossen ist. Jede brauchbare 
 wissenschaftliche oder publizistische Un- 
 tersuchung und Darstellung der Ereig- 


nisse in Berlin seit 1945 muß die mensch- 
lichen und politischen Komponenten der 
Berliner Situation erfassen und bewer- 


r ten, denn darin liegt die Eigenart und die 


"Otto Stammer, 


Universität Berlin, hat in 


‚deutsche Niederlage, 


Moderne 


Bedeutung Berlins. 

Professor am Institut 
für politische Wissenschaft an der Freien 
seinem er- 
wähnten Vortrag versucht, die Bedeu- 
tung der wirtschaftlich-sozialen Lebens- 
form für die politische Existenz des Ge- 
meinwesens Berlin zu umreißen. Die 
Vierteilung durch 
die Besatzung und schließlich die Spal- 


{ tung haben die ehemaligen Funktionen 


1) Otto Stammer, Die Lage Berlins als soziolo- 
gisch-politisches Problem, Vortrag gehalten auf 
dem 14. Deutschen Soziologentag, in: Soziologie und 
Gesellschaft, Verhandlungen des 14. 
Deutschen Soziologentages vom 20.—24. Mai 1959 
in Berlin, herausgegeben von Dr. Alexander Busch, 
Stuttgart S. 69 ff. 

2) Willy Brandt, Mein Weg nach Berlin, aufge- 
zeichnet von Leo Lania. 383 S., Kindler Verlag, 
München 1960, S. 211. 
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Berlins als Haupt- und Verwaltungs- 
stadt, aber auch als größte Industriestadt 
Deutschlands entscheidend verändert. Es 
trat ein radikaler Strukturwandel ein; 
während Berlin früher überwiegend Ver- 
waltungszentrum und Industriestadt war, 
lag beim Wiederaufbau — vor allem in 
West-Berlin — der Schwerpunkt auf 
dem Aufbau und der Erweiterung der In- 
dustrie. Viele früher in der Verwaltung 
beschäftigte Berliner wanderten nach 
Westdeutschland ab und sind heute nur 
noch in geringer Zahl in der Verwaltung 
tätig. Die Stadtregierung wandelte sich 
von der Verwaltung einer Hauptstadt in 
die Leitung eines Stadtstaates, gewann 
dabei gleichzeitig an politischer. Bedeu- 
tung. St. glaubt, daß Berlin nur dann 
dem Schicksal entgeht, eine sterbende 
Stadt oder eine provinzielle Industrie- 
stadt zu werden, wenn es seine Funktion 
als Hauptstadt nicht aus den Augen ver- 
liert. Auf Grund seiner soziologisch-politi- 
schen Erwägungen warnt er vor der 
Scheinlösung einer „Freien Stadt«, die 
den Gegebenheiten Berlins in keiner 
Weise gerecht werden könne. 

Es ist sicherlich notwendig, die gegen- 
wärtige Lage Berlins besonders unter 
den Gesichtspunkten der politischen So- 
ziologie und der politischen Ökonomie zu 
betrachten, um auch die vergangenenen 
Ereignisse: Spaltung, Blockade, Wieder- 
aufbau und Krisen, sinnvoll zu erläu- 
tern. Gerade diese Betrachtung der Ber- 
liner Frage ist aber im westdeutschen 
Bewußtsein häufig verdrängt oder über- 
spielt werden. Eine solche Betrachtungs- 
weise ermöglicht außerdem am ehesten 
noch einen Brückenschlag von der wis- 
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were 


s nschaftlichen Ergründung zu den er- 


| warteten Entscheidungen unter neuen 


Konstellationen und Drohungen in der 


sich fortsetzenden Auseinandersetzung um 


Berlin. In den Vereinigten Staaten etwa, 
die weiterhin die Hauptlast für die Ver- 
teidigung Berlins tragen, muß diese un- 
umgängliche nüchterne Ergänzung sonst 
mehr gefühlsbetonter politischer Über- 
legungen ohne Zweifel auf fruchtbaren 
Boden fallen. Das ist gleichzeitig ein äu- 
ßerst positiver Beitrag deutscher Wissen- 


ı schaft und Publizistik zum Thema Berlin, 


‚ Perkins (Cornell University) 


»Wir haben in der Blockade durchgehal- 
ten, und wenn es wirklich darauf an- 
kommt, werden wir auch jetzt nicht 
zurückweichen«, meinte Professor Dexter 
in einem 
Gespräch. Deutlichere Einsicht in die 
Bedingtheiten und Notwendigkeiten der 
Berliner Situation können dabei nur nüt- 
zen. 


I. 


Dokumentensammlungen und Untersu- 
chungen zu diesem Thema wurden in den 
letzten Monaten veröffentlicht und sollen 
hier im Zusammenhang kurz charakteri- 
siert und eingeordnet werden. Da sind 


-zunächst einige Chroniken und Doku- 


mentenbände, unerläßliches Hilfsmittel 
für Publizistik und Forschung. Die Bear- 
beiter der Dokumentensammlung ?) kenn- 
zeichnen ihre Auffassung in der Einlei- 


tung! »Berlin ist seit dem Ende des zwei- 


ten Weltkrieges ein weltpolitisches Pro- 
blem. Gleichzeitig steht es in und zwi- 
schen den beiden politischen Gemein- 
wesen, die sich seit 1949 auf deutschem 
Boden herausgebildet haben. Endlich ist 


- 3) Dokumente zur Berlin-Frage 1944—1959, mit 


einem Vorwort des Regierenden Bürgermeisters 
willy Brandt, ausgewählt und bearbeitet von O. H. 
von der Gablentz, Hans W. Kuhn, C.F. von Met- 
tenheim, herausgegeben vom Forschungsinstitut der 
Deutschen Gesellschaft für auswärtige Politik in 
Zusammenarbeit mit dem Senat von Berlin. 438 S. 
u. 2 Karten, R. Oldenbourg Verlag, München 1959. 
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es eine Stadt mit ihren besonderen Ineit 
len Problemen« (S. 7). Die Zusammen- 


stellung ist eine Auswahl, um den Rah- 


men eines einzigen Bandes für diesen 
Zweck nicht zu sprengen. Die brauchbare 
und übersichtliche Sammlung beginnt 
mit den Abkommen der Alliierten wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges über die 


gemeinsame Besetzung und Verwaltung 


Berlins und reicht bis zu den Noten der 


Scwjetunion von 1958 und deren Beant- 


wortung durch die Westmächte und die 
Bundesregierung. Ein ausführlicher Quel- 
lennachweis und Anmerkungsapparat er- 
leichtert die gründliche Nutzung des vor- 
gelegten Materials. Eine weniger um- 
fangreiche Auswahl der gleichen Doku- 
mente erschien außerdem in englischer 
Übersetzung *). Statt der 246 Dokumente 
der deutschen Ausgabe enthält dieser 
Band nur 142 Dokumente und keinen. 
Anmerkungsapparat. Der Schwerpunkt 
liegt auf den Dokumenten internationa- 
len Charakters, während eine Reihe von 
Unterlagen über die internen Entwick- 
lungen und die rechtlichen Verhältnisse 
Berlins ausgelassen wurden. 


Ein zweiter Band der Reihe zur Berliner 
Zeitgeschichte enthält eine chronologische 
Darstellung der Ereignisse vom 21. Okto- 
ber 1946 bis zum 30. November 1948 in. 
Berlin). Nach Zeitungsberichten und an- 
deren Quellen wurden für jeden Tag die 
wichtigsten Vorgänge der politischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und allge- 


4) Documents on the Status of Berlin 1944—1959, 
with a preface by Willy Brandt, selected and edited 
by ©. H. von der Gablentz, Edited by the Research 
Institute of the Deutsche Gesellschaft für Auswär- 
tige Politik, 239, R. Oldenbourg Verlag, München 
1959. 

5) Berlin, Behauptung von Freiheit und Selbst- 
verwaltung 1946—-1948, — Schriftenreihe zur Ber- 
liner Zeitgeschichte (21. Oktober 1946 bis 30. No- 
vember 1948), Bd. 2, bearbeitet vom Landesarchiv 
Berlin, Abteilung Zeitgeschichte, Gesamtleitung: 
Dr. Albrecht Lampe, Chronik 1945 /47: Dr. Richard 
Hebing, Chronik 1948: Dr. Hans-Karl Behrend, Ge- 
leitwort Willy Brandt, Einleitung Prof. Dr. Hans 
Herzfeld, Herausgegeben im Auftrag des Senats von 
Berlin. 760 S., Heinz Spitzing Verlag, Berlin 1959. 
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_ meinen Entwicklung 
.  mengestellt. So ist es zunächst einmal 
r möglich, den genauen Gang der Ereig- 
nisse zu verfolgen, von den sich stei- 
gernden Machtansprüchen der Sowjets 
bis zum ‚Versuch der kommunistischen 
Wr Revolution, die zur Blockade und Spal- 
"tung der Stadt führte. Die Brauchbarkeit 
der umfassenden Chronik wird durch 


- tersucht ”). 
‚dieses Phänomen des Widerstands der 


in Berlin zusam- 


ein gutes Register gesteigert. Hans 


 Herzfeld schrieb eine ausführliche einlei- 
. tende Darstellung der »Entscheidungs- 

jahre der Berliner Nachkriegsgeschichte« 
zu diesem Band. Er skizziert den Weg der . 


westlichen Alliierten von der Sieger- 


macht zur Hilfsmacht gegen den sowjeti- 


schen Machtanspruch und betont u.a., daß 


N eine umfassende historische Darstellung 
und Bewertung der Berliner Blockade 
noch aussteht, trotz vieler deutscher und 


ausländischer Berichte, die bisher zu die- 
sem Thema schon geschrieben wurden. 


Ein Amerikaner, W. Phillips Davison, 


ale Professor und Wissenschaftler der RAND. 
. Corporation ®), hat die Berliner Blockade 


untersucht, einen Abriß ihrer Geschichte 


_ geschrieben und mit den Mitteln der So- 


zialwissenschaft vor allem die Reaktion 
und den Widerstand der Bevölkerung un- 
Für die Amerikaner mußte 


deutschen Bevölkerung besonders faszinie- 
rend-sein, legten sie sich doch immer wie- 


der die Frage vor, wie die Berliner nach 


den Jahren des Hitlerregimes plötzlich zu 
solch zuverlässigen und zähen Bundes- 
genossen im Kampf für die Freiheit der 
Stadt werden konnten? Noch zu Beginn 


6) Die RAND Corporation — Research and Deve- 
lopment — hat ihren Sitz in Santa Monica, Kali- 
fornien und führt Forschungsaufgaben, vor allem 
für die amerikanische Regierung und die amerika- 
nische Luftwaffe, durch. 

7) W. Phillips Davison, The Berlin Blockade, A 
Study in Cold War Politics, 423 S., Princeton Uni- 
versity Press 1958. (dt. Ausgabe: Die Blockade von 
Berlin, Modellfall des Kalten Krieges. 485 S., Al- 
fred Metzner Verlag, Frankfurt a. M, — Berlin 
1959.). 
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Ser Blockade Baee- Ernst Reuter dem 
zweifelnden General Lucius Clay ant- 


worten müssen: 
überhaupt keine Frage sein, wo die Ber- 
liner stehen; die Berliner werden für die 
Freiheit eintreten und werden jede Hilfe, 


die ihnen- geboten wird, dankbar anneh-. 


men.« °) 
D. hatte schon 1957 zusammen mit Hans 


Speier einen Sammelband mit Aufsätzen 


über die westdeutsche Außenpolitik und 
der sie tragenden Persönlichkeiten her- 


‚ausgegeben °). In seiner gut belegten Ge- 


schichte der Bloekade verwertete er außer 
den offiziellen Dokumenten viele Darstel- 
lungen der Beteiligten: Politiker, Journa- 
listen, Beamte und Militärs sowie auch 
die Ergebnisse eines Aufsatzwettbewer- 
bes, der 1951 vom Berliner »Abend« 
durchgeführt wurde. Nach Ansicht des 
Verf. bot die Berliner Blockade dem Hi- 
storiker und Soziologen die seltene Mög- 


lichkeit, nicht nur den Gang der ameri- 


kanischen und westlichen Diplomatie bis 
ins letzte Detail zu verfolgen, sondern vor 
allem auch das Verhalten der Bevölke- 
rung unter ungewöhnlichen äußeren und 
inneren Belastungen zu studieren und 
zugleich damit den Einfluß der öffent- 
lichen Meinung in jener entscheidenden 
Phase des »Kalten Krieges«. 

Der Verf. meint, die Berliner Krise habe 
gezeigt, daß die Sowjets zwar ihren Kurs 
mit eiskalter Berechnung vertolgten, aber 
niemals den letzten Schritt wagten. Der 
Westen begegnete dieser Herausforde- 
rung zunächst nur zögernd und ohne fe- 
sten Plan und entwickelte erst während 
der folgenden Monate eine eigene Linie 
— besonders unter dem Eindruck der 
klaren und festen Haltung der Berliner 
Bevölkerung. Die Brechung der Blockade 


ist nach Ansicht des Verf. primär drei 
8) Vgl. W. Brandt u. R. Lowenthal, Ernst Reuter, 
Ein Leben für die Freiheit, München 1957. 

9) Hans Speier & W. Phillips Davison. (ed.), West 
German Leadership and Foreign Policy, X, 323 S., 
Evanston Ill., White Plains N. Y. 1957. 
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»Herr General, es kann 
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Faktoren. zu verdanken: 1. dem Willen 
‚der Bevölkerung .auszuharren, teilweise 
durch. gesellschaftlichen Druck bewirkt, 
inachdem man überzeugt war, daß ein 
}.Ausharren Erfolg haben werde, 2. dem 
‘Vorhandensein fähiger politischer - Füh- 
ırerpersönlichkeiten in Berlin, die eine 
ifunktionierende Gewalt über Parteien, 
(Gewerkschaften, Presse etc. besaßen, 
ıum die Bevölkerung wirkungsvoll im 
Kampf gegen die Blockade zu leiten; 
‘3. der materiellen Grundlage zum Über- 
‚leben durch die Zufuhren über die Luft- 
| brücke. 


‚D. schildert in seiner Studie glaubhaft 
‚und sympathisch- die westliche Diplo- 
‘matie und die Haltung der Bevölkerung, 
‚aber er gibt doch kaum das ganze Bild 
‘der komplexen Berliner Situation. Die 
‘wirtschaftlichen und soziologisch-politi- 
schen Voraussetzungen fehlen oder wer- 
‘den nur summarisch behandelt, aber ge- 
ade sie sind zum Verständnis der Berli- 
ner Situation notwendig. 


LI. 


Gleich zu Beginn der Luftbrücke erkann- 
ten die Amerikaner, daß allein mit Le- 
bensmitteln und anderen Gütern Berlin 
nicht zu helfen sei. Die von allen äußeren 
Verbindungen abgeschnittene Stadt be- 
durfte dringend der Kapitalhilfe, um 
überhaupt über die Krise wegzukommen. 
Die Industrie war weitgehend zerstört 
und seit dem Beginn der Blockade von 
Rohstoffen und Energie abgeschnitten, 
die Arbeiter wurden unrationell be- 
schäftigt. Berlin war auf die Hilfe von 
außen angewiesen. Zunächst nur zögernd 
und noch ohne generellen Plan setzte 
amerikanische Kapitalhilfe zusammen 
mit der Luftbrücke ein, wurde dann nach 
Aufhebung der Blockade zunächst wie- 
der unterbrochen, Erst nach sehr lang- 
wierigen Verhandlungen mit der west- 
deutschen Regierung wurde dann die 
dringend notwendige und wesentlich um- 
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fangreichere und besser geplante Finanz- 
hilfe der Amerikaner für Berlin wieder 
aufgenommen. 


»Die Notwendigkeit des Einsatzes, die 


Möglichkeit der Anwendung und die 
Realität der Durchführung der Berlin- 
Hilfe gründen sich zutiefst in der politi- 
schen Erfordernis, finden ihre Erklärung 
in der politischen Entwicklung, die ihrer- 
seits die wesentliche Determinante allen 
wirtschaftlichen Geschehens in der iso- 
lierten Stadt darstellt, — in einem weit 
stärkeren Maße, als dieses zur gleichen 
Zeit in Westdeutschland oder überhaupt . 
in Westeuropa der Fall ist«, bemerkt Pe- 
ter G. Rogge!) in seiner Untersuchung 
der amerikanischen Wirtschaftshilfe für 
Westberlin. In einer zwar stilistisch 
etwas schwerfälligen, aber äußerst gründ- 
lichen Studie beschreibt der Verf. den 
Gang der Ereignisse und untersucht die 
einzelnen Phasen der wirtschaftlichen 
Lage Berlins vor, während und nach der 
Blockade. Er analysiert mit den Mitteln 
der politischen Ökonomie die Wirkung 
der: verschiedenen amerikanischen Kre- 
dite vor allem im Hinblick auf die innere 
Auffrischung und Ankurbelung der Ber- 
liner Wirtschaft. Vom 1. Oktober 1949. 
bis zum 30. April 1955 zahlten die Ameri- 
kaner. an planmäßiger Finanzhilfe für 
Berlin 1970 027 000.-— DM, dabei wurden 
die Mittel während der 5!/sz Jahre in im- 
mer stärkerem Masse für bestimmte 
Zwecke differenziert. Öffentliche Arbei- 
ten waren mit 30% der Gesamtsumme 
beteiligt, für Investitionszwecke wurden 
43%/0 der Gelder ausgezahlt und machten 
damit eindeutig den Schwerpunkt aus. Es 
würde hier zu weit führen, die Einzel- 
heiten der volkswirtschaftlichen Analyse 
Rs. nachzuzeichnen, die durch gute Ta- 
bellen und Statistiken ergänzt wird. 


10) Peter G. Rogge, Die amerikanische Hilfe für 
Westberlin, Von der deutschen Kapitulation bis zur 
westdeutschen Souveränität. 384 S., J. ©. B. Mohr 
(Paul Siebeck), Tübingen 1959. 
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es als Investitionsfinanzierung, 
 zündung, 


ei Der Verf. schildert auf seinem speziellen 
Sektor 


in brauchbarer und nützlicher 
Weise die Funktion der amerikanischen 
Finanzhilfe, sowohl während des Not- 


 standes, während der Blockade wie auch 
später, als diese Hilfe für die Wirtschaft 


Berlins besonders notwendig wurde, sei 
Initial- 
Notstandsprogramm, Arbeits- 
beschaffunng, Long-Term-Programm oder 


zusätzliche Hilfe für den Wiederaufbau. 


Gleichzeitig wird die politische Substanz 
eines ökonomischen Problems in der Si- 
tuation Berlins deutlich: »Zuvorderst gilt 


2 hier sinngemäß das auch schon betreffs 
‚der Luftbrücke selbst Gesagte, nämlich, 


ee, 


als vorgeschobenen 


daß es zur Aufrechterhaltung Westberlins 
westlichen Stütz- 
punkt keineswegs darauf angekommen 
ist, der Stadt durch finanzielle Zuschüsse 
in unbegrenzter Höhe die Aufrechterhal- 


tung eines relstiv hohen Einkommens- 


und Beschäftisungsniveaus zu ermögli- 


chen, sondern daß es für die Verwirkli- 


- det wurde. 


. chung dieses durch die Blockade bedroh- 
‘ten Zieles entscheidend gewesen ist, daß 


ein völliger wirtschaftlicher Zusammen- 
bruch in den Berliner Westsektoren 
durch die aus amerikanischen — und, ge- 
ringer, aus westdeutschen — Mitteln zur 
Verfügung gestellten Beträge abgewen- 
Investitionsfinanzierungspro- 
gramme kann man hinsichtlich ihrer öko- 
nomischen Rationalität kritisieren, — 
hier bei diesen von politisch-militärischen 
Zielsetzungen bestimmten Maßnahmen 
indessen ist diese Art Rationalität zumin- 
dest als primäres Kriterium irrelevant, 
und nur die Erfassung ihrer positiven 
politischen und ökonomischen Bedeutung 
kann eine der Sache angemessene Beur- 
teilung ermöglichen« (S. 85). 


III. 


Um Berlin zu verstehen, muß man auch 
die Menschen kennen, die sein Schicksal 
mitgestalten. Eine dieser Persönlichkei- 
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ten ist Willy Brandt, im zunehmenden 
Maße in den Blickpunkt der Öffentlich 
keit vorgestoßen. Eine Biographie gibt 
uns die Antwort auf mannigfaltige, neu- 
gierige Fragen'‘'), Der junge Herbert 
Frahm kommt in Lübeck schon früh mit 
der sozialistischen Bewegung in Berüh- 
rung, schreibt später als Journalist und 


flieht schließlich in der Hitlerzeit nach 


Norwegen, wo er unter dem Namen Willy 
Brandt lebt. Er bleibt eng mit der sozia- 
listischen Bewegung verbunden und 
kommt schließlich nach Ende des Krieges ° 
als norwegischer Presseattach&e nach 
Deutschland zurück. Schon während des 
Krieges hatte er Kontakt mit deutschen 
Widerstandskreisen, so vor allem mit Ju- 
lius Leber. Nach 1945 wurden die Zusam- 
menkünfte mit Kurt Schumacher und 
Ernst Reuter, der aus der Türkei 
nach Berlin zurückgekehrt war, von 
nachhaltigem Einfluß. Am 1. Januar 1948 
erwarb Brandt wieder die deutsche 
Staatsangehörigkeit und leitete zunächst E 
die Berliner Verbindungsstelle des Par- 
teivorstandes der SPD; Bundestagsabge- 
ordneter, Präsident des Abgeordneten- 3 
hauses und Regierender Bürgermeister 
von Berlin sind die weiteren Stufen sei- 
ner politischen Laufbahn. 


Als Bürgermeister von Berlin muß ein 
Politiker heute Außenpolitiker und Men- 
schenführer sein: beide Eigenschaften 
hat B., zumindest zeigen die vorliegen- 
den biographischen Notizen seine mensch- 
liche Aufrichtigkeit, Bescheidenheit und 
auch seinen politischen, nüchternen Ver- 
stand und seinen persönlichen Mut. Zur 
Situation Berlins schreibt er: 
mich häufig gefragt, ob der Angriff auf 
Berlin — wie er Ende 1958 erfolgte — 
nicht darauf zurückzuführen war, daß 
der deutsche und außerdeutsche Westen 
in seiner Berlin-Politik zu zögernd, zu 
schwächlich gewesen ist. Ich selbst hatte 


11) Willy Brandt, aaO. (s. Anm. 2). 


»Ich habe ° 


‚gefordert, daß diese Politik abgelöst 
‘werde durch einen für alle erkennbaren 
„Marsch zurück nach Berlin“ (S. 277). Er 
!tadelt die Zögerer in der Bundesrepublik, 
Itdie juristische Bedenken zu sehr in den 
‘Vordergrund gestellt haben, und gleich- 
zeitig machte ihm seine eigene Partei den 
‘Vorwurf, sich zu sehr der Linie der CDU 
‚genähert zu haben. Aber vermutlich ope- 
‘riert B. in einer Sphäre, wo parteipoliti- 
sches Denken und parteipolitische Rück- 
sichten nur bedingt eine befriedigende 
Antwort geben können. Vielleicht gehört 
B. auch zu jener jüngeren Generation von 
Politikern, die nicht nur in Deutschland 
‚ausgefahrene Geleise politischen Den- 
'kens verlassen. Erst die zukünftige 
‚ Erprobung dieser Ideen wird die Bestä- 
tigung für ihre Richtigkeit geben, aber 
bei B. zeigt zumindest sein bisheriger 
politischer Weg genügend überzeugende 
Merkmale, seine Argumente nicht leicht- 
‚fertig abzuweisen. 
B. glaubt, daß man stärker an die Pariser 
Beschlüsse von 1959 hätte anknüpfen 


müssen: »Die generelle Formel vom 
‚freien Zugang‘ reicht nicht aus. Sie 
sollte konkretisiert werden, Es sollte 


klipp und klar festgelegt werden, was 
gilt und was im Interesse aller Beteilig- 
ten verbessert werden kann« (S. 331). Für 
ihn steht fest, daß Berlin keinen isolier- 
ten außenpolitischen Ehrgeiz haben kann, 
sondern von der Bundesrepublik völker- 
rechtlich vertreten wird. Aber das hat 
nicht nur Bedeutung für Berlin, sondern 
für Deutschland und für die Weltpolitik. 
In zahlreichen Reden und Aufsätzen hat 
B. das betont, so etwa im Sommer in der 
»Zeit« 12), so in seiner Biographie: »Im 
Mittelpunkt steht für mich natürlich die 
Sorge um die Stadt, zu deren Sprecher ich 


12) vgl, ‚Die Zeit‘, 15. Jahrgang, Nr. 30 (29. Juli 
1960): Willy Brandt, Man könnte mehr tun. Nr. 32 
(12. August 1960): Ernst Lemmer, Vor Illusionen 
wird gewarnt. Nr. 33 (19. August 1960): Brandt ant- 
wortet Lemmer — ‚Der Westen reagiert nicht ener- 
gisch genug.‘ 
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berufen worden bin. Die lokale Aufgabe 
ist auch von entscheidender Bedeutung 
für die gesamtdeutsche Zukunft. Man 


kann es auf den einfachen Nenner brin- 


gen: Was gut ıst für Berlin, ist auch gut 
für Deutschland« (S. 346). Ganz so ein- 


fach mag die Formel nicht sein, wie denn 


auch am Ende der Eindruck bleibt, daß 


B. im Eifer des politischen Kampfes — 


eine durchaus legitime Sache — Biogra- 


phie, Gegenwartsgeschichte Berlins und 
Erläuterung der Parteipolitik zusammen- 


gepreßt hat, so daß alle drei Bestandteile R 


ein wenig zu kurz kommen und wir 


kaum Antwort auf alle Fragen erhalten, 
z.B. nicht, was nun die eigentliche Feder 


ist, die B. treibt. Aber diese Auskunft be- 


kommt man kaum von einer im politi- 
schen Alltag geschriebenen Autobiogra- 
phie. Daß man im Ausland auch nach dem 
Woher dieses Mannes fragt, zeigt die 
schnelle Übersetzung des Buches >). 


Die Rolle des Mahners und Fürsprechers, 


mehr als die eines direkten Diplomaten, 


führte B. in den Fußtapfen Reuters nach 


Amerika und noch weiter um die ganze 


Welt; für den braven Leser zu Hause 
wird diese Tätigkeit mund- und augen- 
gerecht in einem Bilderbuch mit recht an- 
spruchslosem, familiären Beschreibungs- 
text angeboten 1%). 


IV. 


Materialsammlung für den Schulunter- 
richt ist eine kleine Broschüre über Berlin, 
die für den Sozialkundeunterricht ge- 
dacht ist. Das Hauptgewicht liegt auf der 
außenpolitischen Dokumentation: Wenn 
es gescheit benutzt wird, kann dieses 
Heftchen nur empfohlen werden. Da es in 
der Bundesrepublik so gut wie keinen 
brauchbaren neuen »Berlinführer« gibt, 


13) Willy Brandt, My Road to Berlin — as told 
to Leo Lania. 287 S., Doubleday & Co., New York 
1960. 

14) Rudolf Kettlein, Willy Brandt ruft die Welt, 
Ein dokumentarischer Bericht. 182 S. und Photos, 
arani-Verlag, Berlin 1959. 
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ist ferner eine Broschüre für Berlinrei- 
sende eine handliche Einführung in poli- 
tische und großstädtische Fakten ®). 

Die Presse spielte in Berlin immer eine 
wichtige Rolle; daß sie nach dem Krieg 
nicht‘ mehr entfernt. die Bedeutung von 
einst erreichen konnte, lag sicherlich mehr 
an den Umständen als an den Journa- 
listen. Einen Einblick in den Kampf ums 
Überleben gibt J. G. Leithäuser!%) in 


. seiner kurzen Darstellung. Es bleibt je- 


doch in dieser Schrift bei der anekdoti- 
15) Berlin, Sozialkundebrief für Jugend und 
Schule, Reihe T/6 — Januar 1959, Einleitung von 
Dr. Hans Gerlach (Redakteur des „Wiesbadener 
Kurier‘), Zusammenstellung der außenpolitischen 
Dokumentation: Herbert Lilge, Herausgegeben von 
der Hessischen Landeszentrale für Heimatdienst. 
52 S., Wiesbaden 1959. — Berliner Begleiter, Her- 
ausgegeben vom -Freideutschen Kreis Berlin. 86 S., 
2. überarbeitete Auflage, Berlin 1958. 

16) Joachim G, Leithäuser, Journalisten zwischen 
zwei Welten, Die Nachkriegsjahre der Berliner 
Presse. .96 S., Colloquium Verlag, Berlin 1960. 


VERWALTUNGSWISSENSCHAFT 
UND BÜROKRATIE 


Fritz Morstein Marx (Hrsg.): Elements 
‘of: Public Administration, Second Edi- 
tion. XXVIIL, 572 S., Verlag Prentice 
Hall, Inc. Englewood Cliffs, N J. 1959. 


Ders.: Einführung in die Bürokratie, 
Eine vergleichende Untersuchung über 
das Beamtentum. 243 S.,Hermann Luch- 
terhand Verlag, Neuwied 1959. 


Ir 


Dieses Buch ist eines der repräsentativen 
Werke), wenn nicht das repäsentative 
Werk der Verwaltungswissenschaft in den 
USA. Es zeigt, daß die amerikanische 
Verwaltungswissenschaft einen hohen 


1) Andere zusammenfassende Werke: Der ‚Klas- 
siker‘‘ White, Introduction to the Study of Public 
Administration, 4th ed., New York 1955; Dimock- 
Koenig, Publie Administration, Rev. Ed., New York 
1958; Pfiffner-Presthus, Public Administration, 
4th ed., New York 1960. 
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schen Darstellung des Kampfes gegen so- 
wjetische Einflußnahme, es fehlt die poli- 
tologische Analyse etwa E. Richerts 1”). 


Es fehlt noch an einer gründlichen histo- 
rischen wie auch politisch-wissenschaft- 
lichen Darstellung des Berliner Problems. 
Die bisher veröffentlichten Materialien 
und Teilanalysen jedoch bieten brauch- 
bare und notwendige Stützen für das Ver- 
ständnis. Es bleibt zu wünschen, daß man 
sich vor allem in Deutschland noch inten- 
siver und unter Verzicht auf bisherige 
idealistische und gefühlsmäßige Anschau- 
ungen mit dem wirtschaftlichen und poli- 
tisch-sozialen Kern der Berliner Frage 
auseinandersetzt. Nur dann wird man für 
eine weitere Zukunft die notwendige Fe- 
stigkeit, gegründet auf Einsicht und Er- 
kenntnis, gewinnen. 


17) Ernst Richert, Agitation und Propaganda, 
Berlin u. Frankfurt 1958, 


Stand erreicht hat und in der ganzen Welt 
führend sein dürfte. In diesem Buch wird 
besonders deutlich, daß sich in den USA 
die Verwaltungswissenschaft, unbeschadet 
vieler methodologischer Streitfragen, als 
Wissenschaftsfach etablieren konnte. Es 
gibt dort etliche Fakultäten und Institute 
für Verwaltungswissenschaft, einige gute 
Zeitschriften, und die Literatur fließt 
reichlich, vielleicht allzu reichlich. Der 
American Society for Public Administra- 
tion gehören über 4000 Mitglieder an?). 


Die Bemühungen in anderen Staaten, 
eine Verwaltungswissenschaft auizubau- 
en, werden daher an. die amerikanische 
Verwaltungswissenschaft anknüpfen müs- 


2) Einen vorzüglichen Bericht aus kontinental- 
europäischer Sicht gibt Langrod, La Science et l’En- 
seignement de l’Administration Publique aux Etats- 
Unis. Paris 1954. Vgl. auch Markull, Probleme der 
Verwaltungslehre in den USA, DVBl., 71, 1956, 
S. 536 ff., sowie Mackenzie, The Study of Public 
Administration in the United States, Public Admi- 
nistration (London), 28, 1950, S. 131 ff, 
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sen „= aus dicken Grunde darf das vor- 
liegende Buch auch als pilot study ge- 
kennzeichnet werden. 


| Die »Elements of Public Administration« 
"erschienen erstmals 1946. Sie erlebten 
einen großen Erfolg, bis sie im vergange- 


nen Jahr erheblich überarbeitet in zweiter 
Auflage erscheinen konnten. In der neuen 


‚Auflage ist, wenn ich richtig sehe, den 
‚ Neuerungen in Verwaltung und Verwal- 


tungswissenschaft so weit Rechnung ge- 


'_ tragen, wie dies in einem Handbuch mög- 
‚ lich ist. An der grundsätzlichen Linie hat 


sich indessen nur wenig verändert. 


‚Das Buch ist ein Sammelband und als 
solcher eine Team-Leistung ersten Ran- 


ges. Die Zusammensetzung des Mitarbei- 
terkreises ist denkbar‘günstig. Fast alle 
der 14 Autoren sind oder waren Univer- 
sitätslehrer, und alle von ihnen verfügen 
über Verwaltungserfahrung. Diese Kom- 
bination gibt dem Buch eine Ausgewogen- 


heit von Theorie und Praxis, wie man sie 


nur sehı selten antrifft. Dem Kundigen 


werden die Namen der Mitarbeiter (u. a. 
Fesler, Graham, Key Jr,, Leiserson, Mans- 
field, Reining Jr., Stone, Waldo) besagen, 
daß sich hier ein guter Teil der Elite der 
amerikanischen Wissenschaft versammelt 


hat. Sie bedürfen daher keiner Empfeh- 


lung, erst recht nicht. vom Rezensenten. 
Wir werden später noch etwas dazu sagen, 
daß der Leiter des Teams ein ehemaliger 
Deutscher ist. : 

Der Inhalt ist in vier Teile gegliedert: 
1. The Role of Public Administration, :2. 
Organisation and Management, 3. Wor- 
king Methods, 4. Responsibility and Ac- 
countability. Im 1. Teil werden behandelt: 


3) Es hat also nicht nur politische Gründe, wenn 
in vielen Staaten amerikanische Praktiker und 
Theoretiker beim Aufbau von’ Verwaltung und Var- 
waltungswissenschaft mitwirken, so 2.B. in Italien, 


in der Türkei, auf den Philippinen, in Thailand usw. 


Siffin. berichtet, daß die International Cooperation 


Administration im Jahre 1956 etwa 250 Verwal- 
tungsfachleute in über 40 Ländern beschäftigte und 
daß weitere 140 gesucht wurden, siehe Siffin, ed., 
Toward the Comparative Study of Public Admini- 
stration, 2. Auflage, Bloomington, Ind., 1959, S. 6. 
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The Growtk of Public Administration, 
Bureaucracy, Democratic Administration, 


The Social Function of Public Admini- y 
stration. Der Inhalt von Teil 2 reicht von 


Planning über Concepts of Organisation 
und Interest Groups bis zu. Legislative 


Control. Der 3. Teil geht von Formulation R, 
of Administrative Policy über Govern- 


ment by Procedure zu Morale and Disci- 
pline. Der 4. Teil schließlich umfaßt die 
Kapitel: Essentials of Responsibility, The 
Judicial Test, Personnel Standards and 
Fiscal Accountability. Diese Aufzählung 
dürfte erkennen lassen, wie sehr die Verf. 
bemüht waren, das ganze überaus kom- 
plexe Phänomen der Verwaltung darzu- 
stellen. 


Die öffentliche Verwaltung wird hier 


nicht vom Standpunkt einer allgemeinen 
Theorie aus betrachtet. Vielmehr befas- 
sen sich die Autoren mit der nordameri- 
kanischen Verwaltung. Der 1. Teil hat al- 
lerdings stark theoretische Züge, die sich 
auch für allgemeinere Betrachtungen nutz- 
bar machen lassen. Im übrigen aber geht 
es den Verf. um das für die amerikanische 
Verwaltung Verbindliche. Insoweit unter- 
scheidet sich das Buch von jenen Bemüh- 
ungen in den USA, eine general theory, 
eine pure science of administration zu 
entwickeln, für die das neopositivistische 
Werk Simons kennzeichnend ist. Über 
derartige methodologische Fragen wer- 
den in den USA bekanntlich sehr heftige 
Auseinandersetzungen geführt, die in vol- 
ler Schärfe mit der Kontroverse Dahl — 
Simon begonnen haben ?. Gegen die mit 
dem Postulat der Wertfreiheit operieren- 
de Schule, welche in den frühen Manage- 
ment- Lehren einen Vorläufer hatte, wur- 
den die Erfordernisse der rechtsstaatlich- 
demokratischen Staatsordnung ins Feld 
geführt. Diese Front dürfte allerdings 


4) Publ. Adm. Rev;, 7, 1947, S. 1 ff. und S, 200 ff.; 
vgl. ferner Long, Public Responsibility and Admini- 
stration: Rationality and Responsibility, ebenda, 
14, 1954, S. 22 ff. Zusammenfassend Waldo, The 
Study of Public Administration, Garden City, N. 2 
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“nicht ganz den Problemen entsprechen. 
Während die Simon-Richtung von einer 
m. E. unzutreffenden Prämisse ausgeht 
£ (was natürlich interessante Ergebnisse 
_ nicht ausschließt), scheinen ihre Gegner 
zu übersehen, daß es noch die Möglichkeit 
; einer ausdrücklich gemachten konkreten 


N 


general theory gibt, die ohne value-free 
im Sinne des logischen Positivismus und 
‚ohne dogmatisch (z. B. demokratisch aus- 
gerichtet) zu sein, aufGrund des geschicht- 


: lichen Stoffes zu allgemeinen Theorien 
' gelangen will). Das ist jene Richtung, die, 


auf Max Weber aufbauend, sich Compa- 


 rative Public Administration $8) nennt und 
- durch Gelehrte wie Riggs”’), Presthus ®) 
und Heady°) repräsentiert wird — und 


natürlich von M. M. selbst !%). Wie ge- 
sagt: Die »Elements« geben eine als ver- 
bindlich aufgefaßte Verwaltungswissen- 
schaft wieder, ohne freilich auf die Be- 
rücksichtigung der allgemeinen Theorie 
zu verzichten. Das zeigen die Kapitel über 


5) Abgesehen von den Einwänden gegen den neo- 


. positivistischen Ausgangspunkt, begegnet Simons 


Lehre dem unüberwindbaren Hindernis der Frage, 
ob das Material, mit dem er arbeitet, wirklich 
„general‘ ist, Es dürfte sich, worauf auch einige 
Kritiker hingewiesen haben, dabei meist um Stoff 
aus hochrationalen Sozialgebilden handeln. Bei der 
Forschung in Entwicklungsländern lief man mit 


„ dieser general theory dann auch bald auf. Von da- 


her kam der Impuls zur Comparative Public Ad- 
ministration; vgl. Schnur, Über Vergleichende Ver- 
waltungswissenschaft, VerwArch., 52, 1961, Heft 1. 
6) Damit ist die Comparative Public Administration 
nichu zu verwechseln, die sich mit dem Vergleich 
aller innerstaatlichen Verwaltungen, auch der pri- 
vaten befaßt, um auf diese Weise zu allgemeinen 
Aussagen zu gelangen. Dafür ist bezeichnend: Com- 
parative Studies in Administration, ed. by the Staff 
of the Administrative Center Pittsburgh. University 
of Pittsburgh Press 1959. 

7) Vor allem Riggs, Agraria and Industria — 
Toward a Typology of Comparative Administration, 
in Siffin, ed. a. a.O. (oben Anm, 3), S. 23 ff, 

8) Presthus, Behavior and Bureaucracy in Many 
Cultures, Publ. Adm, Rev., 19, 1959, S. 25 ff. 

9) Heady, Bureaucratic Theory and Comparative 
Administration, Adm. Sc. Quart., 3, 1958/59, S. 509 £f., 
und Recent Literature on Comparative Publie Ad- 
ministration, ebenda, 5, 1960, S. 134 ff. 

10) Führender Vertreter dieser Richtung in Europa 
ist Georges Langrod (früher Krakau, jetzt Paris), 
vgl. seinen Aufsatz Methode comparative et scien- 
ces administratives, Ann. Univ. Saraviensis, 1952, 
S.25 ff. 
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tung und über die Bürokratie. 
Wenngleich also die Verf. eine für die USA 
als verbindlich angenommene Verwal- 
tungswissenschaft darbieten, so haben sie 
doch kein Werk der Verwaltungsrechts- 
wissenschaft geschrieben. Sie behandeln 
einen großen Teil dessen, was herkömm- 
lich nicht dem Bereich des Verwaltungs- 
rechts zugerechnet wird, sowie dessen, was 
vom Rechtnicht ineiner Richtung verbind- 
lich festgelegt, wo also Freiheit der Wahl 
zwischen verschiedenen Möglichkeiten be- 
steht, wie das für weite Bereiche der Or- 
ganisation gilt. Es werden aber auch die 
Zwecke der Rechtsregeln und deren Wirk- 
samkeit aufgezeigt, mithin insgesamt die 
Zwecke, denen das Recht der Verwaltung 
dienen will. Dies ist, um eine allerdings 
ungenaue Sprechweise zu gebrauchen, die 
Betrachtung vorwiegend von innen her, 
im Gegensatz zu der Betrachtung von 
außen, die im allgemeinen die des Verwal- 
tungsrechts ist. Diese wird jedoch auch in 
diesem Buch nicht übergangen '!). Die so 
gekennzeichnete Betrachtungsweise ist, 
grob gesagt, die der (dogmatisch aufge- 
faßten) Verwaltungswissenschaft eigene, 
und deshalk ist nur sie imstande, das 
Phänomen der Verwaltung umfassend zu 
ergreifen und zu begreifen. Daß das Ver- 
bindliche in dieser Art von Verwaltungs- 
wissenschaft an etlichen Stellen kaum be- 
merkbar wird (z. B. bei Organisation and 
Management), liegt am Spielraum, der in- 
soweit der Verwaltung gelassen ist. Den- 
noch werden auch von den Verf. dieses 
Buches Grenzen dieses Spielraums ange- 
geben, die in der Verfassung begründet 
liegen, wie vor allem die Bemerkungen 
über das Verhältnis von efficiency zu den 
Grundsätzen der Demokratie beweisen 12). 
11) Siehe dazu auch Forsthoff, Anrecht und Auf- 
gabe einer Verwaltungslehre, in Forsthoff, Rechts- 


fragen der leistenden Verwaltung, Stuttgart 1959, 
S. 47 ff, 


12) Darüber von deutscher Seite, unter Auswertung 
des amerikanischen Schrifttums, Luhmann, Kann 
die Verwaltung wirtschaftlich handeln? VerwArch., 
51, 1960, S. 97 ff. 
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Es wäre nun 
"Buch sei für uns so etwas wie das Ei des 


Rn 


verfehlt anzunehmen, dieses 


Kolumbus. Viele der dort behandelten 
Fragen sind, in entsprechender Transpo- 
nierung, auch hier bekannt (und auch län- 
ger bekannt) und in der Praxis beantwor- 
tet. Auch zeigen sich in der Theorie An- 
sätze zu einer Verwaltungswissenschaft 
(um nur einige Namen zu nennen: Becker, 
Forsthoff, Haussleiter, Kern, Luhmann, 
Markull, Peters, Ule, Weber, Weichmann 
und Zeidler). Aber der Wert der Verwal- 
tungswissenschaft (sowohlinihrer dogma- 
tischen wie in ihrer nicht-dogmatischen 
Spielart) liegt ja nicht darin, überhaupt 
erst einmal das Richtige und Brauchbare 
zu empfehlen. Das mag in einem Lande 
mit geringer Verwaltungstradition so 
sein. Was ein solches Buch mit seiner Ge- 
samtschau der Verwaltung will, ist, um 
mit M. M. (im Vorwort zur 2. Auflage) zu 
sprechen, »both to instruct the student 
and to inform the practioner«. Ohne sol- 
che zusammenfassende Darstellung, deren 
Schwierigkeiten nicht unterschätzt wer- 


den dürfen und die in diesem Buch auch 


nicht unterschätzt werden, läßt sich um- 
fassendes Wissen nicht vermitteln. Es muß 
dann bei meist zufällig erworbenen 
Kenntnissen bleiben. Das gilt bei uns 
zweifellos für die Ausbildung der höhe- 
ren Verwaltungsbeamten. Man sollte sich 
doch auch in den’Parlamenten einmal ge- 
nau überlegen, was es heißt, daß heute 
fast alle höheren Verwaltungsbeamten 
ihre Laufbahn ohne einen auch nur gro- 
ben Überblick über die Verwaltung unse- 
res Staates beginnen und daß unsere der- 
zeitige Verwaltungsorganisation sowie 
gewisse Bräuche in der Verwendung der 
Beamten auch später eine Erweiterung 
des Blickfeldes kaum zulassen. Es dürfte 
bei uns kaum einen Beruf geben, für den 
es eine so schlechte Ausbildung gibt, und 
daß dies von einem politisch so wichtigen 
Beruf gesagt werden muß, macht die Sa- 
che nur noch schlimmer. 
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Ein Aspekt der verwaltungswissenschaft- 
lichen Forschung kommt hinzu, den M. 
M. so beschreibt: »The acquisition of 
knowledge is a field of primary concern 
to democratic government« (S. 107). Dar- 
aus hat man in den USA, Großbritannien 
und sogar in etlichen Entwicklungslän- 


dern die Folgerungen gezogen und ver- 
waltungswissenschaftliche Forschungsin-. 
stitute eingerichtet. Es ist geradezu un- ' 
glaublich, daß es derartige Forschungs- 
uns nicht gibt). Worauf 
man damit verzichtet, ergibtsich auseinem 
anderen Satz von M. M.: »In our civili- 
zation, research and analysis of informa- 


institute bei 


tion, together with scientific factgathe- 
ring and wider dissemination of know- 
ledge, are national resources of greatest 
practical value, because they give indu- 
strial society a surer touch in shaping its 
institutional and technological environ- 


ment« (ebd.). Die Interessenverbände ha- 


ben das für die Verfolgung ihrer Ziele 


längst erkannt. Besteht unser Staat wirk- 


lichnur aus dem Arrangement derInteres- 
sen? Schließlich: Der Herausgeber dieses 
Buches ist ein ehemaliger Deutscher. Die- 
ses Buch hat maßgeblich zum hohen An- 
sehen der amerikanischen Verwaltungs- 
wissenschaft beigetragen. Wir haben ihm, 
vonder Kommunalwissenschaftabgesehen, 
nichts Gleichwertiges zur Seite zu stellen. 
Das müßte eigentlich Anlaß zu folgen- 
reicher Selbstbesinnung sein 1%). 


Speyer Roman Schnur 


13) Siehe dazu auch Ule, VerwArch, 50, 1959, 
S. 400 ff., und ders., Parkinsons Gesetz und die 
deutsche Verwaltung, Berlin 1960, S. 9 ff. 

14) Wenn Peters seine Festrede anläßlich der Grün- 
dung der deutschen Sektion des Internationalen In- 
stituts für Verwaltungswissenschaften (DVBl., 71, 
1956, S. 529 ff.) mit der Bemerkung abschloß, man 
könne die berechtigte Erwartung hegen, daß jetzt 
ein neuer Abschnitt in der Behandlung der Verwäl- 
tungswissenschaft in -Deutschland beginne, so läßt 
sich vier Jahre nach dieser Rede selbst bei sehr 
wohlwollender Betrachtung dieser neue Beginn lei- 
der noch nicht feststellen. Hat man die außer- 
ordentlichen Schwierigkeiten und Anforderungen 
eines neuen Wissenschaftsfachs vielleicht verkannt? 
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" Nach der These Herbert v. Borchs ist die 
Bürokratie die »fast einzige« Instanz, die 
einer freiheitsfeindlichen Staatsusurpa- 
tion auch dann noch entgegenzuwirken 
‘vermag, wenn alle juristischen Verfas- 
sungssicherungen der Verschleierungs- 
taktik des modernen Staatsstreichs erle- 


kratie instandsetzt, dieser Funktion ge- 
wachsen zu sein; das bloße institutionel- 
le ‚Eigengewicht reicht jedenfalls nicht 
hin, wie jede Vertiefung in den paradig- 
 matischen (durch minuziöse Forschun- 
gen) soeben erneut belichteten) Stufen- 
prozeß der deutschen Entwicklung von 
1933/34 bestätigt. 


. Wer von derartigen — spezifisch zeitge- 
» schichtlichen — Erwägungen her die vor- 
liegende Einführung zu Rate zieht, sucht 
nicht vergebens, obgleich der Verf. die 
_ innertotalitäre Bürokratie und das Zwie- 
licht zwischen Legalität und Illegalität 
' eher beiläufig anvisiert. Thema seines 
- Buches, das sich im Vergleich zu seinem 
' oben besprochenen Sammelwerk an brei- 
tere Leserschichten wendet, ist die Lei- 
..stungsbürokratie der parlamentarisch- 
“ demokratischen Welt, und sein Urteil fußt 
auf einem einschlägigen Erfahrungsbe- 
_ reich von spürbar internationaler Brei- 

te. Er begann mit Arbeiten zum Staats- 

und Verwaltungsrecht der Weimarer Re- 

publik, ging 1932 in die Vereinigten Staa- 
ten und gelangte — als Praktiker wie als 
———- Theoretiker gleichermaßen versiert — 

N zuletzt in höchste Staatsstellungen Wa- 


1) Herbert v. Borch, Obrigkeit und Widerstand. 
! Zur politischen Soziologie des Beamtentums, Tübin- 
, gen 1954, S. VII. 

: 2) K.D. Bracher, W. Sauer, G. Schulz, Die natio- 
nalsozialistische Machtergreifung, Studien zur Er- 
richtung des totalitären Herrschaftssystems in 
Deutschland 1933/34, = Schriften d. Inst, f. polit. 
Wissensch., Bd. 14. Köln und Opladen 1960, — E. 
Matthias u. R. Morsey (Hrsg.), Das Ende der Par- 
teien 1933 (Veröffentlichung d. Kommission f£. 
Gesch. d, Parlamentarismus u. d. polit. Parteien), 
Düsseldorf 1960. 
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gen sind‘). Es fragt sich, was die Büro- 


% 


shingtons. Seine 1957 erschienene Einfüh- 


rung, deren gediegene deutsche Ausgabe 2 


er selbst besorgte, hält eine dementspre- 
chend glückliche Mitte zwischen den bei- 
den Gefahren des deklamatorischen Mo- 
ralismus und der bloß achselzuckenden 
Zustandsbeschreibung, zu denen das 
Thema leicht verführt. Deckt doch bereits 
der Begriff der Bürokratie, um den es ihm 
eingangs zu tun ist, im üblichen Sprach- 
gebrauch sowohl den großbetrieblichen 
Verwaltungsapparat, der sich und seine 
Kompetenzen parallel zur modernen In- 
dustriewirtschaft -mit hartnäckiger Ex- 
pansivkraft beständig vergrößert, ebenso 
wie die Organisationskrankheiten, die 
dabei auftreten. 


Die Darstellung unterscheidet vier histo- 
rische Haupttypen der Bürokratie (Wäch- 
ter-, Kasten-, Patronage- und Leistungs- 
bürokratie), beschreibt vier Grundbedin- 
gungen leistungsfähiger Verwaltung (Ra- 
tionalität, WVerantwortlichkeit, Befähi- 
gung, Fortdauer), widmet sich mit Detail- 
kenntnis und internationalem Vergleichs- 
material Laufbahnfragen, mit Verständ- 
nis der Tendenz zum beamtenrechtlichen 
Statusschutz, mit einem Humor, der den 
trockenen Stoff in pralles Leben zu ver- 
wandeln weiß, dem Alltagseinerlei der 
Vorzimmer und Konferenzen. Dann aber 
mündet die Einführung in Kapitel, die der 
Interpretation der bürokratischen Dienst- 
idee gelten, jenen einander widerstreiten- 
den, zumindest miteinander konkurrie- 
renden Ansprüchen und Verantwortlich- 
keiten, die die Beziehungen des Beamten 
zum Staat, zur Regierung, zur regieren- 
den Partei, zur öffentlichen Meinung und 
— alles andere als an letzter Stelle — zum 
Vorgesetzten bestimmen. Darin gipfeln 
die Erörterungen, und im Grunde antwor- 
tet der Verf. damit auch auf die von der 
Zeitgeschichte dringlich gestellte Frage 
nach der Substanz, auf die sich die anti- 
totalitäre Schutzwallfunktion der Büro- 
kratie zu gründen vermag. 
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sie eine Patentlösung anböte. Jeder Be- 
amte, daran läßt der Verf. keinen Zweifel, 
ist in erster Linie Bediensteter, das Buch 
trifft Keinerlei Anstalten, die die büro- 
kratische Alltagswelt prägende Gehor- 
samsbindung gegenüber der legalen Re- 
gierungsgewalt zu durchlöchern. Der Be- 
amte könne nicht kurzerhand wie der ein- 
fache Mann zu reagieren, nicht die wech- 
selnden Wünsche der öffenlichen Meinung 
blindlings zu erfüllen streben. Indessen 
bedeutet Pflichttreue der Regierung ge- 
genüber nach Auffassung des Verf. kei- 


' neswegs, daß der Beamte zum »Regime- 


diener«, zum »vorbehaltlosen Parteigän- 


ger« werden müsse. Vielmehr bleibe er 


' stets Ratgeber und Warner, Organ der 


_ Der Verf. erblickt den wichtigsten Schutz 
gegen eine Entartung der Regierungstreue 


Stabilität und der Kontinuität, nicht Ri- 
vale und nicht Knecht, sondern Partner 
der Regierung, Mahner der guten Verwal- 
tung, »Fahnenwache des Gemeinwohls«. 


zum NRegimedienertum in der Unbe- 
'ständigkeit der politischen Führung, also 
im regelmäßigen Wechsel der regierenden 
Partei, und zwar als Wirklichkeit wie als 
Maxime. So gelangt derselbe nüchterne 
Realismus, welcher feststellt, man werde 
in der Praxis »kaum ohne Vorbehalte sa- 
gen können, daß es dem Beamten gestat- 
tet ist, seine Aufgaben tatsächlich als Die- 
ner des Staates zu erfüllen«, am Ende 
dennoch zu der These, »als moralischem 
Anspruch an den Beamten und als Richt- 
linie für ihn« komme der Staatsdiener- 
idee gleichwohl unverminderte Bedeutung 
zu (S. 196). Da stellt sich der Bezug auf die 
Abwehrfunktion gegenüber dem Totali- 
tarismus von selber her, dessen Chancen 
umso schwächer sind, je reifer und ausge- 
glichener das institutionsinterne und das 


-staatlich-politische Verantwortungsgefühl 


der Bürokratie miteinander harmonieren. 


Frankfurt a. M. Hellmut Seier 
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Die Einführung ist zu praktisch, als daß. 


DIE LEHRE VOM NATURRECHT 


Erik Wolf: Das Problem der Natur- N 
rechtslehre, Versuch einer Orientierung, 


= Freiburger Rechts- und Staatswis- 


senschaftliche Abhandlungen, Bd. II. 2,, f 
erw. Aufl. XII u. 173-S., Verlag GC, F. 7° 


Müller, Karlsruhe 1959. 


Die 2. Auflage ist gegenüber der ersten | 


wesentlich erweitert: sie zählt 55 Seiten 


mehr; 624 Anmerkungen, gegenüber frü- 


her 215, weisen auf die umfangreiche 


_ deutsche und außerdeutsche Literatur hin. 


Die Neuauflage ist schon deshalb zu be- 


grüßen, weil die verheißungsvollen Be- 
mühungen um das Naturrecht nach dem 


Zusammenbruch Deutschlands im Jahre 
1945 im Abklingen sind und sich eine 


»neopositivistische« Reaktion bemerkbar 


macht, die auf die Rechtspraxis auszu- 
strahlen beginnt. Erik Wolf will nicht ein 
System des Naturrechts oder eine Dar- 


stellung der Geschichte des Naturrechts De 


bieten, sondern nur über dessen Proble- 
matik orientieren. Dieser Versuch ist aus- 
gezeichnet gelungen. Die Schrift bietet 
eine vortreffliche Übersicht über den ge- 
genwärtigen Stand der Naturrechtsdis- 
kussion und vermittelt ein gutes Bild von 
der vielfältigen Dialektik der Natur- 
rechtslehre. 


W.s Untersuchung bietet eine Bestands- 
aufnahme der Naturrechtslehren (der 
Ideen, Theorien, Systeme, Modelle des 
Naturrechts oder des Naturrechtsgedan- 
kens) im Wege einer synoptischen Ana- 
lyse der einzelnen Doktrinen. Von dieser 
Situationsklärung macht der Verf. den 
Weg frei zu ihrer Konkordanz. Zunächst 
zeigt er die Abhängiskeit des Natur- 
rechtsgedankens vom Begriff der Natur, 
stellt dabei neun Denkansätze — Thesen 
— heraus, indem er sich dabei bewußt 
bleibt, daß jeder Versuch einer Isolierung 
des Naturrechtsproblems thetisch bleibt, 
d. h. eine »Setzung« ist. Dann behandelt 
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So gut 


£ “er in ebensovielen Thesen die Abhängig- 


keit des Naturrechtsgedankens vom Be- 
griff des Rechts. Auch hier leitet eine klä- 


25 rende Vorbemerkung den Abschnitt ein, 


deren Fehlen in der ersten Auflage zu 
Mißverständnissen Anlaß gab. Diese bei- 
‚den Abschnitte sind eine meisterhafte 
Geschichte des Rechtsdenkens in nuce 
und gerade in ihrer knappen klaren Dar- 
stellung eine erregende Lektüre. 

vorbereitet ergibt die syn- 
optische Konkordanz der ermittelten 
Natur- und Rechtsbegriffe für die Na- 
turrechtslehre die Mehrdeutiskeit des 


- “Naturrechtsbegriffes angesichts der Viel- 


zahl theoretischer Gegensätze und prak- 
tisch widersprüchlicher Zielsetzungen. 


Denn: Was ist Natur? — Die von Gott ge- 


schaffene Welt (die geschöpfliche Ord- 
nung), das Notwendig-Bedingte in allem 
Dasein, die individuelle oder typische 
Wesenseigenart der Natur, das Ursprüng- 
liche, die jedem Seienden gemäß seiner 
Bestimmung oder Funktion notwendige 
Ordnung oder die Natur des Menschen, 
sei sie ihr diesseitiges Sosein, ihre Wesen- 
haftigkeit oder die menschliche Anlage 
zur Selbstvollendung? Je nachdem eignet 


_ »dem Naturrecht« ein anderer Inhalt und 
eine andere Bedeutung (S. 22£.). Mehr- 


deutig ist aber auch der Rechtsbegriff — 


Recht als »Gesamtheit des sozialen Ord- 


nungsganzen« oder als subjektives Recht, 


wie auch das Verhältnis von Naturrecht . 


zum positiven Recht. Aus diesem Grund 
erhält das »Naturrecht« auch von der 
Sicht des Rechtes aus einen jeweils ver- 
schiedenen Inhalt (S. 95£.). Diese Er- 
kenntnisse sind aber keine Triumphe für 
den Positivismus, der ebenso mehrseitig 


‚ und vielfältig ist (S. 11). 


W. bleibt aber nicht bei der Erkenntnis 
stehen, daß ein geschlossenes Natur- 
rechtssystem nicht festzustellen sei. In 
der Vielseitigkeit des Naturrechtspro- 
blems und vor allem seiner Geschichte 
deutet sich nach ihm eine »geheime Ord- 
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nung« an, die mit dem menschlichen Da- 

sein gegeben bzw. aufgegeben sei: die 
Eindeutigkeit der Funktion des Natur- 
rechtsgedankens. In dieser Klarstellung 
liegt der besondere Ertrag der Schrift. 
Nach W. ist deshalb »Naturrecht« eine un- 
definierbare, jedenfalls nicht a priori be- 
stimmbare, sondern nur erfahrbare oder 
erlebbare Realität oder ein vor jeder 
möglicnen Refiexion gegebener und auf- 
gegebener Seinsbestand, der praktisch- 
ethisch alles Recht notwendig begründet 
und begrenzt. So wird die Funktion des 
Naturrechts letztlich zum legitimierenden 
Grund positiven Rechtes und zum normi- 
nierenden Richtmaß alles empirischen 
positiven Rechtes. Die Naturrechtslehre 
hat danach die Aufgabe, »immer und 
jederzeit über das Recht zu wachen, daß 
es in seinem Wesen bleibe« (S. 157). Von 
dieser Erkenntnis aus skizziert der Verf. 
eine Ordnung der Naturrechtslehre nach 
der ontologıschen, ethischen, logischen 
und metaphysischen Fragestellung, indem 
er im Sinne seines Versuches die Rang- 
ordnung dieser Grundfragen offenläßt. 
Hierzu hat sich W. in seinen rechtstheolo- 
gischen Arbeiten (Anmerkung 624) ge- 
äußert. 


Im Interesse einer besseren Verständi- 
gung über die Grundproblematik des 
Naturrechts wäre zu wünschen, daß die 
Untersuchung W.s eifrig gelesen würde. 
Dann bestünde vor allem die Hoffnung, 
daß das Wort Naturrecht weniger pole- 
misch gebraucht, nicht so sehr propagan- 
distischem Mißbrauch ausgesetzt und die 
gesamte Naturrechtsdiskussion enigiftet 
würde. Naturrechtspathos und gläubiger 
Positivismus, Ablehnung des Naturrechts 
oder Uninteressiertheit vermögen nur 
einen wissenschaftlichen Dilettantismus 
zu fördern, der aus der Sackgasse der 
Voreingenommenheit nicht herausführt. 
Aber noch schwerere Nachteile werden 
hier offenbar. Auf sie weist der Verf. mit 
Nachdruck hin. Sie scheinen mir so be- 
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deutsam, daß ich sie wörtlich wiedergebe: 
»Weil emotionale Parteinahme für und 
wider auf diesem Felde nur neuen Streit 
wecken, aber keine Verständigung über 
die Grundlagen bringen kann, ist ihre 
Folge statt einer Stärkung des Rechts- 
glaubens ein vertiefter Zweifel am Sinn 
des Rechts. Statt echte Überzeugung zu 
wecken von der Notwendigkeit (und Mög- 
lichkeit) internationaler Ordnung, die, 
unabhängig von Machtpositionen und 
-ideologien, die Rechtsauffassung der Na- 
tionen verbindet, fördert ein unkritisches 
oder von Ressentiments getrübtes Reden 
über Naturrecht nur unrealistischen 
Enthusiasmus oder fatalistische Skepsis; 
beides kann in Abhängigkeit von natio- 
nalistischer Engherziskeit oder ideologi- 
scher Verhärtung geraten und schließlich 
nur ein weiteres, besonders gefährliches 
Zeugnis jener nihilistischen Verzweiflung 
am Recht sein, in der konsequenter Posi- 


 tivismus und schwärmerische Überforde- 
“rung des Rechtsgedankens sich finden« 
(S. 17). 


Baden-Baden Erwin Stein 


_ SOZIALE ERZIEHUNG 


IN DER SCHULE 


Heinrich Heise: Die entscholastisierte 
Schule. 132 S., J. B. Metzlersche Ver- 
lagsbuchhandlung, Stuttgart 1960. 


Ursula Walz: Soziale Reifung in der 
Schule, Die sozialerzieherische DBe- 
deutung von. Gruppenunterricht und 
Gruppenarbeit. 264 S., Herman Schroe- 
del Verlag, Hannover, o. J. (1960). 


Die soziale Erziehung ist sicher nicht das 
Ganze der politischen Erziehung, aber sie 
ist ein wesentlicher Teil derselben, und 
man sollte ihn nicht mehr aus dem Auge 
verlieren, nachdem uns in Deutschland 
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so unsanft zum Bewußtsein gebracht wor- 
den ist, daß wir einiges nachzuholen 


haben. Die beiden Bücher, die hier an- 


gezeigt werden, geben von verschiedenen 
Ausgangsstellungen aus einen Beitrag 
zum gleichen Gesamtthema; beidemal 


geht es um die sozialen Schwächepunkte 
der deutschen Schulerziehung und um. 


die Möglichkeiten, helfend einzugreifen. 
® 


Das Buch des Göttinger Pädagogen Hein- 
rich Heise ist eine komplette Schul- 


theorie. Die Schule erscheint eingebaut in 


eine Gesamtkonzeption der Volksordnung, 
und die Volksordnung ist auf die Erzie- 
hung bezogen. Der Schule wird eine ent- 
scheidende Funktion für die Überwindung 
der Gefahren der liberalen Daseinsfor- 


men zugewiesen; sie kann dieser Aufgabe . 


aber nur gerecht werden, wenn bei ihren 
Pionieren entsprechende Wertmaßstäbe 
bereits vorausgesetzt werden können. 
Der fatale Zirkel, in dem sich alle poli- 
tische Pädagogik befindet, ist auch hier 
sichtbar. »Ein Volk, das zur personge- 
meinschaftlichen Integration gelangen 
will, bedarf der kundigmachenden und 
sittigenden Schule, die als solche wieder- 
um nur vorgeplant und eingerichtet wer- 


den kann von jenem Teil des Volkes, der 


schon in den Wertmaßstäben und Ver- 
haltensweisen des gewollten Staates lebt« 
(S. 124). 

Der Verf. verwendet keine leichtfertigen 
Begriffe. Die schwere Fracht, mit wel- 
cher der zitierte Satz beladen ist, macht 
die »Pädagogik« dieses Buches aus. »Ent- 
scholastisierung« der Schule soll heißen: 
Damit die Schule das leisten kann, was 
sie im Hinblick auf ihre politische Funk- 
tion zu leisten hat, muß sie von Grund 
aus entintellektualisiert werden. Der ver- 
bale Charakter der Schulbildung muß 
durch engere Anlehnung an die Umgangs- 
welt des Schülers überwunden, das Riva- 
litätsnrinzip durch eine genossenschaft- 
liche Pädagogik ergänzt, die Körperferne 
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Es wird der Schule vorgeworfen, daß in 
hr der Lernprozeß ausschließlich oder 
och überwiegend über den Begriff erfol- 
e, während ein verantwortliches Ver- 
 hältnis zur Welt nur entstehen könne, 
- wenn das Lernen auf einem breiten 
Untergrund von sinnvoll-tätigen Begeg- 
ungen innerhalb des Könnens- und Be- 
dürfniskreises des jungen Menschen ver- 
laufe. Das ist keine neue Entdeckung; 
N wir wissen um diese Schwächen der Schu- 
le, seit Pestalozzi gegen das »grundlose 
.  Wortgepränge« wetterte. Aber H. schlägt 
die Brücke von Pestalozzi zur Reform- 
 pädagogik, zu Dewey und zur modernen 
_ Vorhaben-Pädagogik. Nicht begriffliches 
»Vorratswissen«, sondern sach- und auf- 
 gabengebundenes »Umgangswissen« führt 
” zu wirklicher Erkenntnis der Welt. Be- 
. griffe müssen vom Schüler aus einem 
‚nutzenden, besorgenden oder gestalten- 
‚den Verhältnis zu den Gegenständen 
selbst vollzogen und nachvollzogen wer- 
den. Die Schule muß sich umwandeln 
h »in einen zubereiteten Erfahrungsraum, 
. in dem die junge Generation die im 
System der Wissenschaft abgelagerten 
‚ Erkenntnisse durch Tätigkeiten, die für 
ihren Lebensumkreis sinnvoll und bedeut- 
sam sind, von neuem aktualisiert« (S. 37). 
«Es ist mehr »Erfahrung aus erster Hand: 
' erforderlich, damit der Schüler nicht bloß 
zu einem »wissenden«, sondern zu einem 
»kundigen« Menschen heranwächst. In 
diesem Sinne holt der Verf. alles zusam- 
/ men, was in den letzten fünfzig Jahren 
IE über die Notwendigkeit stärkerer Ver- 
 ' gegenständlichung und Aktivierung des 


Vorschläge stehen im Einklang mit. der 
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ae Erkenntnis, daß alle 


Schullernens gesagt worden ist, und seine’ 


auch das schulische, nur eine Seite des 
menschlichen Gesamtwachstums darstellt 
und in dieses eingebettet ist. Der politi- 
sche Bezug liegt auf der Hand: viele 
Mißerfolge der staatsbürgerlichen Er- 
ziehung rühren ganz einfach daher, daß 
die Schule versucht, von politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen usw. Begriffen aus- 
zugehen, statt den Schüler in einfache 
politische, wirtschaftliche und soziale Er- 
fahrungssituationen zu stellen, in denen 
demokratische Wertungen. und Verhal- 
tensweisen im Umkreis des jugendlichen 
Könnens gelernt werden. 


Der zweite Angriff zielt auf die Vorherr- 
schaft der Rivalitätspädagogik in der deut- 
schen Schule. »Es ist nur folgerichtig, 
wenn die allgemeinbildende Schule jenes 
Vorratswissen, das den Nachwuchs für 
den Leistungswettkampf der Gesellschaft 
rüsten soll, bereits in einer Wettkampf- 
situation erwerben läßt« (S. 21). Indem 
die Schule darauf verzichtet, den Lern- 
prozeß in ein gesundes Verhältnis zum 
Können und auch zu den Bedürfnissen 
des Schülers zu bringen, verfehlt sie 
auch die Ebene, auf der die zwischen- 
menschlichen Bezüge erwachsen müßten. 
Es wird in der Schule, sagt H., nicht nur 
kein geordnetes Verhältnis zwischen 
Mensch und Mensch herbeigeführt, son- 
dern ein ungeordnetes geradezu erwartet. 
Die Schule ist eine »Lern-Arena«. Der 
ständige Appell an den Ehrgeiz bringt 
ein »gemeinschaftswidriges und gruppen- 
sprengendes Gefühl« in den Prozeß des 
Lernens ein. »Jene im Alltag der norma- 
len Schule ständig wiederkehrenden 
Verstöße gegen Lebensart und Disziplin 
sind in der Regel aus dem einen Umstand 
zu erklären, daß der Schüler von der 
spielenden und werkenden Durchdrin- 
gung seiner Umwelt ferngehalten und in 
eine seiner Altersstufe nicht gemäße Rol- 
le des Betrachtenden ae Rn 
werden soll« (S. 30). 
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ganz unmittelbar mit der Untersu- 
chung von Ursula Walz, über die gleich 
zu berichten ist. Beide verlangen im Na- 
men der politisch-sozialen Reifung, daß 
die Schule nicht nur Wettkampfsitua- 
tionen, sondern auch Situationen der 
Kooperation bereithalte, in denen der 
Schüler Gelegenheit hat, sein Verhalten 
unter Ordnungen des Rechts und der Sitt- 
lichkeit zu stellen. H. ergänzt das part- 
nerschaftliche Prinzip Oetingers durch 
weiterführende politische Integrations- 
vorstellungen. Die pädagogische Theorie 
der »Partnerschaft« wirkt irreal, wenn 
sie allein am Maßstab der pluralistischen 
Gesellschaft und der allgemeinen Mensch- 
lichkeit gemessen wird. Sie zielt auf po- 
litisch-soziale Orientierungen, die einer- 
seits »ideal« genug sind, um junge Men- 
schen überhaupt anzusprechen, und an- 
dererseits realistisch genug, um im Kreis 
des jugendlichen Könnens und der ju- 
 gendlichen Bedürfnisse wirklich Wurzel 
zu schlagen. In gleichem Sinne weist H. 
auf Integrationsfelder hin, auf denen 
sich die Jugend — auf der nächsthöhe- 
ren Ebene — über Parteien und Konfes- 
sionen hinweg zu verständigen vermag, 
. ohne der politischen Romantik zu verfal- 
len. Kunst und Sport, das sachliche Ge- 
spräch und die Notstands- und Katastro- 
phendienste werden als solche jugend- 
gemäße politische Integrationsbereiche 
genannt. 

H. nennt die Dimension, in der sich diese 
Integration vollzieht, »volksunmittelbar«. 
Das führt zurück zu der Frage, ob die 
Weltkonzeption, die er seiner Pädagogik 
zugrundelegt, überzeugend ist. H. ist der 
Meinung, daß die »offene Gesellschaft« 
der Gegenwart ein Interim sei, das neuen, 
im Vergleich zu den liberalen Daseins- 
formen dichteren und bewußteren poli- 
tischen Gestaltungen weichen müsse. Die 
bürgerliche, »bloß« gesellschaftliche und 
»bloß« humanistische Ordnung müsse 
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_ Hier berühren sich die Gedanken H.s 


weiterentwickelt werden zur »Personen- 
gemeinschaft eines höher 
Volkes«. »Wennhier von Volk geredet wird, 


dann in dem Sinne eines überindividuel- 


len lebenden Geschöpfes, das den Sollens- 
anruf eines jeweils einzigartigen Gestalt- 


integrierten 


auftrages zu erfüllen hat und dies nur AR = ’ 


auf dem Wege des gerechten Staates 


kann« (Vorwort). Der Leser wird gebeten, 2 rs 


diesen Ansatz nicht schlankweg als po- 
litischen Romantizismus zu verwerfen 


und sich dadurch dann auch der Ver- 


pflichtung enthoben zu fühlen, die Päda- 


gogik der »entscholastisierten Schule« 
ernst zu nehmen. Die ausgezeichneten 
pädagogischen Gedanken des 
sind weder an die Vision eines neuen 


Buches. 


deutschen Staates noch an die Gesinnung E 


der Pioniere, die die »neue Werkgenos- 


senschaft des Volkes« auf ihr Gewissen 


nehmen, gebunden. 


Es wäre sehr billig, H.s Rede von der 
neuen Volksordnung mit einem konven- 


tionellen nationalen Pathos zu illuminie- 


ren. Seine Empfehlungen sind, indem sie 
den Nachdruck nicht auf die politische 
Größenordnung, sondern auf die Sub- 
stanz der personhaften Erziehung legen, 
auch für ein übernationales politisches 
Ethos offen. Nur wäre es vielleicht rich- 
tig gewesen, dies im Zeitalter der über- 
nationalen Weltverständigung auch deut- 
lich auszusprechen. So wird es sich der 
Verf. gefallen lassen müssen, daß man- 
cher Leser aus der »offenen Gesellschaft« 
in die Vision des »geschlossenen Volkes« 
flüchtet, statt sich in der Zucht der auf- 
gabengebundenen Selbsterziehung an den 
Gedanken eines »offenen Volkes« zu ge- 
wöhnen. 
& 

Während das Heisesche Buch mit einer 
Lebensführungslehre schließt, die an die 
Leitbücher von F. W. Förster erinnert, 
führt die Untersuchung von Ursula Walz 
zur engeren Problematik der sozialen 
Schulerziehung zurück. Die Verf., die zum 


174 


N Mitarbeiterkreis des Hauses Schwalbach 


gehört, hat im. Einvernehmen mit der 


Frankfurter Hochschule für internationale 


pädagogische Forschung untersucht, »ob 


und in welcher Weise Gruppenarbeit im 


Sinne der. Gruppenpädagogik zur sozia- 


len Reifung des Kindes und Jugendlichen 


beiträgt«. Unter dem Aspekt der politi- 
schen Erziehung gefragt: »Kann die 
Gruppenarbeit im gruppenpädagogischen 
Sinne einen Beitrag zur Verwirklichung 
eines demokratischen Erziehungs- und 
Führungsstiles in unseren Schulen lei- 
sten« (S. 76)? Wird — so lauten die Fra- 


gen, die die Untersuchung leiten — in 
der Gruppenarbeit ein deutlicheres Ge- 


meinschaftsbewußtsein und mitmensch- 
liches Verantwortungsgeführ erweckt als 
in der rein autoritär und frontal geführ- 
ten Klasse? »Enthalten Gruppenunterricht 
und Gruppenarbeit mehr situative An- 
lässe zum gegenseitigen Auseinanderset- 


zen und Zusammensetzen, zum Aufein- 


anderhören und Verstehen, zum Vergleich 
und Ausgleich als der reine Klassenun- 
terricht?« Und läßt sich so etwas plan- 
voll pflegen? 

Die Untersuchung ist ein Beispiel für 
gute pädagogische Feldforschung. Nach 
dem Modell der Schuluntersuchungen 
von Kurt Lewin, aus denen Einzelheiten 


hier zum ersten Mal in deutscher Spra- 


che mitgeteilt werden, sind fünf sorg- 
fältig ausgesuchte Schulsituationen auf 
ihre ‚sozialpädagogische Ergiebigkeit be- 
fragst worden. Die mitgeteilten Protokol- 


le und Berichte sind eine Fundgrube 


für beherzigenswerte schulpädagogische 
Wahrheiten. Man registriert das Ergeb- 
nis am besten mit den eigenen Worten 
der Verf.: »Eine der wichtigsten Einsich- 
ten scheint uns die zu sein, daß für das 
Sozialgeschehen und die Sozialerziehung 
in der Schule der Führungsstil des Lehrers 
von ausschlaggebender Bedeutung ist. 
Der Lehrer muß sich zunächst einmal 
darüber klar werden, in welchem Füh- 
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rungsstil er sich bewegt... Ein pädagogi- 
scher Führungsstil ist keine angeborene 
Natursache, sondern eine aus Gesinnung, 
Einsicht, Interessen und Strebung: inte- 
grierte und aufgebaute innere pädagogi- 
sche Haltung, zu der man sich letztlich 


selbst erziehen muß... Insbesondere ist 
der demokratische Führungsstil nicht 
einfach ein Stil, den man von Natur aus 
hat oder nicht hat, sondern ein Stil, der 
in der Auseinandersetzung mit dem auto- 


ritären und dem Laissez-faire-Stil täg- 


lich neu behauptet werden muß, weil 
tausend Anlässe uns immer wieder Grund 
geben, diesem schwierig durchzuhalten- 
den Stil untreu zu werden« (S. 245). Und 
weiter: »Partnerschäftliches Verhalten ist 
eine soziale Tugend, die gelernt werden 
kann und muß. Sie wird nicht einfach als 
gekonnte Verhaltensform mit uns gebo- 
ren, sondern entsteht über einen lang- 
wierigen Aufbauprozeß, bei dem Sach- 
und Werteinsichten, aber auch Einübungen 
eine Rolle spielen, indem über gute 
Schulsitten, beseelte Gewohnheiten und 
gefestigte Verhaltensformen jene  Eigen- 
schaften die Herrschaft gewinnen, die 
soziale Tugenden eines demokratischen 
Verhaltens bedeuten. Gruppenunterricht 
und Gruppenarbeit... nötigen durch ihre 
Dynamik, den Rollenwechsel, die Arbeits- 
teilung, den Aufgabenwechsel, die Tei- 
lung in den Führungsaufgaben zu einer 
dauernden Übung in demokratischen Tu- 
genden: einzuspringen, nachzuhelfen, ab- 
zuwarten, auf den anderen zu hören, 
Führung zu wagen, Führung abzugeben, 
Entscheidungen selbst zu treffen, seine 
Meinung zu behaupten, autoritären Sug- 
gestionen nicht einfach nachzugeben, bei 
der Sache zu bleiben, selbst Verantwor- 
tung zu tragen, ebensoviel selbst zu lei- 
sten, wie man von anderen erwartet und 
fordert usw. usw. Diese demokratischen 
Tugenden gehen nur in Fleisch und Blut 
über, wenn sie uns täglich — und zwar 
dem Lehrer und dem Schüler — als Ver- 
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haltensweisen abgenötigt "werden. und 
sich somit einschleifen und verfestigen 
können« (S. 249). 


Wenn dem soist, dannsollteman aufhören, 
"über diejenigen zu lächeln, die die staats- 
bürgerliche Erziehung bei der Entmonar- 
chisierung des Lehrstils und bei der Vi- 
talisierung des Schullebens beginnen las- 
sen wollen. Es ist eine Binsenwahrheit, 
daß das nicht die ganze politische Er- 


.ziehung ist, die uns nottut. Aber aus den 


»Kleinigkeiten« des gelebten Lebens 
baut sich die Gestalt einer Pädagogik 
auf, die dann als Ganzes entweder hand- 
fest autoritär oder handfest demokratisch 
ist und beim Schüler entsprechende hand- 
feste Verhaltensdispositionen schafft. 


Kiel Theodor Wilhelm 


JUGENDGEFÄHRDUNG UND 
LITERARISCHER JUGENDSCHUTZ 


Robert Schilling: Literarischer Jugend- 
schutz — Theorie und Praxis, Strategie 

- und Taktik einer wirksamen Gefahren- 
abwehr. 251 S., Hermann Luchterhand 
Verlag, Berlin 1959. 


Der literarische Jugendschutz gehört zu 
der von der Politischen Wissenschaft ver- 
nachlässigten Forschung der sog. Massen- 
medien. Er kann nicht auf psychologische 
und pädagogische Fragestellungen be- 
schränkt werden; denn er ist eine wesent- 
liche Aufgabe der Sozialpolitik und der 
politischen Bildung überhaupt. Für die 
Meinungsbildung der Jugend und damit 
für die Zukunft der Demokratie sind die 
literarischen Massenkommunikationsmit- 
tel — Leihbücher, Romanhefte, Kriegsrei- 
hen, Illustrierte, Wochenzeitungen, Schall- 
"platten, Filme usw. — von eminenter Be- 
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„schen Ausschusses für das Erziehungs- 


deutung !).Das Versagen eines wirksamen 

literarischen Jugendschutzes im Sinne 

einer Gefahrenabwehr kann sich deshalb 

verhängnisvoll auf die staatliche und ge- 
sellschaftliche Entwicklung auswirken. 

Die Bestandsaufnahme und die Zwischen- 

bilanz Schillings kommt gerade zur rech- 

ten Zeit. Denn dem Bundestag liest ein 

Gesetzentwurf zur Änderung des Ge-- 
setzes über die Verbreitung jugendge- 

fährdender Schriften (GjS) vor — Druck- 

sache 12059). 


Seit dem Inkrafttreten des GjS vom 9. 6. 
1953 hat sich auf dem Gebiete des litera- 
rischen Jugendschutzes eine gewisse 
Wandlung vollzogen ?). Auf Grund vor- 
sichtiger Schätzungen, Befragungen und 
Statistiken kommt Sch. zu dem Ergebnis: 
»Weit über 10 Millionen Leser konsumie- 
ren täglich die Boulevardpresse, und da- 


1) Die z. Zt. vollständigste Übersicht, allerdings 
beschränkt auf die Schweiz, bietet: H. Chresta, 
Moderne Formen der Jugendbildung, Literatur, 
Film, Radio, Fernsehen, Artemis-Verlag, Zürich— 
Stuttgart 1958; vgl. auch Gutachten des Deut- 
und Bil- 
dungswesen vom 1. 12, 1956, in: Empfehlungen und 
Gutachten, Folge 2, Verlag Ernst Kiett 1957, 
Ss. 22 ff. 

2) In den: Ausschußberatungen sind weitgehend 
nach den Vorschlägen Sch.s die $$ 1, 4, 15, 18 und 20 
GjS geändert worden (vgl. hierzu Bericht des 10. 
Ausschusses für Familien- und Jugendfragen, Deut- 
scher Bundestag, 3. Wahlperiode, Drucksache 2773). 
Der Bundestag hat in dritter Lesung am 18. Januar, 
1961 den vorgeschlagenen Änderungen und Ergän- 
zungen zugestimmt (vgl. Prot. des Deutschen Bun- 
destages, 138. Sitzung, S. 7876 ff.). 

3) Sch. sagt hierzu: ‚„ Zur Zeit der Beratungen 
des Gesetzes überwogen im Erscheinungsbild der 
Zeitungskioske die erotisch-sexuellen Periodika in 
Form von Akt-Bildzeitscriften, erotischen Magazi- 
nen und zahlreichen Reihen von sog. Sittenroman- 
Heftchen. Mit Inkrafttreten des GjS verwandelte 
sich das Bild völlig. Nunmehr traf eine bis dahin 
hier unbekannte ganz andere Art von jugend- 
schädlichen Veröffentlichungen in Erscheinung, die 
Gewalt verherrlichenden Comics. Danach trat in 
der Praxis der Bundesprüfstelle eine verrohende 
Art von Kriminalreißern, hauptsächlich in Form 
von Leihbüchern, in den Vordergrund. Z. Zt. fällt 
eine erhebliche Zunahme des Imports ausländi- 
scher Sexmagazine auf‘ (S. 42). Ergänzend wäre 
darauf hinzuweisen, daß die jugendgefährdenden 
Schallplatten an Bedeutung gewinnen (Schallplat- 
tenproduktion 1958: 58,2 Millionen im Werte von 
151,5 Mill. DM). 


178. 


. schreckender und alarmierender 
{ . seine Feststellungen über die Qualität 


von der größte Teil mit wirklichem Inter- 
esse. Wöchentlich über 50 Millionen Le- 
ser werden von den Publikations- 
zeitschriften, viele weitere Millionen von 
_ Wochenendzeitschriften erreicht. Über 
20 Millionen Leser machen regel- 
mäßig von den mindestens 3 Millio- 
nen jährlich auf den Markt geworfenen 
- Leihbüchern Gebrauch und die 80 bis 
90 Mill. Romanhefte werden ebenfalls 


nicht nur von den ersten Käufern, son- 


_ dern von zahlreichen Mitlesern in An- 
‚spruch genommen« (S. 115). Noch er- 
sind 


x - dieses Millionenangebotes von Massen- 
' publikationen (vgl. S. 46f., 64ff., S1f,, 
87££., 92f£., 102£.). Die Analyse von 12 
- während zweier Wochen erschienenen 
. Nummern einer einzigen in Westdeutsch- 
land von mehr als 3 Millionen gelese- 
nen Boulevardzeitung ergab nach Sch.: 
»27 Berichte über Morde, Mörder, Tot- 
schlag, Mordversuche, 24 Berichte über 
Vergewaltigungen, Raubüberfälle und 
andere Gewaltverbrechen, 10 Berichte 


über Selbstmorde, tödliche Unfälle oder 


Katastrophen (außer Verkehrsunfälle), 
38 Berichte über sonstige Verbrechen und 
ein Fortsetzungs-,Tatsachenbericht‘ über 
große historische Mordprozesse« (S. 109). 


. Die Tendenzen dieser auch von Jugend- 
lichen bevorzugten schädlichen Massen- 
lesestoffe (S. 117 ff.) sind: Sexualisierung 
und Brutalisierung, Erweckung von 
Greueln und Grusel, Verzerrungen ins 
Unmenschliche und Verrohende, Pseudo- 
‚ heldentum, Verfälschung der Welt. Die 
Folgen dieser jugendgefährdenden Lite- 
ratur: Kult der Brutalität, Verherrlichung 
der Aggressivität, Förderung antihuma- 
ner und asozialer Neigungen und des 
Faustrechtes, Idol eines Übermenschen- 
tums, Primitivierung des Geistes, Ver- 
armung der Phantasie, Verkümmerung 
des Sprachgefühls, der Lesefähigkeit und 
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-freudigkeit, Kritik- und Wahllosigkeit ). 


Es ist dankbar anzuerkennen, daß Sch. 
dem Geiste der freiheitlichen Demokratie 
gemäß trotz offensichtlichen Mißbrauchs 
der Meinungs- und Pressefreiheit in sei- 
ner Schrift allen Versuchen einer Auswei- 
tung des Jugendschutzes dennoch ener- 
gisch entgegentritt und mit Recht den das 
Grundgesetz verletzenden Bescheid des 
Oberverwaltungsgerichtes Münster vom 
18. Nov. 19585) eindeutig ablehnt (S. 31££.). 
Sch.s in jeder Hinsicht zu unterstützendes 
Bestreben zielt darauf ab, die Bemühun- 
gen des literarischen Jugendschutzes auf 
Massenlesestoffe und Auswüchse zu kon- 
zentrieren und auf Randgebiete wie Ein- 
zelerscheinungen zu verzichten. Diese 
Tendenz, auf solche Weise die drohenden 
Gefahren wirksam abzuwehren, führt 
Sch. konsequent durch bei der Behand- 
lung der notwendigen begrifflichen Er- 
klärungen (Definition des Jugendschutz- 
begriffes, S. 6), der gesetzlichen Beschrän- 
kungen des literarischen Jugendschutzes 
und der Umschreibung der einzelnen Tat- 
bestände. Der Verf. gibt auch eine ein- 
gehende Darstellung der tatsächlichen 
Verhältnisse auf dem Gebiete der Mas- 
senlesestoffe, weil ohne deren Kenntnis 
ein erfolgreicher literarischer Jugend- 
schutz nicht möglich ist (S. 55 ff.). Seinen 
Vorschlag, eine zentrale Marktbeobach- 
tungs- und Antragstelle zu schaffen, 
halte ich für gut (S. 169 ff.). Aber sie 
dürfte ihre Tätigkeit hierauf nicht be- 
schränken, sondern müßte weite Kreise 
der Öffentlichkeit über die Arbeit ständig 
informieren. Sch.s Vorschlag, die gewerb- 
lichen Leihbüchereien den - Zeitungs- 
kiosken im GjS rechtlich sleichzustellen, 
sie in die Gewerbeordnung einzubeziehen 
und zur Führung von Bestandsverzeich- 
nissen zu verpflichten, ist zuzustimmen. 


4) Vgl. auch Bundesgerichtshof in Strafsachen, 
Bd. 8, S. 80 ff, Bd. 11, S. 67 ff. 


5) Vgl. hierzu meine Kritik in: ‚Juristenzeitung‘, 
1959, S. 717 ff, 
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Im Jahre 1956 belief sich gegenüber 
‚25 Millionen Ausleihungen von Büchern 
aus Öffentlichen Büchereien die Zahl der 
Ausleihungen aus gewerblichen Leih- 
büchereien auf ca. 330 Millionen. In dem 
, gewerblichen Leihbüchereiwesen herrscht 
ı nach Sch. völlige Unordnung. Den In- 
habern der 20500 Leihbüchereien fehlt es 
‚in der Mehrzahl der Fälle (etwa 12 000) 
‚an Fachkunde. Die Leihbuchproduktion 
‚ ist industrialisiert, die Leihbuchverleger 
stellen durch hierfür vertraglich ver- 
' pflichtete, abhängige Schriftsteller sog. 
'»Konsumromane« her, die unter Um- 
‚ gehung des Buchhandels an die Leih- 
, büchereien abgesetzt werden. Dabei han- 
delt es sich um jährlich etwa 3,4 Millio- 
‚nen Exemplare im Werte von 14,4 Mill. 
. DM, die etwa 68 Millionen Leser errei- 
. chen. Sch. beklagt auch mit Recht, daß die 
Versandunternehmen für Erotika und 
Sexualhilfsmittel für Jugendliche eine 
spezifisch potentielle Gefahr darstellen, 
der gegenüber der durch das GjS ermög- 
lichte Schutz völlig unzureichend er- 
scheint. Symptomatisch ist, daß eines 
dieser zahlreichen Versandhäuser 220 An- 
sestellte beschäftigt, einen Jahresumsatz 
von 2,5 Millionen DM erzielt und einen 
karteimäßig festgelesten Kundenkreis 
von ca. 4 Millionen Personen hat. Den 
Illustrierten, Wochenzeitungen und Lese- 
zirkeln gegenüber versagt nach Sch. das 
GjS völlig, weil das normale Verfahren 
teils zu schwerfällig, teils ungeeignet ist. 


Sch. beschränkt sich nicht auf eine allge- 
meine Kritik. In einem besonderen Teil 
macht er präzise Vorschläge zur Ände- 
rung des GjS und gibt dabei einen inter- 
essanten Einblick in die Tätigkeit der 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften, dessen Vorsitzender er ist 
(S. 120 ff). Dankenswert ist auch sein 
Appell an die freiwillige Mitarbeit bei der 
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geistigen und seelischen Verfassung der 
Jugend (prophylaktischer Schutz). Mit 
Recht beklagt er, daß die in die private 
Initiative gesetzten Erwartungen ent- 
täuscht worden seien und das GjS nicht . 
genügend Unterstützung durch die EI- 
ternschaft und die Jugend erfahren habe 
und die Behörden die vorhandenen Mittel 
nicht genügend ausgeschöpft hätten. 

Auf Grund dieser Feststellungen und des 
reichhaltigen Materials läßt sich mit Sch. 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
des GjS nicht mehr bestreiten, wenn es 
auch zum Teil als verbesserungsbedürftig 
anzusehen ist. So ist diese Schrift — wohl 
die umfassendste neueste Übersicht auf 
dem Gebiet des literarischen Jugend- 
schutzes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — hervorragend geeignet, eine ge-. 
naue Kenntnis der vielfältigen Problema- 
tik des literarischen Jugendschutzes zu 
vermitteln. Sachlich, prägnant und über- 
sichtlich werden die Zusammenhänge 
dargestellt. Der bunten Phraseologie wird 
durch klare Begriffe zu Leibe gegangen. 
In einer neuen Auflage sollten jedoch 
die häufig gebrauchten Modeworte 
wie »Großgruppe«, »Großgebiet«, »Groß- 
komplex«, »verkraftet« u. a. ersetzt wer- 
den. Zahlreiche Beispiele aus der Arbeit 
der Bundesprüfstelle, Stilblüten und ein 
erschütternder Katalog blutrünstiger und 
sexuell-sittlicher Pseudoliteratur, Gang- 
sterstories usw. zeigen eindeutig die gro- 
ßen Gefahren, denen die Jugend ausge- 
setzt ist: eine Erscheinung, von der das 
Ausland ebenso betroffen ist wie Deutsch- 
land. Die Schrift sollte nicht nur von So- 
ziologen und Sozialpolitikern, sondern vor 
allem von Pädagogen, Theologen und den 
Eltern gelesen werden. Für die weitere 
Diskussion ist sie zweifellos unentbehr- 
lich. 


Baden-Baden Erwin Stein 
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GENERAL SHERMAN UND DIE 
MODERNE KRIEGFÜHRUNG 
B. H. Liddell Hart: Sherman — Soldier, 
Realist, American. 3. Aufl. XII, 456 S., 
Frederick A. Praeger Inc. Publishers, 
New York 1959. 
Der amerikanische Sezessionskrieg, aus 
dem die USA in neugewonnener staat- 


licher Einheit und mit klarem Vorrang 


des neuenglisc5-demokratischen Elements 
hervorgingen, hat zu seiner Zeit und auch 
später verhältnismäßig wenig deutsche 
Publikationen angeregt. Die deutschen 
Einigungskriege und die Reichsgründung 
nahmen das Interesse der Zeitgenossen 
voll in Anspruch. Darstellungen und 
Spezialstudien über den amerikanischen 
Bürgerkrieg, wie die von Blankenburg 
(1869), Sander (1877) und v. Freytag- 
Loringhoven (1901) stehen wie Einzel- 
erscheinungen innerhalb einer Fülle 
kriegsgeschichtlicher Arbeiten über. die 


‚ Ereignisse auf den kontinentaleuropäi- 
' schen Kriegsschauplätzen. Demgegenüber 


nahm das britische Inselreich regen An- 
teil am inneramerikanischen Kriegs- 
geschehen und seiner rückschauenden 
Erforschung. Fast ein Jahrhundert nach 
dem Sezessionskrieg kann der amerika- 
nische General Wedemeyer jetzt feststel- 
len, daß englische Politiker und Soldaten 
über dieses Kapitel amerikanischer Ge- 
schichte ebensoviel, wenn nicht mehr, 
wissen als viele Amerikaner. Wie emp- 
findlich allerdings die öffentliche Mei- 
nung in den USA reagieren kann, wenn 
von Großbritannien her an den Heerfüh- 
rern der damals verfeindeten Nord- und 
Südstaaten Kritik geübt wird, erwies 
sich unlängst beim Besuch des Feldmar- 
schalls Montgomery auf dem Landsitz 
des amerikanischen Präsidenten Eisen- 
hower; die kriegsgeschichtlichen Remi- 
niszenzen auf dem Schlachtfeld von Get- 
tysburg lösten eine Welle der Entrüstung 
aus. 


Aus englischer Feder stammt auch die 
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militärische Biographie des wohl bekann- 
testen Unterfeldherren der Nordstaaten, 


des Generals William Tecumseh Sher- 
man. Diese Arbeit, die jetzt in dritter 
Auflage erschienen ist, hat aber ihrem 
Verf. nicht den Groll, sondern die leb- 


"nafte "Zustimmung amerikanischer Re- 


zensenten eingetragen; schon die erste 
Auflage von 1930 wurde begrüßt, die 
zweite von 1934 findet man in der 
Schrifttumsempfehlung des offiziellen 
Handbuchs THE ARMED FORCES OF- 
FICER von 1950. Der vorliegenden Neu- 
auflage ist auch in Deutschland ein brei- 
ter Leserkreis zu wünschen, zumal der 
Verf. mit dieser Biographie wesentliche 


Aufschlüsse zu seinem auch deutsch vor- 


‘liegenden Hauptwerk !) gibt. 


Die Sherman-Biographie ist außer durch 
Sach- und Quellenkenntnis auch durch 
einfühlendes Verständnis des Verf. ge- 
kennzeichnet. Dieses Verständnis gilt 


dem General, der die große Wende im 


jahrelang unentschiedenen blutigen Rin- 
gen zwischen nordstaatlicher Union und 
südstaatlicher Konföderation durch den 
»indirect approach« im Sinne der Strate- 
gie-Auffassung ‘L.H.s. herbeiführt. Der 
»Soldat, Realist und Amerikaner«, den 
der Verf. seinem Leser darstellt, »erfin- 
det die moderne Kriegführung« und »zer- 
stört als Erster die romantische Illusion 
vom Kriege als einem ritterlichen und 
herrenmäßigen Spiel«. Er verkörpert ein 
neues Kriegsverständnis in der Neuen 
Welt, deren Bürgerkrieg erstmals die 
neuen technischen Mittel, insbesondere 
die Eisenbahnen und Fabriken, als 


Kriegsmittel in Erscheinung treten läßt. 


Das kommt am deutlichsten ın den Kapi- 
teln des Werkes zum Ausdruck, die die 
Entstehung des Plans und den Marsch 
durch Georgia behandeln. 
Zwischen Atlanta, dem festen Platz im 


1) B. H. Liddell Hart, Strategy — The Indivect 
Approach, London 1955, dt. Ausgabe Wiesbaden 
1956. ; 
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TE VERA EESWEEN RRLETRTHE DENE 


Landesinnern und Savannah, dem Kü- 
‚ stenplatz, spielt sich das moderne Kriegs- 
' geschehen gleichsam als Modellfall ab. 


Vier leichtbewegliche, von Requisitions- 


‚ kommandos umschwärmte und zugleich 
ı gesicherte Korps marschieren unter Sher- 
‘mans Führung durch die Kornkammer 


der Südstaaten, Georgia. Der Marsch 
zielt nicht auf die feindlichen Streit- 
kräfte, um diese zum Kampf zu stellen, 
sondern er umgeht Feind und Gefecht. 
Es gilt, die rückwärtigen Verbindungen 
der feindlichen Armeen zu durchkreuzen 
und die Wurzel ihrer Kampfkraft, die 


Heimat, anzuschlagen. Nicht der Waffen- 
‚, gang der Bewaffneten, sondern das der 
Heimat auferlegte Los soll die Sache ent- 


scheiden. Sherman handelt bewußt und 
zielsicher: „Wenn die (betroffenen) Leute 
ein Geschrei machen gegen meinen Bar- 
barismus und meine Grausamkeit, dann 
werde ich ihnen antworten, daß Krieg 
"nun einmal Krieg und kein Haschen nach 
Popularität ist. Wenn sie Frieden wollen, 
müssen sie und ihre Verwandten mit dem 
Krieg Schluß machen« (S. 308). Der Gene- 
ral auf der Gegenseite, der Schonung der 
Zivilbevölkerung gefordert hat, erfährt: 
»„Im Namen des gesunden Menschenver- 


standes... wenn wir Feinde sein müssen, 


lassen Sie uns Männer sein und ... uns 
nicht in solch heuchlerischen Appellen 
an Gott und Menschlichkeit ergehen« 
(S. 309). Sherman verabscheut Krieg und 
die Gewalttat; gerade darum aber fühlt 
er sich als Racheengel mit dem Flam- 


“menschwert, beauftragt, ein Volk zu stra- 


fen, das sich der Todsünde der Sezession 
und Kriegsstiltung schuldig gemacht hat. 
Mit ihm fühlen seine Truppen, nicht zu- 
letzt die schwärmenden Sonderkomman- 
dos, denen bald der Terror voran- und 
das Odium der Landplage nachgeht. Die 
Grenzen zwischen Requisition einerseits 
und Plünderung, Brandschatzung und son- 
stiger Gewalttat andererseits verwischen 
sich, und das Gelindeste, was den ver- 
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antwortlichen Führer des kühnen Unter- 
nehmens treffen müßte, wäre der Vor- 
wurf mangelnder Kontrol!e seiner Un- 
tergebenen, Da ist aber kein Vorwurf; 
Untat wird gegen Untat aufgerechnet 
durch den Feind gegen solche durch ei- 


gene Truppen, so jedenfalls im Zuge der 


Darlegung. Der Biograph, der die ge- 


heimsten Gedanken des Generals auf- 
sucht, findet auch dessen Selbstentschul- _ 


digung: »Jeff Davis (der politische Füh- 


rer der Konförderierten) ist für all’ das 


verantwortlich« (S. 339). 


Der Sieg der Nordstaaten im Jahre 1865, 


der die‘ Wirksamkeit der neuartigen 
Kriegführung zu bestätigen scheint, gibt 
L. H. Gelegenheit, auch einen anderen 
Sieg hervorzuheben, den Sieg, den Sher- 
man, wenigstens im Bereich seiner Zu- 
ständigkeit, über die Rachgier im eigenen 
Lager erringt. Der Parole »Hang Jeff Da- 
vise — vom Autor mit der »Hang the 
Kaiser«-Parole von, 1919 verglichen — 


steht der starke Versöhnungswille Sher-. 


mans entgegen; ebenso zeigt der Epilog 
des Werkes den General 
dienst für ein mit seiner Tat neugeeintes 
Vaterland. Soweit die militärische Bio- 
graphie, die ihren hohen Rang verdient 
hat und behaupten wird. 


Der Leser, der die neuartige Kriegfüh- 
rung mit gewissen Verfahrensweisen aus 
dem Dreißigjährigen Krieg vergleicht, 
die auch zu dieser Zeit nicht unbedingt 
originell waren, wird den berühmten 
Marsch durch Georgia keineswegs unter- 
bewerten. Er wird. aber den »indirect 
approach« am alten, heute vielleicht ein- 
fältig erscheinenden Begriff der »Waf- 
fenehre« prüfen. Waffenehre war stets nur 
im Waffengang mit den Streitkräften 
des Gegners zu erringen und zu bewäh- 
ren. Sie galt nicht nur Rittern und Kava- 
lieren, sondern auch Landsknechten mehr 
als der Sieg. Wenn die militärische Mo- 
derne demgegenüber den Schlag gegen 
Unbewaffnete in der Heimat zum Prin- 
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im Friedens- 


zip erheben wollte, so bedürfte es dazu 

u Bi ‚gewiß keiner Streitkräfte mehr; derlei 
könnte auch von Akteuren besorgt wer- 
den, die selbst einem Schinderhannes für 
seine Horde zu schlecht gewesen wären. 
Die Wechselbeziehungen zwischen Tat 

und Täter einerseits und Erfolg anderer- 
seits sind im Kriege nicht geringer, son- 
dern eher noch stärker als im Frieden. 

Das »Blutgeschäft«, wie der Waffengang 
. der Streitkräfte oft genannt wurde, ist 

= a kein Selbstzweck, aber ein Mittel, 


Zeiten haben es als zweckmäßig erkannt, 
diese Beschränkung einzuhalten; andere 
haben sie als unzweckmäßig verworfen. 
Niemals war die eine oder die andere 
Entscheidung endgültig und bindend oder 
entschuldigend für einen Zukunftskrieg. 
Der Marsch durch Georgia hat deshalb 
‘auch nur ein Faktum, nicht aber eine 
bindende Norm geschaffen. Es entspricht 
dem Wesen des Krieges, daß die seinem 
politischen Zweck gemäße strategische 
Konzeption jeweils neu erfunden werden 
muß. 


Lißberg/Oberhess. Ernst August Nohn 


ZYPERNS WEG 
ZUR UNABHÄNGIGKEIT 


Ludwig Dischler: Die Zypernfrage, 
4 Dokumente, Band XXXII, Herausge- 


Be ber: Forschungsstelle für Völkerrecht 
Y und ausländisches öffentliches Recht 
Bi der Universität Hamburg, Institut für 


N Internationales Recht an der Universi- 
tät Kiel, Institut für Völkerrecht der 
Universität Göttingen. 174 S., Alfred 
Metzner Verlag, Frankfurt a. M. — Ber- 
lin 1960. 


Am 16. August 1960, eine Minute nach 
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Mitternacht, verkündete: der letzte 


sche Gouverneur auf Zypern, Sir Huch“ 
Foot, in Nikosia das Ende der Kolonial- 
herrschaft der Krone über die lange 
Jahre von politischen Wirren und bluti- 
gen Unruhen heimgesuchte Insel. Seit die- 
ser Stunde ist Zypern unabhängige Re- 
publik, mag auch seine territoriale Inte- 
grität durch die Großbritannien verblei- 
benden militärischen Stützpunkte und 
Übungszonen noch empfindlich einge- 
schränkt sein. 


Gemessen an der andernorts so ein- 
drucksvoll bewiesenen Fähigkeit der bri- 
tischen Politik, auf die im Empire viru- 
lenten Zentrifugalkräfte rasch und ela- 
stisch zu reagieren, war der Weg zur Un- 
abhängigkeit für die Zyprioten unge- 
wöhnlich weit und steinig. Die strategi- 
sche Schlüsselposition Zyperns im öst- 
lichen Mittelmeer, die Uneinigkeit der 
beiden stärksten Volksgruppen der Insel 
(429 000 griechischen stehen 95 000 türki- 
sche Zyprioten gegenüber) und auch der 
wachsende Terrorismus der 1954 gebil- 
deten Untergrundbewesung EOKA zäh- 
len zu den Gründen, die London eine 
Preisgabe dieser Kolonie bis zuletzt 
schwer gemacht haben. 


Dischlers Dokumentation reicht vom Jah- 
re 1878, in dem England die Verwaltung 
Zyperns durch Vertrag mit der Hohen 
Pforte übernahm, bis zur Unterhaus-De- 
batte vom 19. März 1959, in der Aneurin 
Bevan eine ironisch-bittere Bilanz der 
reichlich spät zum guten Ende gebrachten 
Zypernpolitik der Regierung zieht !). Man 
mag es bedauern, daß D. die letzte Phase 
der Entwicklungzur Unabhängiskeit nicht 

& 
1) Bevans Fazit gilt nicht nur für Zypern: ‚At the 
end of the story we had reached what we had 
warned and prophesied at the beginning of the 
story. The history of this sort of struggle has now 
assumed a classic form. It never departs from it. 
First, we put people in gaol and attack them in the 
bitterest language, as we did with the Indian and 
the Irish leaders. We said that we could not ‚shake 


hands with murder‘ and then we did shake hands“ 
(S. 169). 
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hr berücksichtigen konnte: jene Rede 
‚des verstorbenen Labour-Führers stellt 
‚gleichwohl auf besondere Art einen sinn- 
vollen und markanten Abschluß dieses 
'Quellenwerkes zu acht Jahrzehnten nicht 
immer glücklicher zyprischer Geschichte 
(dar. 


|Die 36 im Wortlaut wiedergegebenen Do- 
'kumente erscheinen durchweg in ihren 
(Originalsprachen, ohne deutsche Über- 
‘setzung. Das ist ein begrüßenswertes 
\Wagnis. Denn gerade die nüchterne Dy- 


ınamik des Englischen, die in politischen. 


‘Texten besonders zwingend hervortritt, 
ımuß in der Übertragung verlorengehen, 
ıund mit ihr verliert sich ein wesentliches 
|Element zum Verständnis des ‚Milieus‘, 
(der Welt des angelsächsischen Pragma- 
{tismus, von dessen Geist der Stil Disraelis 
(Dokument 1) wie der Macmillans (Doku- 
ıment 31) in gleicher Weise geprägt sind. 
|Kein Wunder, daß auch die britische Po- 
iitik arm an Stilbrüchen ist. 


|Der dem Dokumententeil vorangestellte 
Inistorisch-politische Abriß der Zypern- 
{frage ist vornehmlich dem bewegten letz- 
tien Jahrzehnt gewidmet, in dem die Er- 
(eignisse sich überstürzen und jene Inter- 
ınationalisierung des Konflikts eintrat, die 
sich schon oft als Anfang vom Ende er- 
wiesen hat. Die Darstellung ist gut geglie- 
(dert, flüssig geschrieben und reich an 
Fakten und Material, die in der Doku- 
ımentation nicht enthalten sind. Ein wenig 
«störend ist die Neigung des Verf. zu hier 
ıunangebrachten persönlichen Kommen- 


taren wie »leider«, »bedauerlicherweise« 


etc. Unverständlich ist eine Bemerkung 
am Schluß des darstellenden Teiles. D. 
schreibt, es sei »interessant ..., daß Erz- 
bischof Makarios bei der Unterzeichnung 


- der Londoner Abmachung auf Veranlas- 


sung der hellenischen Abordnung zu sei- 
ner Erklärung hinzufügte: ‚agreed. foun- 


dation for a final settlement‘« (S. 60). Das 
erweckt den Eindruck, als ob es sich bei 


diesem »addendum«, wie D. es nennt, um 
einen im Alleingang angemeldeten helle- 
nischen Vorbehalt gegenüber der Endgül- 
tigkeit der Londoner Regelung vom Fe- 
bruar 1959 handele. Tatsächlich aber fin- 
det sich dieser Passus bereits in den zeit- 


lich früheren britischen und griechisch- 


türkischen Erklärungen; er kehrt sodann 
nicht nur in der Erklärung Makarios’, 
sondern auch in jener des Dr. Kutchuk 
und schließlich in dem von Macmillan, 
Karamanlis und Menderes unterzeichne- 
ten »Memorandum« wieder. Alle diese 
Dokumente sind übrigens im Anhang ab- 
gedruckt. 


Es hätte sich empfohlen, dem Buch eine 
Karte Zyperns beizugeben. Dann wäre 
beim Lesen der Korrekturen vielleicht 
auch bemerkt worden, daß die Insel nicht 
925 km? mißt (S. 8), sondern zehnmal so 
groß ist, daß man aber trotzdem unmös- 
lich von Paphos aus »mehrere hundert 
Kilometer nach Norden« ziehen kann 
(S. 53). 


Freiburg i. Br. Hartmut Jäckel 


Hinweise 


Friedrich Paulus: Ich stehe hier auf 
Befehl, Lebensweg und Nachlaß des 
Generalfeldmarschalls, Herausgeg. v. 
Walter Görlitz. 272 S., 43 Abb. u. 9 Kar- 
tenskizzen, _Verlag für Wehrwesen 
Bernard u. Graefe, Frankfurt a. M. 
1960. 


Die kritisch-wissenschaftliche Stalingrad- 


‚Sowjetzonenregierung 


 Literaturbestehtausder 1955 erschienenen, 
' sachkundigen Analyse von Hans Doerr '!) 


und einigen Zeitschriftenaufsätzen. Das 
ist bei der sprichwörtlichen Gründlichkeit 
des deutschen Volkes und der Wichtig- 
keit des Gegenstandes nicht eben viel. 


 Umsomehr durfte die Herausgabe des 


Paulus-Nachlasses neue Aufschlüsse er- 
warten lassen. Der vielgescholtene be- 
siegte Feldmarschall hatte in sowjeti- 
scher Gefangenschaft und als Gast der 
mehr als zwölf 
Jahre Zeit, Rechenschaft zu legen und 
das dokumentarische Material zur Re- 
konstruktion der Vorgänge zusammen- 
zutragen. Daß ihm dies mit der gebote- 
nen Gründlichkeit gelingen werde, durfte 
man vom ehemaligen stellvertretenden 
Generalstabschef des deutschen Heeres 
annehmen. 

In der Tat besteht der von Walter Gör- 
litz eingeleitete und kommentierte Nach- 
laß aus Niederschriften, die während der 
Gefangenschaft entstanden sind, aus Zeu- 
genaussagen und Bruchstücken eines spär- 
lichen Briefwechsels. Die — ein Viertel 
des Buches beanspruchenden — Nieder- 
schriften beziehen sich auf Paulus‘ Tätig- 
keit im OKH 1940—42 und als OB 
der 6. Armee. Paulus hat nach eigener 
Aussage nie Tagebuch geführt, Beson- 
ders überrascht die Tatsache, daß sich 


1) Hans Doerr, Der 


Darmstadt 1955. 


Feldzug nach Stalingrad, 
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der Feldmarschall keineswegs um doku- 


mentarische Nachweise und exakte Re- 
konstruktion bemüht hat. Er läßt es bei 
summarischen Darstellungen bewenden, 
deren Bruchstückhaftigkeit auch für den 
Laien evident ist. Ob man nun seine 
Niederschrift über die Planspiele im 
Winter 1940/41 zur Ostoperation oder 
über die Genesis der Kesselschlacht um 
Stalingrad prüft, immer fehlen wesent- 


liche Phasen der Entwicklung und Zeit- E 
räume, im Falle Stalingrad die gesamte 


»Armeelage« bis zur Einkesselung am 


.19. 1X. 1942 (!). 


Der Herausgeber hat sich bemüht, die- 
ses Manko durch Aufnahme anderweitig 


besorgter Dokumente und erläuternde 


Fußnoten zu beheben. Er stand dabei vor 


einer überschweren Aufgabe, denn außer 


einigen interessanten Details bieten die 
Paulus-Niederschriften weder Neues 
noch hinreichend Präzisiertes. Überdies 


haften ihnen zahlreiche Gedächtnisfehler 


an. Leider hat sich Görlitz auch hier nicht 
freimachen können von jenem apologeti- 
schen Stil, der die Qualität mancher flei- 
Big zusammengetragenen Arbeit aus sei- 
ner Feder beeinträchtigt. So erweist sich 
die mit Dokumenten angereicherte, Kom- 
mentierte Herausgabe des Paulus-Nach- 
lasses in mehr als nur methodischer Hin- 
sicht als Rückschritt gegenüber der 
Doerr’schen Arbeit, wenn sie auch einiges 
neues Licht wirft auf die Vorgänge nach 
der Einschließung, auf die umstrittenen 
Rollen v. Mansteins und Paulus’ beim 
Entsatzversuch Mitte Dezember 1942 und 
auf das meist schief beurteilte Verhältnis 
zwischen Paulus und seinem Stabschef 
Schmidt, der sich in der letzten Phase 
für die Kapitulation einsetzte. 


München Heinrich Uhlig 
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